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A. Allgemeine Grundsatze

§1 Auftrag der Johanniter, Dienstgemeinschaft

(1) Der Johanniterorden, seine Einrichtungen und Werke sind dem Auftrag der Diakonie verpflichtet,
das Evangelium Jesu Christi in Wort und Tat zu bezeugen.

(2) Alle in den Einrichtungen und Werken des Johanniterordens titigen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter bilden eine Dienstgemeinschaft (im Folgenden ,Die Johanniter”). Von den Mitgliedern dieser
Dienstgemeinschaft wird erwartet, dass ihr Verhalten innerhalb und auBerhalb des Dienstes der Ver-
antwortung fiir die Nachste und den Nichsten entspricht.

(3) Der Dienst der Johanniter geschieht im Auftrag Jesu Christi. Wer sich aus anderen Beweggriinden
zu diesem Dienst bereitfindet, ist Mitarbeiterin und Mitarbeiter mit gleichen Rechten und Pflichten;
sie bzw. er muss jedoch die evangelische Grundlage dieses Dienstes anerkennen.

(4) Der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber erwichst aus dem Wesen der Dienstgemeinschaft die
Pflicht zur Fiirsorge fiir jede einzelne Mitarbeiterin und jeden einzelnen Mitarbeiter.

§2 Geltungsbereich

Die Arbeitsvertragsrichtlinien des DWBO Anlage Johanniter gelten nach dienstvertraglicher Vereinba-
rung ab dem Stichtag des Inkrafttretens zum 01.01.2019 in Fortschreibung der seit dem 01.01.2010
geltenden AVR-J in den Einrichtungen und Werken des Johanniterordens, die in dem bei der Ge-
schaftsfiihrung der Arbeitsrechtlichen Kommission des DWBO gem3B §22 ARRO DWBO gefiihrten
Tarifregister aufgefiihrt sind und eine Einrichtung auf dem Gebiet des DWBO haben.



§3 Ausnahmen vom Geltungsbereich

Die AVR DWBO Anlage Johanniter gelten nicht fiir:

a) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Leistungsfihigkeit infolge einer korperlichen, geistigen,
seelischen oder sonstigen Behinderung beeintrachtigt ist und deren Rehabilitation oder Resoziali-
sierung durch Beschéaftigungs- und ArbeitstherapiemalBnahmen angestrebt wird;

b) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht in erster Linie aus Griinden der Erwerbstitigkeit be-
schéftigt werden, sondern vorwiegend zu ihrer Betreuung;

¢) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Sinne des § 8 Absatz 1 Nr. 2 Sozialgesetzbuch IV - SGB
IV - (kurzzeitige Beschiftigung) geringfiigig beschéftigt sind;

d) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die fiir einen fest umgrenzten Zeitraum ausschlieBlich oder
iberwiegend zum Zwecke ihrer Vor- oder Ausbildung beschaftigt werden, insbesondere Auszubil-
dende, Volontdre und Praktikanten, sofern nicht Anlage 10 anzuwenden ist;

—

e) MaBnahmeteilnehmende und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rahmen von Beschéftigungs-
férderungsmaBnahmen nach dem SGB Il oder SGB IlI (Arbeitsférderung) oder nach einem entspre-

chend gefdrderten 6ffentlichen Programm zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit;

f) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, mit denen in den Projektldndern der Johanniter-Auslandshilfe
als nationale Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein Arbeitsvertrag nach jeweils im Projektland
gliltigem Recht abgeschlossen wurde und deren Dienstort ausschlieBlich in Projektlandern liegt.



B. Einstellung — Versetzung - Probezeit

§4 Einstellung

(1) Der Dienstvertrag wird schriftlich auf der Grundlage des Nachweisgesetzes geschlossen. Der Mit-
arbeiterin bzw. dem Mitarbeiter ist eine Ausfertigung des Dienstvertrages auszuhdndigen. Nebenab-
reden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Eine Nebenabrede kann gesondert
gekiindigt werden. Soweit in diesen Fallen nichts anderes geregelt ist, gilt eine Kiindigungsfrist von 3
Monaten zum Ende eines Kalendermonats.

(2) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter, deren bzw. dessen Dienstverhiltnis befristet ist, soll bei der
Besetzung eines Dauerarbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieblichen
Maglichkeiten bevorzugt beriicksichtigt werden.

(3) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter hat auf Verlangen vor der Einstellung ihre bzw. seine kérperliche
Eignung (Gesundheitszustand und Arbeitsfahigkeit) durch das Zeugnis einer bzw. eines von der Dienstge-
berin bzw. von dem Dienstgeber bestimmten Arztin bzw. Arztes (i.d.R. Betriebsirztin bzw. Betriebsarzt)
nachzuweisen. Die Kosten der verlangten Untersuchung trdgt die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber.

§5 Personalakten

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter hat das Recht auf Einsicht in ihre bzw. seine vollstandige
Personalakte. Das Recht auf Akteneinsicht schlieBt das Recht ein, Abschriften bzw. Ablichtungen aus
den Personalakten zu fertigen. Das Akteneinsichtsrecht kann auch durch eine gesetzliche Vertreterin
bzw. einen gesetzlichen Vertreter oder eine hierzu schriftlich bevoliméchtigte Person ausgelibt wer-
den. Die Vollmacht ist zu den Personalakten zu nehmen. Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber kann
einen Bevollmachtigten zuriickweisen, wenn dies aus dienstlichen Griinden geboten ist.

(2) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter muss tiber Beschwerden und Behauptungen tatsichlicher Art,
die fiir sie bzw. flir ihn nachteilig werden konnen, vor Aufnahme in die Personalakte gehort werden. Die
AuBerung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters ist zu ihrer bzw. zu seiner Personalakte zu nehmen.

(3) Beurteilungen sind der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter unverziiglich bekannt zu geben. Die
Bekanntgabe ist aktenkundig zu machen.

(4) Niederschriften liber seelsorgerliche Angelegenheiten und Einsatznachsorge diirfen nicht in die
Personalakten aufgenommen werden.

§6 Arztliche Untersuchung nach erfolgter Einstellung

Bei gegebener Veranlassung kann die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber im Rahmen des Beschéafti-
gungsverhaltnisses durch eine Vertrauensarztin bzw. einen Vertrauensarzt oder durch das Gesundheits-
amt feststellen lassen, ob die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter dienstfahig oder frei von ansteckenden
Krankheiten ist. Das Ergebnis angeordneter Untersuchungen muss der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter
bekannt gegeben werden. Die Kosten dieser von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber angeordneten
Untersuchung tragt die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber.

8



§7 Umsetzung, Versetzung und Abordnung

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter kann im Rahmen ihres bzw. seines Dienstvertrages aus
dienstlichen oder betrieblichen Griinden auf einen anderen Arbeitsplatz der im Dienstvertrag ndher
bezeichneten Einrichtung bzw. ihrer Einrichtungsteile umgesetzt, versetzt oder abgeordnet werden.
Vor der Umsetzung, Versetzung oder Abordnung ist die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter zu horen.

(2) Von einer Versetzung oder Abordnung soll Abstand genommen werden, wenn sie der Mitarbeiterin
bzw. dem Mitarbeiter aus personlichen Griinden nicht zumutbar ist (z.B. mit Riicksicht auf ihre bzw.
seine Familie).

§8 Probezeit

Die ersten 6 Monate der Beschaftigung sind Probezeit, sofern nicht im Dienstvertrag auf eine Probezeit
verzichtet oder eine kiirzere Probezeit vereinbart worden ist.

§9 Besondere Dienstpflichten

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter hat Gber dienstliche Angelegenheiten, deren Geheimhaltung
ihrer Natur nach geboten oder durch allgemeine bzw. besondere Weisung der Dienstgeberin bzw. des
Dienstgebers angeordnet ist, Verschwiegenheit zu bewahren, und zwar auch noch nach Beendigung
des Dienstverhaltnisses. Bei der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten ist das
Datenschutzgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland in seiner jeweiligen Fassung zu beachten.

(2) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bediirfen zur Ausiibung jeder entgeltlichen Nebenbeschaftigung
der vorherigen Genehmigung durch die Dienstgeberin bzw. den Dienstgeber. Die Ubernahme einer nicht
entgeltlichen Nebenbeschiftigung ist der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber anzuzeigen. Die Neben-
beschéaftigung ist zu versagen, wenn durch die Auslibung der Nebenbeschaftigung betriebliche Belange
beeintrdchtigt werden.

(3) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter diirfen Belohnungen oder Geschenke in Bezug auf ihre dienstliche
Tatigkeit nur mit Zustimmung der Dienstgeberin bzw. des Dienstgebers annehmen. Werden einer Mit-
arbeiterin bzw. einem Mitarbeiter solche Belohnungen oder Geschenke in Bezug auf ihre bzw. seine
dienstliche Tatigkeit angeboten, so hat sie bzw. er dies der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber unver-
ziiglich und unaufgefordert mitzuteilen.

(4) Die pflegliche Behandlung aller im Eigentum oder Besitz der Einrichtung befindlichen materiellen und
immateriellen Giiter, einschlieBlich der Giiter Dritter, die von der Einrichtung genutzt werden, sowie die
sparsame Verwendung dieser Giiter, gehdren zu den Pflichten der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters.

(5) Eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter, die ihre bzw. der seine Dienstpflichten verletzt, ist der Dienst-
geberin bzw. dem Dienstgeber nach MaBgabe der gesetzlichen Bestimmungen zum Ersatz des daraus
entstehenden Schadens verpflichtet.



§10 Fort- und Weiterbildung

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind - unter Fortzahlung der bisherigen Vergiitung - zur Teilnahme
an von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber angeordneten Fort- und Weiterbildungen verpflichtet.
Bei Teilzeitkraften flihrt die Anordnung der Teilnahme an Fortbildungen zu einer Gutschrift gemaB
§ 11b Absatz 2, wenn diese Zeit liber die vereinbarte Arbeitszeit hinausgeht, es sei denn im Einzelfall
wird ein anderer Ausgleich vereinbart.

(2) Fuir von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber angeordnete Fort- und Weiterbildungen Gibernimmt
die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber die Kosten. Die Ubernahme weitergehender Aufwendungen durch
die Dienstgeberin bzw. durch den Dienstgeber und weitere Einzelheiten der Fortbildung kénnen durch
Dienstvereinbarung geregelt werden.

(3) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ist verpflichtet, der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber die
Kosten fiir eine Fort- oder Weiterbildung im Sinne des Absatz 2 zu ersetzen, wenn das Dienstverhaltnis
auf Wunsch der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters oder aus einem von ihr bzw. ihm zu vertretenden
Grunde endet. Satz 1 gilt nicht, wenn die Mitarbeiterin wegen Schwangerschaft oder wegen Nieder-
kunft in den letzten 3 Monaten gekiindigt oder einen Auflésungsvertrag geschlossen hat.

(4) Die Riickzahlungsverpflichtung fiir die Kosten von Fort- und Weiterbildungen gemaB Absatz 3 erfor-
dert eine vorherige einzelvertragliche Vereinbarung zwischen der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber
und der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter. Die Riickzahlungsmodalitdten sind entsprechend den von
dem Bundesarbeitsgericht entwickelten Grundsatzen in der einzelvertraglichen Vereinbarung zu regeln.
Dabei ist zu berlicksichtigen, dass die Bindungsdauer des Dienstnehmers abhéngig ist von dem AusmaB
der beruflichen Vorteile des Dienstnehmers, der Dauer der Fort- bzw. Weiterbildung, der Dauer der
bezahlten Freistellung von der Arbeit und der Héhe der Kosten.



C. Arbeitszeit

§11 Arbeitszeit

(1) Die regelméBige Arbeitszeit einer vollbeschiftigten Mitarbeiterin bzw. eines vollbeschiftigten Mit-
arbeiters betragt ausschlieBlich der Pausen durchschnittlich 40 Stunden wdchentlich. Die Woche beginnt
am Montag um 0.00 Uhr und endet am Sonntag um 24.00 Uhr. Fiir die Berechnung des Durchschnitts der
regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum von einem Kalenderjahr zugrunde zu legen. Die
durchschnittliche tigliche Arbeitszeit einer vollbeschaftigten Mitarbeiterin bzw. eines vollbeschaftigten
Mitarbeiters betragt 8 Stunden.

Der Tag beginnt um 0.00 Uhr und endet um 24.00 Uhr.

Bei Teilzeitbeschaftigten wird die regelmaBige wochentliche Arbeitszeit entsprechend dem Verhaltnis der
mit ihnen vereinbarten Arbeitszeit zur regelmaBigen Arbeitszeit einer vollbeschaftigten Mitarbeiterin
bzw. eines vollbeschiftigten Mitarbeiters festgelegt (X% von 40). Mit der Teilzeitbeschiftigten bzw. dem
Teilzeitbeschaftigten ist eine Vereinbarung zu treffen, wie ihre bzw. seine durchschnittliche regelmaBige
wochentliche Arbeitszeit im Rahmen der betriebsiiblichen bzw. dienstplanmaBigen Arbeit erfolgt.

(2) Die Arbeitszeit beginnt und endet an der Arbeitsstelle (Geb3ude, in dem sich der Arbeitsplatz bzw.
Umkleideraum befindet). Durch Dienstvereinbarung kann Abweichendes geregelt werden.

(3) Durch Dienstvereinbarung kann fiir besondere Mitarbeitergruppen festgelegt werden, dass einver-
nehmlich durch Nebenabrede zum Dienstvertrag mit der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter die regel-
maBige wochentliche Arbeitszeit auf bis zu 48 Stunden verlangert wird, wenn die die Arbeitszeit der
tibrigen Vollzeitbeschaftigten liberschreitende Zeit mit der Uberstundenvergiitung bezahlt wird. Die
Nebenabrede ist mit einer Frist von 6 Monaten kiindbar.

(4) Die tagliche Arbeitszeit darf 8 Stunden grundsatzlich nicht liberschreiten. Sie kann auf bis zu 10
Stunden téglich verlangert werden, wenn die Arbeitszeit wochentlich 48 Stunden im Durchschnitt von 12
Kalendermonaten (Ausgleichszeitraum) nicht tiberschreitet.

Die regelmaBige Arbeitszeit kann auf bis zu 10 Stunden tdglich und durchschnittlich 48 Stunden in der
Woche verldngert werden, wenn in sie regelmaBig eine Arbeitsbereitschaft von durchschnittlich min-
destens 2 Stunden taglich fallt. In diesem Fall ist die durchschnittliche tigliche Arbeitszeit entsprechend
der nach Unterabsatz 2 Satz 1 vereinbarten durchschnittlichen wochentlichen Arbeitszeit festzulegen.

Durch Dienstvereinbarung kann sie auf iber 10 Stunden téglich verldngert werden, wenn in die Arbeits-
zeit regelmaBig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fallt. Die tégliche Arbeitszeit darf im
Durchschnitt von einem Kalenderjahr 8 Stunden werktéglich nicht iberschreiten.

(5) Der Ausgleich einer Arbeitszeitverldngerung liber 8 Stunden hinaus muss so erfolgen, dass im Durch-
schnitt 8 Stunden werktaglich innerhalb des maBgeblichen Ausgleichszeitraums nicht liberschritten
werden. Das bedeutet grundsatzlich, dass die Summe der von der einzelnen Mitarbeiterin bzw. vom
einzelnen Mitarbeiter im Ausgleichszeitraum tatsdchlich geleisteten Arbeitsstunden die Summe der
fiir diesen Zeitraum zuldssigen Gesamtarbeitszeit nicht liberschreitet. Die zuldssige Gesamtarbeitszeit
ergibt sich aus der Summe der in den Ausgleichszeitraum fallenden Werktage multipliziert mit 8 Stunden.



Werktag ist jeder Kalendertag, der kein Sonntag oder gesetzlicher Feiertag ist. Ob der Werktag fiir den
Betrieb oder die betreffende Mitarbeiterin bzw. den betreffenden Mitarbeiter ein Arbeitstag ist, ist bei
der Ermittlung der in den Ausgleichszeitraum fallenden Werktage unerheblich. Es z&hlt jeder Werktag,
auch wenn er - regelmaBig oder gelegentlich - arbeitsfreier Tag ist. Gesetzliche Urlaubstage einschlieB-
lich der zusatzlichen Urlaubstage fiir Schwerbehinderte sowie Krankheitstage sind bei der Berechnung
der durchschnittlich 8-stlindigen werktaglichen Arbeitszeit pro Kalenderjahr als Tage mit einer Regelar-
beitszeit von 8 Stunden zu beriicksichtigen, oder aber sie sind bei der Ermittlung der Zahl der aus-
gleichsfahigen Arbeitstage in Abzug zu bringen; als Ausgleichstage kommen sie nicht in Betracht.

Tage sonstiger Arbeitsbefreiung wie unbezahlter Sonderurlaub oder Tage des unberechtigten Fern-
bleibens von der Arbeit kénnen dagegen als Ausgleichstage herangezogen werden. Das bedeutet, dass
sie bei der Berechnung des Jahresdurchschnitts als ein Ausgleichstag beriicksichtigt werden.

(6) Soweit die dienstlichen oder betrieblichen Verhltnisse es zulassen, soll an Samstagen nicht gearbeitet
werden.

In Einrichtungen, deren Aufgaben Sonntags-, Feiertags-, Wechselschicht-, Schicht- oder Nachtarbeit
erfordern, muss dienstplanmaBig bzw. betriebsiiblich entsprechend gearbeitet werden.

Bei Sonntags- und Feiertagsarbeit sollen jedoch im Monat 2 Sonntage arbeitsfrei sein, es sei denn, es
stehen dringende dienstliche oder betriebliche Erfordernisse entgegen. Wird dienstplanmaBig oder
betriebsiiblich an einem Sonntag oder an einem Wochenfeiertag gearbeitet, so darf die Mitarbeiterin
bzw. der Mitarbeiter an einem der Werktage innerhalb der folgenden 2 Wochen nicht zur Arbeitsleistung
verpflichtet werden, soweit dienstliche oder betriebliche Erfordernisse nicht entgegenstehen.

(7) Werden auBerhalb der dienstplanméBigen bzw. betriebsiiblichen Arbeitszeit Arbeitsstunden geleistet,
so gilt auch die fiir die Zu- und Abfahrt zur und von der Arbeitsstelle erforderliche Zeit als Arbeitszeit,
wobei jedoch mindestens eine Arbeitsstunde anzusetzen ist. Bei mehreren Inanspruchnahmen bis zum
nachsten dienstplanméBigen bzw. betriebsiiblichen Arbeitsbeginn wird die Stundengarantie nach Satz 1
nur einmal, und zwar fiir die kiirzeste Inanspruchnahme angesetzt.

Arbeitsstunden, die unmittelbar vor oder nach der dienstplanmidBigen bzw. betriebsiiblichen Arbeitszeit
oder wahrend der Rufbereitschaft geleistet werden, gelten nicht als auBerplanmaBige Arbeitszeit im
Sinne des Unterabsatz 1.

(8) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach einem Dienstplan arbeiten, dort im Frei geplant sind
und in die Entgeltgruppen 1 bis 8 eingruppiert sind, erhalten zusatzlich zur Gutschrift aller geleisteten
Dienste auf dem Arbeitszeitkonto 30,00 EUR brutto fiir jede freiwillige und kurzfristige Ubernahme von
Diensten. Dieser Betrag ist mit dem monatlichen Entgelt analog § 23a Absatz 1 AVR DWBO Anlage
Johanniter abzurechnen.

Eine freiwillige und kurzfristige Ubernahme von Diensten nach Satz 1 ist gegeben, wenn die Anderung
des Dienstplanes weniger als 96 Stunden vor dem zu ibernehmenden Dienst mit der Mitarbeiterin bzw.
dem Mitarbeiter auf Veranlassung des Dienstgebers vereinbart wird und der libernommene Dienst
tatsachlich angetreten wurde.



Des Weiteren konnen bessere Regelungen und die Art der Durchfiihrung durch Dienstvereinbarung
vereinbart werden.

§ 11a Pausen, Ruhezeit und Arbeitsunterbrechungen

(1) Die Arbeitszeit ist mindestens durch die gesetzlich vorgeschriebenen Ruhepausen zu unterbrechen
(8 4 Arbeitszeitgesetz — ArbZG). Die Ruhepausen werden nicht auf die Arbeitszeit angerechnet.

(2) Durch Dienstvereinbarung kann

a) in Betrieben mit Wechselschicht und/oder Schichtarbeit die Gesamtdauer der Ruhepausen nach
§4 Satz 2 ArbZG auf Kurzpausen von angemessener Dauer aufgeteilt werden;

b) bei der Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen die Lage und Dauer der Ruhepausen der
Eigenart dieser Tatigkeit und dem Wohl dieser Personen angepasst werden.

In der Dienstvereinbarung ist festzulegen, fiir welche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Kurzpausen-
regelung anzuwenden ist. Sofern die einzelne Mitarbeiterin bzw. der einzelne Mitarbeiter wihrend der
Pause den Arbeitsplatz nicht verlassen kann, sind die Kurzpausen zu bezahlen.

(3) Nach Beendigung der téglichen Arbeitszeit missen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine
ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 11 Stunden haben. In Einrichtungen zur Behandlung, Pflege
und Betreuung von Personen kann die Ruhezeit um eine Stunde gekiirzt werden, wenn jede Verkiirzung
der Ruhezeit innerhalb von 4 Wochen durch Verldngerung einer anderen Ruhezeit auf mindestens 12
Stunden ausgeglichen wird.

(4) Die Ruhezeit kann durch Dienstvereinbarung um bis zu 2 Stunden verkiirzt werden, wenn die Art der
Arbeit dies erfordert und die Kiirzung der Ruhezeit innerhalb von ldngstens 8 Wochen ausgeglichen
wird.

(5) Werden unmittelbar vor Beginn der dienstplanméBigen bzw. betriebsiiblichen tiglichen Arbeits-
zeit oder in unmittelbarem Anschluss daran angeordnete oder genehmigte Arbeitsstunden geleistet,
sind die dadurch zusatzlich notwendigen, gesetzlich vorgeschriebenen Pausen zu bezahlen.

(6) Hat eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter langer als 60 Minuten an einem Bildschirmgerat zu arbei-
ten (stdndiger Blickkontakt zum Bildschirm oder laufender Blickwechsel zwischen Bildschirm und Vor-
lage), wird nach Ablauf von jeweils 50 Minuten Arbeit der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter Gelegenheit
fiir eine 5- bis 10-miniitige Arbeitsunterbrechung gegeben. Arbeitsunterbrechungen nach Satz 1 entfal-
len, wenn Pausen und sonstige Arbeitsunterbrechungen sowie Tatigkeiten, die die Beanspruchungsmerk-
male nach Satz 1 nicht aufweisen, anfallen. Die Unterbrechungen diirfen nicht zusammengezogen und
nicht an den Beginn oder das Ende der tdglichen Arbeitszeit der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters
gelegt werden. Unterbrechungen nach Satz 1 werden auf die Arbeitszeit angerechnet.



§ 11b Arbeitszeitkonten

(1) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber richtet fiir jede Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter ein
Jahresarbeitszeitkonto ein und fiihrt dieses, soweit einzelvertraglich keine anderweitige Regelung
getroffen wurde. Besteht Einvernehmen zwischen Dienstgeberin bzw. Dienstgeber und Mitarbeiterin
bzw. Mitarbeiter, kann zusatzlich ein Langzeitkonto eingerichtet werden.

(2) Die geleistete Arbeitszeit ist auf dem Jahresarbeitszeitkonto gutzuschreiben. Abrechnungszeit-
raum ist das Kalenderjahr. In einer Dienstvereinbarung kann aus betrieblichen Griinden ein von Satz 2
abweichender gleichlanger Abrechnungszeitraum festgelegt werden.

(3) Zeiten des entschuldigten bezahlten Fernbleibens vom Dienst (z.B. Urlaub, Arbeitsunfahigkeit und
Dienstbefreiung nach § 13) werden mit der dienstplanmiBigen bzw. betriebsiiblichen Arbeitszeit, in
Ermangelung derselben mit einem Fiinftel der arbeitsvertraglich vereinbarten wochentlichen Arbeits-
zeit pro Fehltag gutgeschrieben.

(4) Auf Antrag der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters kann der tiber den nach dem Bundesurlaubsge-
setz zustehenden Mindesturlaub hinausgehende Resturlaub durch Vereinbarung zwischen der Mitarbei-
terin bzw. dem Mitarbeiter und der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber auf einem Arbeitszeitkonto
gutgeschrieben werden.

(5) Der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter ist jeweils zu Beginn eines Kalendermonats der aktuelle
Kontostand ihres bzw. seines jeweiligen Jahresarbeitszeitkontos mitzuteilen (Monatsarbeitszeitsaldo).
Dabei werden die jeweiligen monatlichen Kontensaldi zu einem fortlaufenden Jahresarbeitszeitsaldo
aufaddiert.

Pro Kalendermonat kann von der monatlichen Soll-Arbeitszeit um jeweils bis zu 30 Plusstunden bzw.
bis zu 30 Minusstunden abgewichen werden. Im Einzelfall kann die monatliche Soll-Arbeitszeit auch um
mehr als 30 Minusstunden unterschritten werden, wenn hieriiber zuvor eine Vereinbarung zwischen der
Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter und der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber getroffen wurde. Wird
die monatliche Soll-Arbeitszeit um mehr als 30 Stunden tiberschritten, so verfallen diese liber 30 Stunden
hinausgehenden Stunden, es sei denn, sie gelten als Uberstunden im Sinne des § 11¢ Absatz 3 oder iiber
die Anrechnung dieser Plusstunden auf einem Arbeitszeitkonto wurde zuvor eine Vereinbarung zwischen
der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter und der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber getroffen.

Der fortlaufende Jahresarbeitszeitsaldo darf 50 Minusstunden nicht liberschreiten.

(6) Bis zu 150 Plusstunden bzw. bis zu 50 Minusstunden kénnen auf das nachste Kalenderjahr tibertragen
werden.

(7) Fir einzelne Arbeitsbereiche mit erheblichen Auslastungsschwankungen, z.B. Saisonarbeit, kann
durch Dienstvereinbarung festgelegt werden, dass zum Zwecke einer Verstetigung der Beziige von den
Grenzen der Absétze 5 und 6 abgewichen werden kann.

(8) Weist der Jahresarbeitszeitsaldo zum Ende des Abrechnungszeitraums ein Zeitguthaben von mehr
als 150 Stunden auf, so ist das diese Hochstgrenze von 150 Stunden iibersteigende Zeitguthaben
innerhalb der ndchsten 4 Monate zusammenhidngend in Freizeit auszugleichen. Findet ein Zeitaus-

14



gleich innerhalb dieser Frist aus dienstlichen oder betrieblichen Griinden, wegen Arbeitsunfahigkeit
oder wegen Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz nicht statt oder kann er aus tatsdchlichen
Griinden nicht stattfinden, so ist das Zeitguthaben als anteilige Vergiitung auszubezahlen. Zur
Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Entgelts ist das Entgelt der Mitarbeiterin
bzw. des Mitarbeiters (§ 17 Absatz 1) durch das 4,348fache ihrer bzw. seiner regelmaBigen wochent-
lichen Arbeitszeit zu teilen.

(9) Dem Antrag einer Mitarbeiterin bzw. eines Mitarbeiters auf Zeitausgleich vom Jahresarbeitszeit-
konto ist zu entsprechen, es sei denn, es stehen dringende dienstliche bzw. betriebliche Interessen
oder die Interessen anderer Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter, die unter sozialen Gesichtspunkten
Vorrang verdienen, entgegen.

(10) Wahrend eines Zeitausgleichs verringert sich das Arbeitszeitkonto um die Arbeitsstunden, die die
Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ohne den Zeitausgleich wahrend dieses Zeitraumes dienstplan-
mafBig bzw. betriebsiiblich geleistet hatte, in Ermangelung einer solchen Festlegung um ein Fiinftel
der arbeitsvertraglich vereinbarten wdchentlichen Arbeitszeit pro Ausgleichstag.

Erkrankt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter wahrend des Zeitausgleiches gilt § 32 Absatz 8 ent-
sprechend.

(11) Fiir die Dauer eines Zeitausgleichs werden das Entgelt (§ 17 Absatz 1) und die in Monatsbetrdgen
festgelegten Zulagen mit Ausnahme der Zulage nach § 17 Absatz 2 Buchst. d) weitergezahlt. Bis zur
Dauer von 2 Monaten wahrend eines Zeitausgleichs vom Jahresarbeitszeitkonto wird eine Zulage
gemaB § 21 weitergezahlt.

(12) Wird fiir die Mitarbeiterin bzw. den Mitarbeiter ein Langzeitkonto eingerichtet, so sind durch
Vereinbarung zwischen der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter und der Dienstgeberin bzw. dem
Dienstgeber oder durch Dienstvereinbarung Regelungen zur Ansammlung und zum Ausgleich von
Zeitguthaben auf dem Langzeitkonto zu treffen.

(13) Die Jahres- und Langzeitkonten sind bis zur Beendigung des Dienstverhiltnisses auszugleichen.
Ist ein Ausgleich des Arbeitszeitkontos bis zum Ausscheiden nicht mdglich, ist das Zeitguthaben oder
die Zeitschuld mit den letzten Monatsbeziligen auszugleichen.

Dieses gilt auch bei Tod der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters.

(14) Durch Dienstvereinbarung kann vereinbart werden, dass prozentual festgelegte Zeitzuschlige ent-
sprechend der angegebenen Prozentzahl in Stunden umgerechnet und einem Arbeitszeitkonto gutge-
schrieben werden (Faktorisierung). Im Rahmen dieser Dienstvereinbarung sind auch Regelungen tiber
die Ansammlung und den Ausgleich des durch Faktorisierung erworbenen Zeitguthabens zu treffen.

(15) Teilzeitmitarbeiterinnen bzw. Teilzeitmitarbeiter und Dienstgeberin bzw. Dienstgeber kénnen ein-
vernehmlich eine individualvertragliche Regelung treffen, nach der geleistete Mehrarbeit statt durch
Gutschrift auf dem Arbeitszeitkonto unmittelbar durch Entgeltzahlung abgegolten wird. Diese Rege-
lung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Monatsende von jeder Partei gekiindigt werden.



§ 11¢ Plusstunden, Uberstunden und Minusstunden

(1) Plusstunden sind die tiber die jeweilige monatliche Soll-Arbeitszeit einer Mitarbeiterin bzw. eines
Mitarbeiters hinaus geleisteten Arbeitsstunden. Die monatliche Soll-Arbeitszeit einer Mitarbeiterin
bzw. eines Mitarbeiters ergibt sich aus der Multiplikation der durchschnittlichen taglichen Arbeits-
zeit einer Mitarbeiterin bzw. eines Mitarbeiters (§ 11 Absatz 1) mit der Anzahl der Wochentage von
Montag bis Freitag in dem jeweiligen Kalendermonat.

Die Anzahl der Wochentage von Montag bis Freitag in einem Kalendermonat reduziert sich um einen
Tag fiir jeden Feiertag sowie jeweils den 24. und den 31. Dezember eines Kalenderjahres, wenn diese
Tage auf einen Wochentag zwischen Montag und Freitag fallen.

(2) Plusstunden sind im Rahmen der betriebsiiblichen bzw. dienstplanm&Bigen Arbeit von allen voll-
beschaftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu leisten. Fiir Teilzeitbeschaftigte diirfen Plusstunden
nicht angeordnet werden. Mit Teilzeitbeschéftigten kann die Ableistung von Plusstunden vereinbart
werden. Die bzw. der Teilzeitbeschaftigte kann die nach Satz 3 vereinbarten Plusstunden dann ablehnen,
wenn diese fiir sie bzw. ihn unzumutbar sind.

(3) Uberstunden entstehen, wenn die monatliche Plusstundengrenze von 30 Stunden (§ 11b Absatz 5)
auf Basis der monatlichen Soll-Arbeitszeit einer vollbeschaftigten Mitarbeiterin bzw. eines vollbeschaf-
tigten Mitarbeiters tiberschritten wird, sofern diese Arbeitsstunden angeordnet oder genehmigt sind. Im
Falle einer Dienstvereinbarung nach § 11b Absatz 7 richtet sich die Entstehung von Uberstunden nach
der Dienstvereinbarung. Uberstunden werden auf Basis des anteiligen Monatsentgelts nach § 17
Absatz 1 zzgl. eines Zeitzuschlages gemaB § 22 bezahlt.

(4) Uberstunden sind von vollbeschaftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf Anordnung zu leisten.
Mit Teilzeitbeschiftigten kann die Ableistung von Uberstunden vereinbart werden. Die bzw. der Teilzeit-
beschéaftigte kann die vereinbarten Uberstunden dann ablehnen, wenn diese fiir sie bzw. ihn unzumut-
bar sind. Uberstunden sind jedoch auf dringende Félle zu beschrinken und méglichst gleichmaBig auf
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu verteilen. Soweit ihre Notwendigkeit voraussehbar ist, sind sie
spatestens am Vortage anzusagen.

(5) Minusstunden entstehen, wenn die Anzahl der tatsichlich in einem Kalendermonat geleisteten Ar-
beitsstunden die jeweilige monatliche Soll-Arbeitszeit einer Mitarbeiterin bzw. eines Mitarbeiters (Ab-
satz 1 Satz 2) unterschreitet. Sie werden dem Jahresarbeitszeitkonto in Hohe der jeweiligen Differenz
belastet.

(6) Durch Dienstvereinbarung oder Einzelarbeitsvertrag kann im Sinne des § 7e SGB IV eine Regelung zur
Sicherung der den Zeitguthaben entsprechenden Werte fiir den Insolvenzfall getroffen werden.

§ 11d Arbeitszeit bei Dienstreisen

Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswartigen Geschaftsort als
Arbeitszeit. Es wird jedoch fiir jeden Tag einschlieBlich der tatsachlichen Reisezeiten in der Regel ein
Flinftel der regelmédBigen wochentlichen Arbeitszeit gutgeschrieben. Von dieser Regelung kann durch
Dienstvereinbarungen abgewichen werden.
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§ 11e Formen der Arbeit

(1) DienstplanmiBige Arbeit ist die Arbeit, die innerhalb der regelmiBigen Arbeitszeit an den nach
dem Dienstplan festgelegten Kalendertagen regelmaBig zu leisten ist.

(2) Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, bei denen ununterbrochen bei Tag und Nacht,
werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird. Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem
Schichtplan (Dienstplan), der einen regelwmiBigen Wechsel der téglichen Arbeitszeit in Schichten
vorsieht, bei denen die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter durchschnittlich spatestens nach Ablauf eines
Monats erneut zur Nachtschicht (Nachtschichtfolge) herangezogen wird. Ist zu bestimmten Zeiten nur
Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst zu leisten, ist diese Voraussetzung nicht erfiillt.

Wechselschichtarbeit setzt voraus, dass die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter nach dem Dienstplan in
allen Schichten (Friihschicht, Spatschicht, Nachtschicht) zur Arbeit eingesetzt ist; Arbeitsbereitschaft
oder Bereitschaftsdienst reichen nicht aus.

(3) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan (Dienstplan), der einen regelmaBigen Wechsel
der taglichen Arbeitszeit in Zeitabschnitten von ldngstens einem Monat von einer Schichtart in eine
andere (z.B. von der Friihschicht in die Spatschicht oder gegebenenfalls in die Nachtschicht) vorsieht.

Schichtarbeit erfordert gegeniiber Wechselschichtarbeit keinen ununterbrochenen Fortgang der Arbeit
liber 24 Stunden an allen Kalendertagen, setzt jedoch ebenfalls sich ablésende Schichten voraus. Die
Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter muss spitestens nach einem Monat in eine andere Schichtart (z.B.
von der Friihschicht in die Spétschicht oder gegebenenfalls in die Nachtschicht) wechseln.

(4) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 23.00 und 6.00 Uhr.

§ 11f Nachtarbeitnehmerinnen und Nachtarbeitnehmer

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in der Zeit von 23.00 bis 6.00 Uhr mehr als 2 Stunden arbeiten
und dies

a) aufgrund ihrer Arbeitszeitgestaltung normalerweise in Wechselschicht oder
b) an mindestens 48 Tagen im Kalenderjahr,
sind Nachtarbeitnehmerinnen bzw. Nachtarbeitnehmer (im Sinne des Arbeitszeitgesetzes).

(2) Die tagliche Arbeitszeit der Nachtarbeitnehmerinnen bzw. Nachtarbeitnehmer darf 8 Stunden nicht
liberschreiten. Sie kann auf bis zu 10 Stunden nur verldngert werden, wenn innerhalb von 4 Wochen im
Durchschnitt 8 Stunden tiglich nicht tiberschritten werden. Fiir Zeiten, in denen Nachtarbeitnehmerinnen
bzw. Nachtarbeitnehmer nicht gemaB Absatz 1 arbeiten, gilt der Ausgleichszeitraum des § 11 Absatz 1.

Durch Dienstvereinbarung kann geregelt werden, dass die tdgliche Arbeitszeit auf bis zu 12 Stunden ver-
langert wird, wenn innerhalb von 4 Wochen im Durchschnitt 8 Stunden taglich nicht Giberschritten werden.

(3) Die regelmiBige Arbeitszeit kann auf bis zu 10 Stunden téglich und durchschnittlich 48 Stunden
in der Woche verldngert werden, wenn in die Arbeitszeit regelmaBig und in erheblichem Umfang

Arbeitsbereitschaft fallt.
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(4) Nachtarbeitnehmerinnen bzw. Nachtarbeitnehmer im Sinne des Absatz 1 sind berechtigt, sich vor
Beginn der Beschaftigung und danach in regelmaBigen Zeitabstanden von nicht weniger als 3 Jahren
arbeitsmedizinisch untersuchen zu lassen. Nach Vollendung des 50. Lebensjahres steht Nachtarbeit-
nehmerinnen bzw. Nachtarbeitnehmern dieses Recht in Zeitabstdnden von einem Jahr zu. Die Kosten der
Untersuchungen hat die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber zu tragen, sofern die Untersuchungen fiir
die Nachtarbeitnehmerinnen bzw. Nachtarbeitnehmer nicht kostenlos durch eine Betriebsarztin bzw.
einen Betriebsarzt oder einen betrieblichen Dienst von Betriebsarztinnen und Betriebsdrzten angeboten
werden.

(5) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber hat Nachtarbeitnehmerinnen bzw. Nachtarbeitnehmer auf
deren Verlangen auf einen fiir sie geeigneten Tagesarbeitsplatz umzusetzen, wenn

a) nach arbeitsmedizinischer Feststellung die weitere Verrichtung von Nachtarbeit die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in ihrer Gesundheit gefdhrdet oder

b) im Haushalt der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters ein Kind unter 12 Jahren lebt, das nicht von einer
anderen im Haushalt lebenden Person betreut werden kann, oder

c) die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter einen schwerpflegebediirftigen Angehdrigen zu versorgen
hat, der nicht von einem anderen im Haushalt lebenden Angehdrigen versorgt werden kann, sofern
dem nicht dringende betriebliche Erfordernisse entgegenstehen.

(6) Es ist sicherzustellen, dass Nachtarbeitnehmerinnen bzw. Nachtarbeitnehmer den gleichen Zugang
zur betrieblichen Weiterbildung und zu aufstiegsfordernden MaBnahmen haben wie die librigen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter.

§ 11g Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, sich auf Anordnung der Dienstgeberin bzw.
des Dienstgebers auBerhalb der vertraglichen Soll-Arbeitszeit an einer von der Dienstgeberin bzw. vom
Dienstgeber bestimmten Stelle aufzuhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen (Bereitschafts-
dienst). Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten
ist, dass zwar Arbeit anféllt, erfahrungsgemaB aber die Zeit ohne Arbeitsleistung liberwiegt.

Die anfallenden Bereitschaftsdienste sollen auf die am Bereitschaftsdienst teilnehmenden Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter gleichmaBig und in einem angemessenen Verhaltnis zu ihrer individuell vereinbarten
regelmaBigen Arbeitszeit verteilt werden.

(2) Durch Bereitschaftsdienst kann die tagliche Arbeitszeit auf bis zu 16 Stunden verldngert werden,
wenn mindestens die 10 Stunden {iberschreitende Zeit im Rahmen von Bereitschaftsdienst geleistet
wird; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlangert diesen Zeitraum nicht. Dabei diirfen im Durch-
schnitt nur 8 Dienste pro Monat und max. 96 Dienste im Kalenderjahr angeordnet werden. Werden
flir Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter nicht nur Bereitschaftsdienste, sondern auch Rufbereitschaften
angeordnet, so zdhlen 2 Rufbereitschaften als ein Bereitschaftsdienst.



Unter den Voraussetzungen einer Priifung alternativer Arbeitszeitmodelle, einer Belastungsanalyse
durch die Arbeitssicherheitskraft sowie den Arbeitsmediziner gemaB §5 des Arbeitsschutzgesetzes
(ArbSchG) und den daraus ggf. resultierenden MaBnahmen zur Gew&hrleistung des Gesundheitsschut-
zes kann durch Dienstvereinbarung die tagliche Arbeitszeit auf bis zu 24 Stunden verlangert werden.
Die tagliche Arbeitszeit kann auf bis zu 24 Stunden verlangert werden, wenn mindestens die 8 Stunden
liberschreitende Zeit im Rahmen von Bereitschaftsdienst geleistet wird, unter Beibehaltung der Rege-
lungen des Unterabsatz 1. Die Dienstvereinbarung muss vorsehen, dass im Anschluss an eine Uber
16-stiindige Arbeitszeit der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter 24 Stunden Ruhezeit gewahrt wird.

Durch Dienstvereinbarung kann weiterhin die tdgliche Arbeitszeit auch ohne Ausgleich liber 8 Stunden
verlangert werden. In der Dienstvereinbarung ist der Personenkreis festzulegen, der von dieser Mdg-
lichkeit Gebrauch machen kann. Die Verlangerung der Arbeitszeit ohne Ausgleich kann nur mit der
schriftlichen Einwilligung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters erfolgen. Die Einwilligung kann mit
einer Frist von 6 Monaten in Textform widerrufen werden. Die durchschnittliche wdchentliche
Hochstarbeitszeit je Kalenderjahr darf dabei 58 Stunden nicht liberschreiten. Erreicht die tatsdchliche
wochentliche Arbeitszeit 60 Stunden, muss der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter in der darauf
folgenden Woche mindestens 2 x 24 Stunden Ruhezeit gewéhrt werden.

In Notfédllen kann von den Regelungen der Unterabsétze 1 bis 3 abgewichen werden, wenn sonst die
Versorgung der Patienten und Patientinnen nicht sichergestellt wére.

In den Fallen, in denen die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter Teilzeitarbeit vereinbart hat, verringern
sich die Hochstgrenzen der Arbeitszeit in den Unterabsdtzen 1 bis 3 in demselben Verhéltnis, wie die
Arbeitszeit dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu der regelmdBigen Arbeitszeit der Vollzeitbe-
schaftigten verringert worden ist. Dabei werden sowohl die Hochstarbeitsstunden als auch die Bereit-
schaftsdienste ab einem Wert von 0,5 auf die nichste volle Stunde bzw. den nichsten vollen Dienst
auf-, bei Werten, die unter 0,5 liegen, wird auf die ndchste volle Stunde bzw. den ndchsten vollen Dienst
abgerundet. Mit Zustimmung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters oder aufgrund von dringenden
dienstlichen oder betrieblichen Belangen kann hiervon abgewichen werden.

(3) Nach dem MaB der wihrend des Bereitschaftsdienstes erfahrungsgemaB durchschnittlich anfallenden
Arbeitsleistung wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes wie folgt als Arbeitszeit faktorisiert:

Arbeitsleistung innerhalb des Bewertung
Stufe Bereitschaftsdienstes als Arbeitszeit
l. 0 bis 10 % 42 %
I. > 10 bis 25 % 55 %o
1. > 25 bis 40 % 70 %
IV. > 40 bis 49 % 85 %

Ein hiernach der Stufe | zugeordneter Bereitschaftsdienst wird der Stufe |l zugeteilt, wenn die Mitar-
beiterin bzw. der Mitarbeiter wahrend des Bereitschaftsdienstes in der Zeit von 22.00 bis 6.00 Uhr
erfahrungsgemaB durchschnittlich mehr als dreimal dienstlich in Anspruch genommen wird.



(4) Die nach Absatz 3 errechnete Arbeitszeit kann bis zum Ende des 3. Kalendermonats durch entspre-
chende Arbeitsbefreiung abgegolten werden (Freizeitausgleich). Fiir den Freizeitausgleich ist eine
angefangene halbe Stunde, die sich bei der Berechnung nach Absatz 3 ergeben hat, auf eine halbe
Stunde aufzurunden.

(5) Kann ein Freizeitausgleich nicht gewédhrt werden, wird die nach Absatz 3 errechnete Arbeitszeit
mit dem Uberstundenentgelt gem3B Anlage 7a bis Anlage 7b vergiitet. Durch Nebenabrede zum
Dienstvertrag kann abweichend von Absatz 4 ein anderer Ausgleichszeitraum vereinbart werden.

(6) Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt durch Dienstvereinbarung.
Die Dienstvereinbarung ist mit einer Frist von 3 Monaten jeweils zum Ende eines Monats kiindbar.

(7) Fiir die Feststellung der Zahl der Bereitschaftsdienste im Sinne des Absatz 2 Unterabsatz 1 rechnen
die innerhalb von 24 Stunden vom Dienstbeginn des einen bis zum Dienstbeginn des folgenden Tages
oder innerhalb eines anders eingeteilten gleich langen Zeitraumes (24-Stunden-Wechsel) vor, zwischen
oder nach der dienstplanmadBigen Arbeitszeit geleisteten Bereitschaftszeiten zusammen als ein Bereit-
schaftsdienst. Werden die innerhalb des 24-Stunden-Wechsels anfallenden Bereitschaftszeiten nicht
von derselben Mitarbeiterin bzw. demselben Mitarbeiter geleistet oder wird innerhalb von 24 Stunden
in mehreren Schichten gearbeitet, rechnen je 16 Bereitschaftsstunden als ein Bereitschaftsdienst.

(8) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, sich auf Anordnung der Dienstgeberin bzw.
des Dienstgebers auBerhalb der regelm&Bigen Arbeitszeit an einer der Dienstgeberin bzw. dem Dienst-
geber anzuzeigenden Stelle aufzuhalten, um auf Abruf die Arbeit innerhalb eines angemessenen Zeit-
raumes aufzunehmen (Rufbereitschaft). Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber darf Rufbereitschaft
nur anordnen, wenn erfahrungsgemaB lediglich in Ausnahmefallen Arbeit anfallt.

Leistet die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter in der Regel nur Rufbereitschaft und nicht auch Bereit-
schaftsdienst, diirfen im Kalendermonat nicht mehr als 12 Rufbereitschaften angeordnet werden. Als
eine Rufbereitschaft gilt ein Zeitraum von 24 Stunden, in dem die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter
zur Rufbereitschaft herangezogen wird. Die Zahl der Rufbereitschaften darf iiberschritten werden, wenn
sonst die Versorgung der Patientinnen und Patienten nicht sichergestellt wére. Die anfallenden Rufbe-
reitschaften sollen auf die an der Rufbereitschaft teilnehmenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gleichmaBig und in einem angemessenen Verhaltnis zu ihrer individuell vereinbarten regelméaBigen
wochentlichen Arbeitszeit verteilt werden.

Die Zeit der Rufbereitschaft wird mit 12,5% als Arbeitszeit gewertet und mit dem Uberstundenentgelt
gemaB Anlage 7a bis Anlage 7b vergiitet.

Fiir die anfallende Arbeit einschlieBlich einer etwaigen Wegezeit werden daneben das Uberstunden-
entgelt sowie etwaige Zeitzuschldge gezahlt. Fiir eine Heranziehung zur Arbeit auBerhalb des Aufent-
haltsortes werden mindestens 3 Stunden angesetzt. Wird die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter wahrend
der Rufbereitschaft mehrmals zur Arbeit herangezogen, wird die Stundengarantie nur einmal, und zwar
fiir die kiirzeste Inanspruchnahme, angesetzt. Das Uberstundenentgelt entfillt, soweit entsprechende
Arbeitsbefreiung gewéhrt wird (Freizeitausgleich).
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(9) Kiirzungen der Ruhezeit durch Inanspruchnahme wiahrend der Rufbereitschaft, die nicht mehr als
die Halfte der Ruhezeit betragen, miissen innerhalb von langstens 8 Wochen ausgeglichen werden.

(10) Fiir die Zeiten eines Freizeitausgleichs nach Absatz 4 und Absatz 8 Unterabsatz 4 werden das Entgelt
nach § 17 Absatz 1 und die in Monatsbetragen festgelegten Zulagen mit Ausnahme der Zulage nach § 17
Absatz 2 Buchst. d) fortgezahlt.

(11) Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die sténdig zu Bereitschaftsdienst oder Rufbereitschaft her-
angezogen werden, kann durch Nebenabrede zum Dienstvertrag eine pauschale Abgeltung vereinbart
werden. Die Nebenabrede ist mit einer Frist von 3 Wochen zum Monatsende kiindbar.

(12) Fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rettungs- und Einsatzdienst gilt diese Regelung mit Aus-
nahme der Begrenzung der Anzahl der Einsdtze nach Absatz 2 Unterabsatz 1 dieser Regelung.

(13) Zeiten des Bereitschaftsdienstes gelten unter dem Aspekt des Arbeitsschutzes als Arbeitszeit.

§11h Sonderregelungen fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemaB § 18 Absatz 1 Nr. 3 ArbZG

Uber die Regelung der Arbeitszeit fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in hiuslicher Gemeinschaft
mit den ihnen anvertrauten Personen zusammenleben und sie eigenverantwortlich erziehen, pflegen
oder betreuen, sind Dienstvereinbarungen abzuschlieBen.

§11i Kurzarbeit

(1) Bei einem voriibergehenden unvermeidbaren Arbeitsausfall aus wirtschaftlichen Griinden, ein-
schlieBlich darauf beruhender Verdnderungen der Strukturen in der Einrichtung, oder aufgrund eines
unabwendbaren Ereignisses, kann die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber nach Abschluss einer Dienst-
vereinbarung die dienstvertraglich vereinbarte Arbeitszeit fiir die gesamte Einrichtung oder fiir Teile
davon kiirzen, wenn mindestens ein Drittel der in der Einrichtung beschaftigten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von einem Entgeltausfall von jeweils mehr als 10 % ihres bzw. seines monatlichen Brutto-
entgeltes betroffen ist.

Die Dienstvereinbarung gilt nicht fiir Auszubildende und diejenigen Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter,
die die personlichen Voraussetzungen fiir die Zahlung von Kurzarbeitergeld gemaB § 98 SGB Il nicht
erfiillen.

Die Dienstvereinbarung muss unter anderem Folgendes regeln:
a) Personlicher Geltungsbereich (z.B. betroffener Personenkreis, Umfang der Arbeitszeitverkiirzung);

b) Beginn und Dauer der Kurzarbeit; dabei muss zwischen dem Abschluss der Dienstvereinbarung und
dem Beginn der Kurzarbeit ein Zeitraum von einer Woche liegen;

¢) Lage und Verteilung der Arbeitszeit (Reduzierung der tiglichen Arbeitszeit bzw. Ausfall an einzelnen
Tagen) und die Grundsitze der Dienstplangestaltung.
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(2) Die Mitarbeitervertretung ist tiber die beabsichtigte Einflihrung der Kurzarbeit unverziiglich und
umfassend zu informieren. Die Mitarbeitervertretung ist verpflichtet, Giber das Angebot zum Abschluss
einer Dienstvereinbarung gemaB Absatz 1 unverziiglich zu entscheiden und die Entscheidung der
Dienststellenleitung mitzuteilen.

Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber kann bis zur endgiiltigen Entscheidung vorldufige MaBnahmen
treffen.

Die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind mindestens eine Woche vorher iiber die geplanten
MaBnahmen zu unterrichten. Dies soll in einer Mitarbeiterversammlung erfolgen.

(3) Vor der Einfiihrung von Kurzarbeit sind Zeitguthaben nach § 11c unter Beriicksichtigung des §96
Absatz 4 Satz 3 SGB Ill abzubauen.

(4) Fiir die Berechnung der Verglitung gemaB §§ 17 bis 20 und der Krankenbeziige gemiB § 26 gilt § 23
mit Ausnahme von Absatz 2 zweiter Halbsatz entsprechend. Fiir die Anwendung sonstiger Bestimmun-
gen bleiben die Kiirzung der dienstvertraglich vereinbarten Arbeitszeit und die sich daraus ergebende
Minderung der Beziige auBer Betracht.

Die Jahressonderzahlung wird entsprechend dem § 22a aus der Verglitung ohne Kurzarbeit gewahrt.

(5) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber oder die Mitarbeitervertretung haben den Arbeitsausfall
der zustandigen Agentur fiir Arbeit nach MaBgabe der gesetzlichen Vorschriften anzuzeigen und einen
Antrag auf Kurzarbeitergeld zu stellen. Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber hat der Mitarbeiterver-
tretung die fiir eine Stellungnahme gemaB § 99 SGB IlI erforderlichen Informationen zu geben.

§11j FreizeitmaBnahmen

Zur Regelung der Arbeitszeit, der Reisekosten und des Freizeitausgleiches bzw. der Vergiitung bei
FreizeitmaBnahmen (MaBnahmen, die fiir eine bestimmte Zielgruppe planmiBig fiir einen bestimmten
Zeitraum auBerhalb der Einrichtung durchgefiihrt werden) kann durch Dienstvereinbarung von §§ 11
bis 11g abgewichen werden.

§ 12 Fernbleiben vom Dienst

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter darf nur mit vorheriger Zustimmung der Dienstgeberin bzw. des
Dienstgebers der Arbeit fernbleiben.

(2) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ist verpflichtet, der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber die
Arbeitsunfahigkeit wegen Krankheit oder Unfall und deren voraussichtliche Dauer unverziiglich mitzu-
teilen. Dauert die Arbeitsunféahigkeit Ianger als 3 Kalendertage, hat die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter
eine drztliche Bescheinigung liber die Arbeitsunfahigkeit und deren voraussichtliche Dauer spatestens an
dem darauf folgenden allgemeinen Arbeitstag der Dienststelle vorzulegen. Dauert die Arbeitsunfahigkeit
langer als in der Bescheinigung angegeben, ist die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter verpflichtet, un-
verziiglich eine neue drztliche Bescheinigung vorzulegen. Eine Bescheinigung der Krankenkasse ersetzt

die drztliche Bescheinigung.
22



Im Ubrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz in seiner jeweils geltenden Fassung.

(3) In besonderen Einzelfillen ist die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber berechtigt, die Vorlage der
arztlichen Bescheinigung friiher zu verlangen.

§13 Freistellung

(1) Als Félle nach §616 BGB, in denen die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter unter Fortzahlung des
Entgelts (§ 17 Absatz 1) und der in Monatsbetrigen festgelegten Zulagen mit Ausnahme der Zulage
nach § 17 Absatz 2 Buchst. d) im nachstehend genannten AusmaB von der Arbeit freigestellt wird,
gelten nur die folgenden Anl&sse:

a) Geburt eines leiblichen Kindes 1 Arbeitstag,
b) Tod des Ehegatten, eines Kindes oder Elternteils oder eines in hiuslicher Gemeinschaft lebenden
oder eingetragenen Lebenspartners 2 Arbeitstage,

¢) Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund an einen anderen Ort 1 Arbeitstag,
d) Schwere Erkrankung
aa) eines Angehorigen, soweit er in demselben Haushalt lebt, 1 Arbeitstag
im Kalenderjahr,
bb) eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr
kein Anspruch nach §45 SGB V besteht oder bestanden hat, bis zu 4 Arbeitstage
im Kalenderjahr
cc) einer Betreuungsperson, wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter deshalb die Betreuung ihres
bzw. seines Kindes, welches das 8. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder welches wegen kdrper-
licher, geistiger oder seelischer Behinderung dauernd pflegebediirftig ist, ibernehmen muss, bis zu
4 Arbeitstage
im Kalenderjahr.

Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine andere Person zur Pflege oder Betreuung nicht sofort zur
Verfligung steht und der Arzt in den Fillen der Doppelbuchstaben aa) und bb) die Notwendigkeit
der Anwesenheit der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters bescheinigt. Die Freistellung darf insge-
samt 5 Arbeitstage im Kalenderjahr nicht Gberschreiten.

e) Arztliche Behandlung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters, wenn diese wahrend der Arbeits-
zeit zwingend erfolgen muss und durch drztliche Bescheinigung nachgewiesen wird:
erforderliche nachgewiesene Abwesenheitszeit einschlieBlich
erforderlicher Wegezeiten.

f)  Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter wird ferner unter Fortzahlung des Entgelts nach § 17 Ab-
satz 1 und der in Monatsbetrdgen festgelegten Zulagen mit Ausnahme der Zulage nach §17
Absatz 2 Buchst. d) am Tag des Ereignisses von der Arbeit aus folgenden Anldssen freigestellt:

e bei der Taufe des/der Beschiftigten oder eines Kindes des/der Beschiaftigten,
e bei der kirchlichen EheschlieBung des/der Beschiftigten,
e bei der Konfirmation bzw. Erstkommunion eines Kindes des/der Beschiftigten, je 1 Arbeitstag.
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(2) Bei Erfiillung kirchlicher und allgemeiner staatsbiirgerlicher Pflichten nach deutschem Recht,
soweit die Dienstbefreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten nicht auBerhalb der
Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden kdnnen, besteht der
Anspruch auf Fortzahlung der Verglitung nur insoweit, als die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter nicht
Anspriiche auf Ersatz der Vergiitung geltend machen kann. Die fortgezahlten Betrdge gelten in Hohe
des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kostentrdger. Die Mitarbeiterin bzw. der
Mitarbeiter hat den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhaltenen Betrdge an die Dienst-
geberin bzw. an den Dienstgeber abzufiihren.

(3) Dienstbefreiung kann gewihrt werden zur Teilnahme an Veranstaltungen des Deutschen Evan-
gelischen Kirchentages und des Deutschen Katholikentages.

(4) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber kann in sonstigen dringenden Féllen Dienstbefreiung
unter Zahlung der Urlaubsvergiitung gewdhren.

In begriindeten Fallen kann bei Verzicht auf die Beziige kurzfristige Dienstbefreiung gewahrt werden,
wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhaltnisse es gestatten.

(5) Den befristet angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist auf Verlangen angemessene Zeit
zum Aufsuchen eines anderen Dienstverhaltnisses zu gewadhren.

§ 14 Beschiaftigungszeit

Beschéftigungszeit ist die in Einrichtungen im Tarifregister nach §22 Absatz 3 der ARRO DWBO in einem
Dienstverhéltnis zurlickgelegte Zeit, auch wenn sie unterbrochen worden ist. Nicht zur Beschaftigungs-
zeit gehoren Zeiten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die gemiB §3 a), b), c), d) und e) vom
Geltungsbereich der AVR DWBO Anlage Johanniter ausgeschlossen sind.
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D. Eingruppierung

§15 Eingruppierung

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ist nach den Merkmalen der iibertragenen Tétigkeiten in die
Entgeltgruppen gemaB der Anlage 1 eingruppiert. Die Tatigkeiten miissen ausdriicklich Gbertragen sein
(z.B. im Rahmen von Aufgaben- oder Stellenbeschreibungen). Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter
erhalt Entgelt nach der Entgeltgruppe, in die sie bzw. er eingruppiert ist. Die Dienstgeberin bzw. der
Dienstgeber hat die Entgeltgruppe der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Eingruppierung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters erfolgt in die Entgeltgruppe, deren Tétig-
keitsmerkmale sie bzw. er erfiillt und die der Tatigkeit das Geprége geben. Geprige bedeutet, dass die
entsprechende Tatigkeit unverzichtbarer Bestandteil des Arbeitsauftrages ist.

(3) Fiir die Eingruppierung ist nicht die berufliche Ausbildung, sondern allein die Tatigkeit der Mitarbei-
terin bzw. des Mitarbeiters maBgebend. Entscheidend ist die fiir die Ausiibung der beschriebenen Tatig-
keit in der Regel erforderliche Qualifikation, nicht die formale Qualifikation der Mitarbeiterin bzw. des
Mitarbeiters.

(4) Die Eingruppierung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters richtet sich nach den Obersitzen der
Entgeltgruppe, die fiir die Tatigkeitsbereiche in den Untersatzen ndher beschrieben werden. Den Sétzen
sind Richtbeispiele zugeordnet, die hdufig anfallende Tatigkeiten in dieser Eingruppierung benennen.

(5) Wird der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter durch ausdriickliche Anordnung der Dienstgeberin
bzw. des Dienstgebers nicht nur voriibergehend eine Tatigkeit libertragen, die in ihrer Gesamtheit den
Tatigkeitsmerkmalen einer hoheren als ihrer bzw. seiner bisherigen Gruppe entspricht, so ist sie bzw. er
mit Beginn des Kalendermonats, in dem ihr bzw. ihm die hoherwertige Tatigkeit tbertragen wird,
gemalB Absatz 1 Satz 1 in die hohere Gruppe einzugruppieren.

§16 Eingruppierung bei Ausiibung einer hherwertigen Tatigkeit

(1) Wird der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter voriibergehend eine andere, von ihr bzw. ihm liberwie-
gend auszulibende Tatigkeit libertragen, die den Tatigkeitsmerkmalen einer héheren als ihrer bzw. seiner
bisherigen Gruppe entspricht, und hat sie bzw. er diese Tatigkeit mindestens einen Monat ausgelibt,
erhalt sie bzw. er fiir den Kalendermonat, in dem sie bzw. er mit der ihr bzw. ihm Gbertragenen hoher-
wertigen Tatigkeit begonnen hat, und fiir jeden vollen Kalendermonat dieser Tatigkeit eine personliche
Zulage. Die personliche Zulage bemisst sich aus dem Unterschied zwischen dem Entgelt (§ 17 Absatz 1)
in der hoheren und in derjenigen Gruppe, in der die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter eingruppiert ist.

(2) Wird der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter vertretungsweise eine andere von ihr bzw. ihm tiber-
wiegend auszulibende Tatigkeit libertragen, die den Tatigkeitsmerkmalen einer hoheren als ihrer bzw.
seiner Entgeltgruppe entspricht, und hat die Vertretung langer als 3 Monate gedauert, erhalt sie bzw. er
nach Ablauf dieser Frist eine personliche Zulage gemaB Absatz 1 Satz 2 fiir den letzten Kalendermonat
der Frist und fiir jeden folgenden vollen Kalendermonat der weiteren Vertretung. Bei Berechnung der
Frist sind bei mehreren Vertretungen Unterbrechungen von weniger als jeweils 3 Wochen unschadlich.
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E. Entgelt

§17 Die Bestandteile des Entgeltes

(1) Das Entgelt der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters besteht aus dem Grundentgelt (§ 18 bzw. § 5
Anlage 8a bzw. § 3 Anlage 8b) und dem Kinderzuschlag (§ 20) sowie der Zulage nach Absatz 2 Buchst. 2 d).
(2) Neben dem Entgelt erhalt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter

a) Schmutz-, Gefahren- und Erschwerniszuschlzge gemiB Anlage 6

b) der Entgeltgruppen 3 und 4 in der Pflege und Betreuung eine monatliche Zulage in Héhe von 80,00 EUR.

c) deren bzw. dessen Tatigkeit durch ausdriickliche Anordnung die stindige Vertretung anderer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter umfasst, eine monatliche Zulage in Héhe von 50% der Differenz zu
der Entgeltgruppe des Vertretenen. Standige Vertreterinnen und Vertreter sind nicht die Vertrete-
rinnen und Vertreter in Urlaubs- oder sonstigen Abwesenheitsféllen. Sie miissen auch Aufgaben
des Vertretenen wahrend dessen Anwesenheit libernehmen.

d) mit der Tatigkeit Rettungsassistentin gemaB Entgeltgruppe 6 eine monatliche Zulage in Héhe von
50 % der Differenz zu Entgeltgruppe 7.

—

e) mit Tatigkeiten als Praxisanleitung fiir Schiilerinnen und Schiiler nach §5 Absatz 3 Satz 3 des

Notfallsanitdtergesetzes eine monatliche Zulage in Hohe von 200,00 EUR.

f) mit Tatigkeiten als Praxisanleitung fiir Auszubildende in der Pflege nach § 6 Absatz 3 Satz 3 des
Pflegeberufegesetzes eine monatliche Zulage in Hohe von 200,00 EUR.

g) mit Tatigkeiten als Praxisanleitung fir Schiiler und Schiilerinnen bzw. Praktikanten und Praktikan-
tinnen in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe nach den jeweiligen Landesgesetzen eine
monatliche Zulage in Hohe von 200,00 EUR.

(3) Sonstige Zuwendungen werden nach § 22a und Anlage 9 in der jeweils gliltigen Fassung gezahit.

§ 18 Grundentgelt fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(1) Das Grundentgelt der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bemisst sich fiir die jeweilige Entgeltgruppe
gemaB der Entgelttabelle der Anlage 2 nach Stufen (Stufe 1 bis 4 und Flexistufe).

(2) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen eine Titigkeit erstmals iibertragen wird, erhalten das
Grundentgelt nach der ersten Stufe ihrer Entgeltgruppe. Die Verweildauer in den Stufen der jeweiligen
Entgeltgruppe richtet sich nach den in der Entgelttabelle angegebenen Monaten.

(3) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten von Beginn des Monats an, in dem die nichste Stufe
erreicht wird, das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe.

(4) Nachgewiesene forderliche Zeiten beruflicher Tatigkeit der letzten 5 Jahre vor der Einstellung oder
Hohergruppierung werden auf die Zeiten des Erreichens der Stufen 2 und/oder 3 angerechnet. Die anzu-
rechnenden Berufszeiten werden am Beginn des Dienstverhaltnisses bzw. zum Zeitpunkt der Hohergrup-
pierung festgestellt und der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter schriftlich mitgeteilt.
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(5) Bei Ubernahme in ein Dienstverhiltnis nach einer Ausbildung innerhalb des Johanniter-Verbundes
wird die Ausbildung ab dem 01.01.2019 als forderliche Zeit dergestalt angerechnet, dass sofort der Beginn
der Stufe 2 der jeweiligen Entgeltgruppe erreicht wird, wenn diese nicht bereits durch eine Anerkennung
forderlicher Zeiten im Sinne des Absatzes 4 erreicht wurde.

Nachgewiesene forderliche Zeiten beruflicher Tatigkeiten innerhalb des Johanniter-Verbundes werden
auf die Zeiten des Erreichens der Stufen 2 und/oder der folgenden Stufen ohne Begrenzung angerechnet.

Uberleitungsregelung zu§18

Es erfolgte eine Umbenennung der Entgeltstufen. Die Einarbeitungsstufe heiBt nun Stufe 1, die Basis-
stufe heiBt Stufe 2, die Erfahrungsstufe heiBt Stufe 3. Fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die am
01.01.2016 in einem Dienstverhaltnis stehen, erfolgt die Berechnung der Verweildauern in den einzelnen
Stufen zum Stichtag des Inkrafttretens der AVR DWBO Anlage Johanniter, in der damaligen Form AVR-J,
zum 01.01.2010.

§ 18a Ubergangsregelung

- weggefallen -

§19 Neufestsetzung des Grundentgeltes wegen gednderter Voraussetzungen

(1) Bei einer Hohergruppierung (8§ 15 Absatz 5) erhilt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter vom Beginn
des Monats an, in dem die Hohergruppierung wirksam wird, das Grundentgelt aus der hdheren Entgelt-
gruppe in ihrer bzw. seiner bisherigen Stufe unter Berlicksichtigung der bisherigen Verweildauer.

(2) Bei einer Herabgruppierung (§ 34 Absatz 8 Nr. 3) erhilt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter vom
Beginn des auf die Wirksamkeit der Herabgruppierung folgenden Monats an, das Grundentgelt aus der
niedrigeren Entgeltgruppe in ihrer bzw. seiner bisherigen Stufe unter Beriicksichtigung der bisherigen
Verweildauer.

§20 Kinderzuschlag

(1) Kindergeldberechtigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten auf Nachweis eines entsprechenden
Bezuges fiir jedes Kind einen Kinderzuschlag in Héhe von 90,57 EUR.

(2) Der Kinderzuschlag erhéht sich fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

mit Entgelt nach den fiir das erste zu fiir jedes weitere zu
Entgeltgruppen beriicksichtigende Kind um beriicksichtigende Kind um
EG 1u.EG2 5,11 EUR 25,56 EUR
EG3 5,11 EUR 20,45 EUR
EG 4 5,11 EUR 15,34 EUR
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Dies gilt nicht fiir Kinder, fiir die das Kindergeld aufgrund zwischenstaatlicher Abkommen abweichend
von § 66 Einkommenssteuergesetz (EStG) oder § 6 Bundeskindergeldgesetz (BKGG) bemessen wird; diese
Kinder sind bei der Feststellung der Zahl der zu beriicksichtigenden Kinder nicht mit zu zahlen.

(3) §23 Absatz 1 findet Anwendung.

(4) Der Kinderzuschlag wird vom 1. des Monats an gezahlt, in den das fiir den Bezug maBgebende
Ereignis fallt. Er wird nicht mehr gezahlt fiir den Monat, in dem die Anspruchsvoraussetzungen an
keinem Tag vorgelegen haben.

§21 Wechselschicht- und Schichtzulage

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter, die bzw. der sténdig nach einem Schichtplan (Dienstplan)
eingesetzt ist, der einen regelmaBigen Wechsel der tiglichen Arbeitszeit in Wechselschichten (§ 11e
Absatz 2 Satz 2) vorsieht, und die bzw. der dabei in je 5 Wochen durchschnittlich mindestens 40
Arbeitsstunden in der dienstplanméBigen oder betriebsiiblichen Nachtschicht leistet, erhidlt eine
Wechselschichtzulage in Hohe von 108,74 EUR monatlich.

(2) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter, die bzw. der stindig Schichtarbeit (§ 11e Absatz 3) zu leisten
hat, erhdlt eine Schichtzulage in Hohe von 65,24 EUR monatlich, wenn sie bzw. er nur deshalb die
Voraussetzungen des Absatz 1 nicht erfiillt,

a) weil nach dem Schichtplan eine Unterbrechung der Arbeit am Wochenende von héchstens 48
Stunden vorgesehen ist oder

b) weil sie bzw. er durchschnittlich mindestens 40 Arbeitsstunden in der dienstplanmaBigen oder
betriebsiiblichen Nachtschicht nur in je 7 Wochen leistet.

(3) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter, die bzw. der stindig Schichtarbeit (§ 11e Absatz 3) oder
Arbeit mit Arbeitsunterbrechungen (geteilter Dienst) zu leisten hat, erhilt, wenn die Schichtarbeit
oder der geteilte Dienst

a) innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 18 Stunden geleistet wird, eine Schichtzulage in Héhe
von 48,93 EUR monatlich,

b) innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 13 Stunden geleistet wird, eine Schichtzulage in Héhe
von 38,06 EUR monatlich.

Zeitspanne ist die Zeit zwischen dem Beginn der friihesten und dem Ende der spatesten Schicht
innerhalb von 24 Stunden. Die geforderte Stundenzahl muss im Durchschnitt an den im Schichtplan
vorgesehenen Arbeitstagen erreicht werden. Sieht der Schichtplan mehr als 5 Arbeitstage wochent-
lich vor, konnen, falls dies giinstiger ist, der Berechnung des Durchschnitts 5 Arbeitstage wichentlich
zugrunde gelegt werden.

(4) Fiir die betriebsiibliche Nachtschicht im Sinne der Absatze 1 und 2 werden Zeiten ab 20 Uhr bertick-
sichtigt.
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(5) Die Absatze 1 bis 3 gelten nicht fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in deren regelmiBige Arbeits-
zeit regelmaBig eine Arbeitsbereitschaft von durchschnittlich mindestens 3 Stunden tdglich fallt
(z.B. Pfortnerinnen und Pfértner, Wachterinnen und Wachter).

(6) Nichtvollbeschiftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten von den Zulagen gem3aB Absatz 1
bis 3 die fiir entsprechende vollbeschadftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter festgelegt sind, den
Teil, der dem MaB der mit ihnen vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit entspricht. Fiir Nichtvoll-
beschiftigte tritt an die Stelle der 40 Arbeitsstunden in Absatz 1 und Absatz 2 Buchst. b) die Stun-
denzahl, die ihren Teilzeitquotienten entspricht.

§ 22 Zeitzuschlige, Uberstundenentgelt

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter erhalt neben ihrem bzw. seinem Entgelt (§ 17 Absatz 1)
Zeitzuschlage. Sie betragen je Stunde

a) fiir Uberstunden in den Entgeltgruppen b) fiir Arbeit an Sonntagen
F, EG 1 bis EG 3 30 % F.EG 1 bisEG 3
EG 4 bis EG 7 25 % EG 4 bis EG 13

EG 8 20 %
EG 9 bis EG 13 15 %

¢) fir Arbeit an

aa) Wochenfeiertagen sowie am Ostersonntag und am Pfingstsonntag

bb) Wochenfeiertagen, die auf einen Sonntag fallen

des Stundenentgeltes,
d) fiir Nachtarbeit 25 % des Stundenentgeltes.

e) fiir Dauernachtarbeit 30 % des Stundenentgeltes. Dauernachtarbeit liegt regelmaBig vor, wenn die
Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter nach ihrem bzw. seinem Arbeitsvertrag bzw. nach entsprechender
Ausiibung des Direktionsrechts durch den Arbeitgeber dauerhaft in Nachtarbeit titig wird oder wenn
die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter in mehr als der Hélfte der geleisteten Dienste iber einen
Zeitraum von mindestens 6 Monaten fiir zwei Stunden in der Zeit zwischen 23 und 6 Uhr tatig war.

f) fiir Bereitschaftsdienst wihrend der Nachtarbeit 10 % des Stundenentgeltes.

Von den Zuschlagen nach § 22 Absatz 1 Buchst. d) bis f) wird ein entsprechender Teil nach den
Regelungen des § 33 AVR DWBO Anlage Johanniter in Urlaubstage umgewandelt.

(2) Beim Zusammentreffen mehrerer Zeitzuschldge nach Absatz 1 Satz 2 Buchst. b) und ¢) wird nur
der jeweils hochste Zeitzuschlag gezahlt.
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Fiir die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschlieBlich der geleisteten Arbeit mit Ausnahme der Zu-
schlége fiir Bereitschaftsdienst wahrend Nachtarbeit entsprechend Absatz 1 Buchst. f) und fiir die
Zeit der Rufbereitschaft werden Zeitzuschldge nicht gezahlt. Fiir die Zeit der innerhalb der Rufbereit-
schaft tatsdchlich geleisteten Arbeit einschlieBlich einer etwaigen Wegezeit werden gegebenenfalls
die Zeitzuschldge nach Absatz 1 Satz 2 Buchst. b) bis d) gezahlt. Hierbei ist Absatz 2 Unterabsatz 1
Satz 1 anzuwenden.

(3) Das Stundenentgelt i.S.d. Absatz 1 ist fiir jede Entgeltgruppe in den Anlagen 7a bis 7b festgelegt.

Das Uberstundenentgelt ist der auf eine Stunde entfallende Anteil des Entgeltes der Mitarbeiterin
bzw. des Mitarbeiters nach § 11b Absatz 8 Satz 3 zuziiglich des Zeitzuschlages nach Absatz 1 Satz 2
Buchstabe a).

(4) Die Zeitzuschldge konnen ggf. einschlieBlich des Stundenentgeltes nach Absatz 3 Unterabsatz 1
durch Nebenabrede zum Dienstvertrag oder durch Dienstvereinbarung pauschaliert werden.

§22a Jahressonderzahlung
(1) Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erhilt eine Jahressonderzahlung.

(2) Die Hohe der Jahressonderzahlung errechnet sich aus der Summe der Beziige gemiB Unterabsatz 3
der Monate Januar bis einschlieBlich Oktober des Jahres, dividiert durch 10. Fiir Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, mit denen vertraglich variable Mehrarbeit vereinbart ist, erhoht sich dieser Betrag um die
durchschnittliche Vergiitung der tatsdchlich geleisteten Mehrarbeit.

Beginnt das Beschaftigungsverhaltnis nach dem 01. Oktober oder nimmt die Mitarbeiterin bzw. der
Mitarbeiter nach diesem Zeitpunkt und einer Zeit ohne Beziige in den Monaten Januar bis Oktober die
Arbeit wieder auf, wird die Jahressonderzahlung auf der Basis der Beziige fiir den Monat November,
dividiert durch 10, berechnet.

Zu den Beziigen zéhlen das monatlich gezahlte Entgelt (§ 17 Absatz 1), die Zeitzuschlage nach §22,
gegebenenfalls die Besitzstandszulage und die in Monatsbetrdgen festgelegten Zulagen mit Ausnahme
der Zulage nach § 17 Absatz 2d.

(3) Bei unterjahrigem Ausscheiden wird die Jahressonderzahlung anteilig in Héhe von je 1/12 pro
Beschéaftigungsmonat mit den Bezligen im Monat des Ausscheidens gezahlt.

(4) Die Jahressonderzahlung wird mit den Beziigen im November gezahlt.

§ 23 Vergiitung nichtvollbeschaftigter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(1) Nichtvollbeschiftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten vom Entgelt (§ 17 Absatz 1), das
fiir entsprechende vollbeschaftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter festgelegt ist, den Teil, der dem
MaB der mit ihnen vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit entspricht.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fiir die in Monatsbetrdgen festgelegten Zulagen.
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§23a Berechnung und Auszahlung der Beziige

(1) Die Beziige sind fiir den Kalendermonat zu berechnen und am 15. eines jeden Monats (Zahltag)
fiir den laufenden Monat auf ein von der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter eingerichtetes Girokonto
im Inland zu zahlen. Sie sind so rechtzeitig zu Gberweisen, dass die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter
am Zahltag Uber sie verfiigen kann. Fallt der Zahltag auf einen Samstag oder auf einen Wochenfeiertag,
gilt der vorhergehende Werktag, féllt er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorhergehende Werktag
als Zahltag. Die Kosten der Ubermittlung der Beziige mit Ausnahme der Kosten fiir die Gutschrift auf
dem Konto der Empfangerin bzw. des Empfangers tragt die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber, die
Kontoeinrichtungs-, Kontofiihrungs- oder Buchungsgebiihren tragt die Empfangerin bzw. der Empfanger.

Der Teil der Beziige, der nicht in Monatsbetrdgen festgelegt ist, bemisst sich nach der Arbeitsleistung
des Vorvormonats. Haben in dem Vorvormonat Urlaubsentgelt oder Krankenbeziige i.S. des §26
Absatz 2 zugestanden, gilt als Teil der Beziige nach Satz 1 dieses Unterabsatzes auch der Aufschlag
nach § 32 Absatz 8 und § 26 Absatz 2 fiir die Tage des Urlaubs und der Arbeitsunfahigkeit des Vor-
vormonats. Der Teil der Beziige, der nicht in Monatsbetrdgen festgelegt ist, bemisst sich auch dann
nach Satz 1 und 2 dieses Unterabsatzes, wenn fiir den Monat nur Urlaubsentgelt oder Krankenbe-
ziige i. S. des § 26 Absatz 2 zustehen. Fiir Monate, fiir die weder Entgelt (§ 17 Absatz 1) noch Urlaub-
sentgelt noch Krankenbeziige i.S. des § 26 Absatz 2 zustehen, stehen auch keine Beziige nach Satz 1
und 2 zu. Diese Monate bleiben bei der Feststellung, welcher Monat Vorvormonat im Sinne des Satzes 1
dieses Unterabsatzes ist, unberiicksichtigt.

Im Monat der Beendigung des Dienstverhaltnisses bemisst sich der Teil der Beziige, der nicht in Monats-
betrdgen festgelegt ist, auch nach der Arbeitsleistung des Vormonats und des laufenden Monats. Stehen
im Monat der Beendigung des Dienstverhiltnisses weder Entgelt (§ 17 Absatz 1) noch Urlaubsentgelt
noch Krankenbeziige i. S. des § 26 Absatz 2 zu und sind Arbeitsleistungen aus vorangegangenen Kalen-
dermonaten noch nicht fiir die Bemessung des Teils der Beziige, der nicht in Monatsbetrdgen festgelegt
ist, berlicksichtigt worden, ist der nach diesen Arbeitsleistungen zu bemessende Teil der Beziige nach
Beendigung des Dienstverhaltnisses zu zahlen.

Bei Beendigung des Dienstverhaltnisses sind die Beziige unverziiglich zu liberweisen.

Im Sinne der Unterabsétze 3 und 4 steht der Beendigung des Dienstverhaltnisses gleich der Beginn
a) des Grundwehrdienstes oder des Zivildienstes,

b) des Ruhens des Dienstverhaltnisses nach § 35 Absatz 1 Unterabsatz 3,

) der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG),

d) einer sonstigen Beurlaubung ohne Beziige von langer als 12 Monaten;

nimmt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter den Dienst wieder auf, wird sie bzw. er bei der Anwendung
des Unterabsatz 2 wie eine neu eingestellte Mitarbeiterin bzw. ein neu eingestellter Mitarbeiter behandelt.
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(2) Besteht Anspruch auf Entgelt (§ 17 Absatz 1) und auf in Monatsbetridgen festgelegte Zulagen, auf
Urlaubsentgelt oder auf Krankenbeziige nicht fiir alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil ge-
zahlt, der auf den Anspruchszeitraum entféllt. Besteht fiir einzelne Stunden kein Anspruch, werden fiir
jede nicht geleistete dienstplanmaBige bzw. betriebsiibliche Arbeitsstunde das Entgelt (§ 17 Absatz 1)
und die in Monatsbetrigen festgelegten Zulagen mit Ausnahme der Zulage nach § 17 Absatz 2d) um
den auf eine Stunde entfallenden Anteil vermindert. Fiir die Ermittlung des auf eine Stunde anfallenden
Anteils des Entgeltes gilt § 11b Absatz 8.

(3) Andert sich im Laufe des Kalendermonats die Hohe des Entgeltes (§ 17 Absatz 1) und der in Monats-
betrigen festgelegten Zulagen mit Ausnahme der Zulage nach § 17 Absatz 2 Buchst. d), gilt Absatz 2
entsprechend.

(4) Der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter ist eine Abrechnung auszuhindigen, in der die Betrége, aus de-
nen sich die Beziige zusammensetzen, und die Abziige getrennt aufzufiihren sind. Ergeben sich gegentiber
dem Vormonat keine Anderungen der Brutto- oder Nettobetrige, bedarf es keiner erneuten Abrechnung.

(5) Scheidet eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter wegen des Bezuges von Altersruhegeld, Erwerbs-
unfihigkeitsrente oder Berufsunfahigkeitsrente aus und verzdgert sich die Rentenzahlung, so ist ihr bzw.
ihm gegen Abtretung des Anspruchs ein Vorschuss auf die Rente zu gewahren.

(6) Ergibt sich bei der Berechnung von Betrigen ein Bruchteil eines Cent von mindestens 0,5 ist er auf-
zurunden, ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden.

Anmerkungen:

1. Als Zulagen, die in Monatsbetragen festgelegt sind, gelten auch pauschalierte Zuschlage gemaB
§22 Absatz 4 und § 11g Absatz 11 sowie § 5 der Anlage 5.

2. Bei der Anwendung des Absatz 1 Unterabsatz 1 und 2 kann die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber in
begriindeten Fallen statt des 15. eines Monats als Zahltag den Letzten eines Monats und statt des Vor-
vormonats den Vormonat zugrunde legen.

§ 24 Offnungsklausel

fiir wirtschaftliche Notlagen

fiir schwierige Wettbewerbssituationen
zur Sicherung der Wettbewerbsfahigkeit
zur Sicherung der Leistungsangebote

(1) Die Offnungsklausel gilt fiir wirtschaftlich selbststindig arbeitende Teile einer Einrichtung. Unter
einem wirtschaftlich selbststandig arbeitenden Teil einer Einrichtung ist die kleinste organisatorische
Einheit der Einrichtung zu verstehen, fiir die ein vollstédndig in sich abgeschlossenes Rechnungswesen
abgebildet werden kann. Ein abgeschlossenes Rechnungswesen beinhaltet eine entsprechende Erfas-
sung aller Geschéaftsvorfalle und die mégliche Erstellung aller Nachweise fiir einen gesetzlichen Ein-
zelabschluss im Sinne von § 242 HGB.
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(2) Durch Dienstvereinbarung kann

1. abweichend von § 11 Absatz 1 - auch ohne Auswirkung auf die Vergilitungshohe - die regelméaBige
wochentliche Arbeitszeit in einem Zeitrahmen von 38,5 Stunden bis zu 42 Stunden festgelegt werden.

Teilzeitbeschéaftigte konnen der Erhéhung ihrer regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit binnen 4
Wochen mit der Folge widersprechen, dass ihre Entgelte entsprechend der Erhdhung der regelmaBigen
wochentlichen Arbeitszeit der Vollbeschaftigen abgesenkt werden.

Mit der Teilzeitbeschaftigten bzw. dem Teilzeitbeschaftigten ist eine Vereinbarung zu treffen, wie ihre
bzw. seine durchschnittliche regelmaBige wdchentliche Arbeitszeit im Rahmen der betriebsiiblichen
bzw. dienstplanméaBigen Arbeit erfolgt.

2. abweichend von § 18 von dem Betrag des Grundentgelts und ggf. der Zulage nach § 17 Absatz 2
Buchst. d) innerhalb eines Vergiitungskorridors um bis zu 20 % nach oben und nach unten abgewi-
chen werden.

3. abweichend von § 32 Absatz 1 die Anzahl der Urlaubstage um bis zu 6 Urlaubstage nach unten und
um bis zu 4 Urlaubstage nach oben verdndert werden.

(3) Eine Absenkung bzw. Erh6hung nach Ziff. 1. bis 3. darf insgesamt 20 % nach oben und unten nicht
tiberschreiten.

Andere, weitergehende Regelungen, die iiber den Regelungsrahmen der Offnungsklauseln hinaus-
gehen, kdnnen nur durch Antrag an und nur nach einer formellen und inhaltlichen Priifung durch den
AK Ausschuss Johanniter genehmigt werden.

(4) Die Dienstvereinbarung darf erst vollzogen werden, wenn die Zustimmung des AK Ausschuss
Johanniter vorliegt. Ohne die Zustimmung des AK Ausschuss Johanniter ist die getroffene Dienstver-
einbarung schwebend unwirksam.

(5) Das Zustandekommen von Dienstvereinbarungen erfolgt gemaB § 36 MVG.EKD.

Sollte eine Dienstvereinbarung von grundlegender, besonderer oder liberregionaler (mehr als eine
Dienststelle oder Einrichtung betreffend) Bedeutung nicht zustande kommen, kann der AK Ausschuss
Johanniter angerufen werden. Der AK Ausschuss Johanniter kann eine Ersatzldsung beschlieBen.

(6) Sollte eine Dienstvereinbarung gemaB Absatz 8 h) ruhen, beschlieBt der AK Ausschuss Johanniter
eine Ersatzregelung. Diese Regelung gilt bis zu dem Zeitpunkt, an dem ein Wahlausschuss oder eine
neue Mitarbeitervertretung die ortlichen Vertretungsrechte wahrnehmen kann.

(7) Voraussetzung fiir den Abschluss einer Dienstvereinbarung ist,

a) dass die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber der Mitarbeitervertretung die Situation der Einrich-
tung oder des wirtschaftlich selbststidndigen Teils der Einrichtung schriftlich darlegt und einge-
hend erldutert. Dazu sind der Mitarbeitervertretung die erforderlichen Unterlagen auszuhandigen.
Ferner ist ihr eine unmittelbare Unterrichtung durch einen Wirtschaftspriifer oder eine andere sach-
kundige Person ihres Vertrauens zu ermdglichen.
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Zu den erforderlichen Unterlagen gehdren u.a.

aa) der Jahresabschluss der Vorperiode bzw. fiir den wirtschaftlich selbststéndigen Teil der Einrichtung
eine Gewinn- und Verlustrechnung,

bb) Wirtschaftlichkeitsberechnung der laufenden Periode und mindestens fiir die nichste Periode,

cc) weitere Informationen und Statistiken, die geeignet sind, die aktuelle Situation zu belegen (z.B.
Auslastungsstatistiken; Unterlagen liber Kosten- und Leistungsverhandlungen, Wettbewerbssituati-
on) sowie MaBnahmenpldne zum Erreichen des normalen Niveaus der AVR DWBO Anlage Johanniter.

b) dass die Mitarbeitervertretung das Recht hat, sachkundige Dritte zur Beratung bei den Verhand-
lungen in erforderlichem Umfang hinzuzuziehen.

¢) dass die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber die Gesamtmitarbeitervertretung oder - sofern eine
Gesamtmitarbeitervertretung nicht besteht - die Dienstnehmerseite des AK Ausschuss Johanniter
iber den beabsichtigten Abschluss der Dienstvereinbarung informiert. Zusatzlich soll die Ge-
schaftsstelle liber den beabsichtigten Abschluss informiert werden. Die Information der Dienstge-
berin bzw. des Dienstgebers muss mindestens 6 Wochen vor Abschluss der Dienstvereinbarung
schriftlich vorliegen. Sollten besonders schwerwiegende Griinde bestehen, die das Einhalten der
Frist nicht ermdglichen, sind diese in der Information liber den beabsichtigten Abschluss der
Dienstvereinbarung zu erldutern.

Ab der Mitteilung der Einrichtung oder Dienststelle an die Dienstnehmerseite des AK Ausschuss
Johanniter hat diese das Recht, eine Beratung der zustandigen MAV auf deren Anfordern, ggf. auch
durch Mitglieder ihres Fachausschusses, durchzufiihren.

(8) Die Dienstvereinbarung muss neben den Gblichen Regelungsinhalten sowie der Bestimmung der Ab-
senkung/Erhdhung nach den Vorgaben der Offnungsklausel folgende Mindestanforderungen erfiillen:

a) Eine Begriindung fiir die Absenkung /Erhéhung.

b) Umgrenzung des Geltungsbereiches ortlich [ persnlich und Umfang des Gesamtvolumens (als Pro-
zentanteil und ggf. Geldbetrag).

¢) Eine Vereinbarung, wie die Mitarbeitervertretung fortlaufend Gber die wirtschaftliche Situation
unterrichtet wird. Die Unterrichtung hat mindestens vierteljahrlich stattzufinden. Es kdnnen fach-
kundige Dritte hinzugezogen werden.

d) Ausnahmen von der Absenkung sind zu benennen. Sie sind nur aus rechtlichen, sozialen oder drin-
genden betrieblichen Griinden mdglich.

e) Bei der ErhGhung sind die Betriebsteile oder Berufsgruppen zu benennen, fiir die diese gelten sollen.

f) Die Festlegung einer Laufzeit, die hochstens 4 Jahre betrigt oder orientiert am Zeitrahmen einer
befristeten Auftragsvergabe begrenzt wird, sowie eine Verlangerungsoption, sofern die Parteien
dies wiinschen.

g) Eine Regelung, dass die Dienstvereinbarung friihestens mit Datum der Unterzeichnung in Kraft
tritt.
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h) Eine Regelung, dass die Dienstvereinbarung ruht, wenn die Mitarbeitervertretung, die die Dienst-
vereinbarung abgeschlossen hat, sich auflost oder aus anderen Griinden nicht fortbesteht und eine
Ersatzzustdndigkeit gemaB MVG.EKD nicht oder nicht mehr gegeben ist.

i) Die Mdglichkeit der Kiindigung der Dienstvereinbarung aus wichtigem Grund (z.B. bei vereinba-
rungswidriger Kiindigung von Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern) oder bei Wegfall der Geschafts-
grundlage.

j) Die Zusicherung, dass bei einer Absenkung des Grundentgelts gemaB § 24 Absatz 2 Nr. 2 der jeweils
geltende gesetzliche Mindestlohn eingehalten wird.

(9) GemiB Absatz 2 geschlossene Dienstvereinbarungen werden vom AK Ausschuss Johanniter auf
formelle Ubereinstimmung mit den AVR DWBO Anlage Johanniter gepriift. Die erforderlichen Unter-
lagen miissen der Geschéaftsstelle der AK DWBO grundsétzlich mit einer Frist von 14 Tagen vor einer
Sitzung des AK Ausschuss Johanniter zugegangen sein. Wenn begriindete Zweifel an der RechtmaBig-
keit bestehen, kann auf Antrag einer Seite auch eine materielle Priifung stattfinden.

(10) Die Verlangerung einer Dienstvereinbarung ist spitestens drei Monate vor Ablauf der Dienstver-
einbarung zwischen den Parteien zu vereinbaren und dem AK Ausschuss Johanniter unverziiglich
zuzusenden. Die Verlangerung einer Dienstvereinbarung kann maximal 4 Jahre betragen oder sich am
Zeitrahmen einer Auftragsverlangerung orientieren. Die Geschaftsstelle der AK DWBO priift die Ver-
lingerung der Dienstvereinbarung auf ihre formelle Ubereinstimmung. Sollte die formelle Uberein-
stimmung nicht gegeben sein, ist die Verldngerungsvereinbarung unwirksam.

(11) Es kann zwischen den Parteien einvernehmlich jederzeit vereinbart werden, zu einem friiheren
Zeitpunkt zu glinstigeren Bedingungen fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bis hin zu den zu
diesem Zeitpunkt geltenden Arbeitszeit- und Entgeltbestimmungen zurlickzukehren. Der AK Aus-
schuss Johanniter ist dariiber zu informieren.

§25 Reisekosten, Trennungsentschiadigung, Umzugskosten

Es gelten die einschldgigen Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes (BRKG), der Trennungsgeld-
verordnung (TGV) und des Bundesumzugskostengesetz (BUKG) in ihrer jeweils geltenden Fassung.
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F. Sozialleistungen

§26 Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfahigkeit

(1) Wird die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter durch Arbeitsunfihigkeit infolge Krankheit an der
Arbeitsleistung verhindert, ohne dass sie bzw. er die Arbeitsunfihigkeit vorsatzlich oder grob fahrlassig
herbeigefiihrt hat, erhilt sie bzw. er Krankenbeziige nach MaBgabe der Absatz 2-9.

Der Anspruch nach Unterabsatz 1 entsteht nach vierwdchiger ununterbrochener Dauer des Dienstver-
héltnisses.

(2) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter erhilt fiir die Dauer von 6 Wochen Krankenbeziige in Hohe der
Urlaubsvergiitung nach § 32 Absatz 10, die ihr bzw. ihm zustehen wiirde, wenn sie bzw. er Erholungs-
urlaub hatte.

Wird die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter infolge derselben Krankheit (Absatz 1) erneut arbeitsunfihig,
hat sie bzw. er wegen der erneuten Arbeitsunfahigkeit Anspruch auf Krankenbeziige nach Unterabsatz 1
flir einen weiteren Zeitraum von 6 Wochen, wenn

a) sie bzw. er vor der erneuten Arbeitsunfihigkeit mindestens 6 Monate nicht infolge derselben Krankheit
arbeitsunfahig war oder

b) seit Beginn der ersten Arbeitsunfahigkeit infolge derselben Krankheit eine Frist von 12 Monaten abge-
laufen ist.

Der Anspruch auf die Krankenbeziige nach Unterabsatz 1 und 2 wird nicht dadurch beriihrt, dass die
Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber das Dienstverhaltnis aus Anlass der Arbeitsunfahigkeit kiindigt. Das
gleiche gilt, wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter das Dienstverhdltnis aus einem von der Dienst-
geberin bzw. von dem Dienstgeber zu vertretenden Grund kiindigt, der die Mitarbeiterin bzw. den
Mitarbeiter zur Kiindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist berechtigt.

Endet das Dienstverhaltnis vor Ablauf der in den Unterabsatz 1 oder 2 genannten Frist von 6 Wochen
nach dem Beginn der Arbeitsunfdhigkeit, ohne dass es einer Kiindigung bedarf, oder infolge einer
Kiindigung aus anderen als den in Unterabsatz 3 bezeichneten Griinden, endet der Anspruch mit dem
Ende des Dienstverhadltnisses.

(3) Nach Ablauf des nach Absatz 2 maBgebenden Zeitraumes erhilt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter
fiir den Zeitraum, fiir den ihr bzw. ihm Krankengeld oder die entsprechenden Leistungen aus der gesetz-
lichen Renten- oder Unfallversicherung oder nach dem Bundesversorgungsgesetz gezahlt werden, als
Krankenbeziige einen Krankengeldzuschuss. Dies gilt nicht,

a) wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter Rente wegen voller Erwerbsminderung (§ 43 SGB VI)
oder wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhalt,

b) fiir den Zeitraum, fiir den die Mitarbeiterin Anspruch auf Mutterschaftsgeld nach §24 i SGB V oder
nach § 19 Mutterschutzgesetz (MuSchG) hat.
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(4) Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschaftigungszeit (§ 14)

® von mehr als 1 Jahr langstens bis zum Ende der 13. Woche,

® von mehr als 3 Jahren ldngstens bis zum Ende der 26. Woche

seit Beginn der Arbeitsunfahigkeit, jedoch nicht Giber den Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhalt-
nisses hinaus, gezahlt.

Vollendet die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter im Laufe der Arbeitsunfahigkeit eine Beschéftigungszeit
von mehr als einem Jahr bzw. von mehr als 3 Jahren, wird der Krankengeldzuschuss gezahlt, als wenn
sie bzw. er die maBgebende Beschaftigungszeit bei Beginn der Arbeitsunfahigkeit vollendet hatte.

(5) Innerhalb eines Kalenderjahres kénnen die Beziige nach Absatz 2 Unterabsatz 1 oder 2 und der

Krankengeldzuschuss bei einer Beschaftigungszeit

e von mehr als 1 Jahr ldngstens fiir die Dauer von 13 Wochen,

e von mehr als 3 Jahren langstens fiir die Dauer von 26 Wochen bezogen werden; Absatz 4 Unter-
absatz 3 gilt entsprechend.

Erstreckt sich eine Erkrankung ununterbrochen von einem Kalenderjahr in das ndchste Kalenderjahr oder
erleidet die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter im neuen Kalenderjahr innerhalb von 13 Wochen nach
Wiederaufnahme des Dienstes einen Riickfall, bewendet es bei dem Anspruch aus dem vorherigen Jahr.

Bei jeder neuen Arbeitsunfahigkeit besteht jedoch mindestens der sich aus Absatz 2 ergebende Anspruch.

(6) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfihigkeit, die durch einen bei der Dienstgeberin bzw. dem Dienst-
geber erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine bei der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber zugezogene
Berufskrankheit verursacht ist, wird der Krankengeldzuschuss ohne Riicksicht auf die Beschaftigungs-
zeit bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfihigkeit, jedoch nicht iiber den
Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhaltnisses hinaus, gezahlt, wenn der zustidndige Unfallversiche-
rungstrager den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt.

Hat die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter den Dienst vor Ablauf der Bezugsfrist von 26 Wochen wieder
aufgenommen und wird sie bzw. er vor Ablauf von 6 Monaten aufgrund desselben Arbeitsunfalls oder
derselben Berufskrankheit erneut arbeitsunfdhig, wird der Ablauf der Bezugsfrist, wenn dies fiir die
Mitarbeiterin bzw. den Mitarbeiter glinstiger ist, um die Zeit der Arbeitsfahigkeit hinausgeschoben.

(7) Krankengeldzuschuss wird nicht tiber den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an die Mitarbeiterin
bzw. der Mitarbeiter Beziige aufgrund eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung
(einschlieBlich eines rentenersetzenden Ubergangsgeldes im Sinne des 820 SGB VI i. V. mit 89 SGB IX),
aus einer zusatzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen Versorgungs-
einrichtung erhalt, zu der die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber oder eine andere Arbeitgeberin bzw.
ein anderer Arbeitgeber, der diese AVR oder eine Arbeitsvertragsgrundlage wesentlich gleichen Inhalts
angewendet hat, die Mittel ganz oder teilweise beigesteuert hat.

Uberzahlter Krankengeldzuschuss oder sonstige iiberzahlte Beziige gelten als Vorschiisse auf die zuste-
henden Beziige im Sinne des Unterabsatz 1. Die Anspriiche der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters gehen
insoweit auf die Dienstgeberin bzw. den Dienstgeber iiber; § 53 SGB | bleibt unberiihrt.
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Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber kann von der Riickforderung des Teils des liberzahlten Betrages,
der nicht durch die fiir den Zeitraum der Uberzahlung zustehenden Beziige im Sinne des Unterabsatz 1
ausgeglichen worden ist, absehen, es sei denn, die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter hat der Dienst-
geberin bzw. dem Dienstgeber die Zustellung des Rentenbescheides schuldhaft verspatet mitgeteilt.

(8) Der Krankengeldzuschuss wird in Héhe des Unterschiedsbetrages zwischen den tatsichlichen Bar-
leistungen des Sozialleistungstragers und der Nettourlaubsvergiitung gezahlt. Nettourlaubsvergiitung
ist die um die gesetzlichen Abziige verminderte Urlaubsvergiitung gemaB § 32 Absatz 10.

(9) Anspruch auf den Krankengeldzuschuss nach den Absitzen 3 bis 8 hat auch die Mitarbeiterin bzw.
der Mitarbeiter, die bzw. der in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungsfrei oder von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung befreit ist. Dabei sind fiir die Anwendung
des Absatzes 8 die Leistungen zugrunde zu legen, die der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter als
Pflichtversicherte bzw. Pflichtversicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung zustiinden.

§27 Dienstjubildum

Bei einer Beschaftigungszeit von 25 bzw. 40 Jahren erhdlt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter
Sonderurlaub unter Fortzahlung des Entgeltes nach § 17 Absatz 1 wie folgt:

e Bei 25 Jahren Beschéftigungszeit 3 Arbeitstage

e Bei 40 Jahren Beschéftigungszeit 5 Arbeitstage

§28 Pauschale Zuwendung bei Geburt und Tod eines Angehdrigen

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird

a) fiir die Sduglings- und Kleinkindausstattung jedes wihrend der Vertragslaufzeit geborenen Kindes
eine pauschale Zuwendung von 500,00 EUR und

b) bei Tod des Ehegatten oder Lebenspartners im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes (LPartG)
und minderjahriger Kinder oder Stiefkinder eine pauschale Zuwendung von 500,00 EUR gewéhrt.

(2) Die Zuwendungen werden nur auf Antrag gewahrt. Sie sind nicht zusatzversorgungspflichtig. Der
Antrag ist innerhalb von 6 Monaten zu stellen. Fiir den Beginn der Frist ist fiir die Zuwendung nach
Absatz 1 a) der Tag der Geburt, fiir die Zuwendung nach Absatz 1 b) der Tag des Ablebens maBgebend.
Der Anspruch ist durch Kopie der Geburts- oder Sterbeurkunde nachzuweisen.

§29 Sterbegeld
Beim Tode der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters, die bzw. der sich nicht im Sonderurlaub nach §32a

Absatz 3 befunden hat und deren bzw. dessen Dienstverhaltnis zur Zeit ihres bzw. seines Todes nicht nach
§35 Absatz 1 Unterabsatz 3 geruht hat, wird der Ehegattin bzw. dem Ehegatten oder den Kindern ein
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Sterbegeld gewdhrt; der Ehegattin bzw. dem Ehegatten steht die Lebenspartnerin bzw. der Lebenspartner
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes gleich.

Als Sterbegeld wird fiir die restlichen Tage des Sterbemonats und - in einer Summe - fiir 2 weitere
Monate das Urlaubsentgelt der bzw. des Verstorbenen gezahlt. Die Zahlung des Sterbegeldes an einen
der Berechtigten bringt den Anspruch der Ubrigen gegeniiber der Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitgeber
zum Erléschen; die Zahlung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wirkung.

Sind Anspruchsberechtigte im Sinne des Satzes 1 nicht vorhanden, ist Sterbegeld auf Antrag zu
gewdhren. Sind an die Verstorbene bzw. den Verstorbenen Beziige oder Vorschiisse liber den Sterbe-
tag hinaus gezahlt worden, werden diese auf das Sterbegeld angerechnet.

§ 30 Zuséatzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung

(1) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber ist verpflichtet, eine zusatzliche Alters- und Hinterblie-
benenversorgung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters durch Beitrdge zu einer Zusatzversorgungs-
einrichtung oder eine andere zusitzliche Alters- und Hinterbliebenensicherung (z.B. Betriebsrente,
Direktversicherung, Pensionskasse) nach Wah! der Dienstgeberin bzw. des Dienstgebers sicherzustellen
(Wahlfreiheit der Dienstgeberin bzw. des Dienstgebers).

(2) Wihlt die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber eine andere zusétzliche Altersvorsorge gemaB § 30
Absatz 1 als die Beitragszahlung in eine Zusatzversorgungseinrichtung, so tragt die Dienstgeberin
bzw. der Dienstgeber den Beitrag in Hohe von mindestens 4 % des von der Mitarbeiterin oder dem
Mitarbeiter bezogenen lohnsteuerpflichtigen Arbeitsentgelts, soweit er 1/12 der jeweils aktuellen
Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht iibersteigt. Die Beitrags-
verpflichtung besteht erst nach Erfiillung der Wartezeit nach Absatz 3.

Zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt gehdren nicht:
1. Aufwandsentschaddigungen, reisekostendhnliche Entschadigungen,

2. geldliche Nebenleistungen wie Ersatz von Werbungskosten (z.B. Aufwendungen fiir Werkzeuge,
Berufskleidung, Fortbildung) sowie Zuschiisse z.B. zu Fahr-, Heizungs-, Wohnungs-, Essens- und Konto-
flihrungskosten, Schul- und Sprachenbeihilfen, Mietbeitrdge,

3. Leistungszulagen, Leistungspramien sowie erfolgsabhingige Entgelte (z.B. Tantiemen, Provisionen,
Abschlusspramien und entsprechende Leistungen, Pramien fiir Verbesserungsvorschlage, Erfindungs-
vergiitungen),

4. einmalige und sonstige nicht laufend monatlich gezahlte liber- oder auBertarifliche Leistungen,
5. Entgelte aus Nebentatigkeiten einschlieBlich Entgelte, die aus arztlichen Liquidationserldsen zuflieBen,
6. Krankengeldzuschiisse,

7. Aufwandsentschadigungen fiir eine Zukunftssicherung des Beschaftigten,
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8. geldwerte Vorteile oder Sachbeziige, soweit derartige Leistungen nicht anstelle von Entgelt fiir
Zeitraume gezahlt werden, flir die laufendes beitragspflichtiges Entgelt zusteht,

9. Zuschldge fiir Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit,

10. einmalige Zahlungen (z.B. Urlaubsabgeltungen, Abfindungen), die aus Anlass der Beendigung, des
Eintritts des Ruhens oder nach der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses gezahlt werden,

11. einmalige Unfallentschadigungen,

12. bei einer Verwendung im Ausland, diejenigen Bestandteile des Arbeitsentgeltes, die wegen dieser
Verwendung iber das fiir eine gleichwertige Tatigkeit im Inland zustehende Arbeitsentgelt hinaus
gezahlt werden.

(3) Ein Anspruch auf Teilnahme an der zusatzlichen Altersvorsorge gemaB § 30 Absatz 2 entsteht nach
Erfiillung einer Wartezeit von 5 Jahren.

Die Wartezeit ist die innerhalb der letzten acht Jahre bei den Einrichtungen und Werken des Johanniter-
ordens in einem Dienstverhaltnis zurlickgelegte Zeit.

Elternzeit und Pflegezeit, die das Beschaftigungsverhaltnis unterbrechen, sowie Zeiten des Bundesfrei-
willigendienstes und des Freiwilligen Sozialen Jahres gelten dabei als Beschaftigungszeit.

Ist die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter am Stichtag fiir die Aufnahme in die Versorgung nicht voll
arbeitsfahig, so erfolgt die Aufnahme in die zusétzliche Altersvorsorge zum néchstfolgenden Stichtag,
an dem die volle Arbeitsfahigkeit wiedererlangt wurde. Volle Arbeitsfahigkeit liegt vor, wenn die Mit-
arbeiterin bzw. der Mitarbeiter nicht krankgeschrieben ist.

(4) Beitragsbemessungsgrundlage bzw. zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist das steuerpflichtige
Arbeitsentgelt nach § 17 Absatz 1.

(5) Die auf die von der Zusatzversorgungseinrichtung erhobene Umlage entfallende Lohn- und Kirchen-
steuer tragt die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber bis zu einer Umlage von 1.752,00 EUR jahrlich,
solange die rechtliche Mdglichkeit zur Pauschalierung dieser Steuern in Hohe von 20 % besteht.
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§31 Entgeltumwandlung

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter kann verlangen, dass von ihren bzw. seinen zukiinftigen
Entgeltanspriichen bis zu 4 % der jeweiligen jahrlichen Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversi-
cherung fiir die betriebliche Altersversorgung verwendet werden, soweit dieser Hochstbetrag nicht
bereits durch Beitrdge fiir die Pflichtversicherung ausgeschdpft ist. Bei der Entgeltumwandlung darf
1/160 der BezugsgroBe nach § 18 Absatz 1 SGB IV nicht unterschritten werden. Durch Vereinbarung
zwischen der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter und der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber kann
die Grenze von 4 % der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze iiberschritten werden.

(2) Die rentenversicherungspflichtige Mitarbeiterin bzw. der rentenversicherungspflichtige Mitarbei-
ter kann verlangen, dass die Voraussetzungen fiir eine Férderung nach den §§ 10a, 82 Absatz 2 EStG
erfiillt werden, wenn die betriebliche Altersversorgung liber einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse
oder eine Direktversicherung durchgefiihrt wird.

(3) Umgewandelt werden kénnen zukiinftige Anspriiche auf
a) das Entgelt nach § 17 Absatz 1,

b) die Jahressonderzahlung nach § 22a,

c) die vermogenswirksamen Leistungen nach Anlage 9.

Zwischen der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber und der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter kann
die Umwandlung anderer Entgeltanspriiche vereinbart werden.

(4) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter muss Art und Umfang der Entgeltumwandlung mindestens
einen Monat vorher in Textform geltend machen.

(5) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber bietet einen Durchfiihrungsweg an. Weitere zuléssige
Durchfiihrungswege fiir die betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung kénnen in einer
Dienstvereinbarung festgelegt werden.

(6) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber bezuschusst die Entgeltumwandlung entsprechend den
Regelungen des BetrAVG.
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G. Urlaub

§32 Urlaub

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter erhilt bei Zugrundelegung einer 5-Tage-Woche in jedem
Urlaubsjahr Erholungsurlaub unter Zahlung der Urlaubsvergiitung von 29 Tagen. Dabei setzt sich der
Erholungsurlaub zusammen aus dem gesetzlichen Mindesturlaubsanspruch gemaB BUrlG von 20 Ta-
gen sowie einem dariliber hinausgehenden zusatzlichen Urlaubsanspruch von 9 Tagen.

Ist die durchschnittliche regelméBige wochentliche Arbeitszeit regelmaBig oder dienstplanméBig im
Durchschnitt des Urlaubsjahres auf mehr als fiinf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, erhdht
sich der Urlaub fiir jeden zusétzlichen Arbeitstag im Urlaubsjahr um 1/260 des Urlaubs zuziiglich ei-
nes etwaigen Zusatzurlaubs.

Hilfstabelle fiir den Urlaubsanspruch bei festen wdchentlichen Arbeitstagen:

Durchschnittliche Wochenarbeitstage Zu gewdhrende Urlaubstage

Ist die durchschnittliche regelméBige wdchentliche Arbeitszeit regelmaBig oder dienstplanméaBig im
Durchschnitt des Urlaubsjahres auf weniger als flinf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, ver-
mindert sich der Urlaub fiir jeden zusétzlichen arbeitsfreien Tag im Urlaubsjahr um 1/260 des Urlaubs
zuzliglich eines etwaigen Zusatzurlaubs.

Wird die Verteilung der durchschnittlichen regelmaBigen wdchentlichen Arbeitszeit wahrend des
Urlaubsjahres auf Dauer oder jahreszeitlich bedingt voriibergehend geédndert, ist die Zahl der Arbeits-
tage zugrunde zu legen, die sich ergeben wiirde, wenn die fiir die Urlaubszeit maBgebende Verteilung
der Arbeitszeit fiir das ganze Urlaubsjahr gelten wiirde.

Verbleibt nach der Berechnung des Urlaubs nach den Unterabsédtzen 2 bis 4 ein Bruchteil eines Urlaubs-
tages von 0,5 oder mehr, wird er auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; ein Bruchteil von weniger als
0,5 bleibt unberiicksichtigt.

Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Der Anspruch auf Mindesturlaub nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz
oder nach den Regelungen fiir Behinderte bleibt unberiihrt.

(2) Bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs sind die Urlaubswiinsche der Mitarbeiterin bzw. des Mit-
arbeiters zu beriicksichtigen, es sei denn, dass ihrer Beriicksichtigung dringende betriebliche Belange
oder Urlaubswiinsche anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtspunkten den Vorrang verdienen,
entgegenstehen.
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(3) Der volle Urlaubsanspruch kann erst nach Ablauf von 6 Monaten, bei Jugendlichen nach Ablauf
von 3 Monaten (Wartezeit) nach der Einstellung geltend gemacht werden.

(4) Beginnt oder endet das Dienstverhaltnis im Laufe des Urlaubsjahres, so betrdgt der Urlaubsan-
spruch ein Zwolftel fiir jeden vollen Beschaftigungsmonat. Der Anspruch auf den Mindesturlaub nach
dem Bundesurlaubsgesetz beim Ausscheiden nach erfiillter Wartezeit in der zweiten Halfte des Ka-
lenderjahres und der Anspruch auf den Mindesturlaub nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz oder den
Regelungen fiir Behinderte bleiben unberiihrt.

(5) Der Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewéhrt und genommen werden. Der gesetzliche Min-
desturlaub sowie ggf. Zusatzurlaub gemaB §208 SGB IX sind dabei unter Anrechnung auf den nach
Absatz 1 zustehenden Urlaub vorrangig zu gewdahren. Dienstgeberin bzw. Dienstgeber und Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter miissen gleichermaBen Sorge dafiir tragen, dass der Urlaub angetreten wird.
Kann der Urlaub bis zum Ende des Urlaubsjahres nicht angetreten werden, ist er bis zum 30. April des
folgenden Urlaubsjahres anzutreten. Urlaub, der nicht innerhalb der genannten Fristen angetreten ist,
verfallt, es sei denn, dass der Urlaubsantritt aus dienstlichen oder krankheitsbedingten Griinden nicht
mdglich war. In diesem Fall ist der Urlaub abzugelten, es sei denn, es ist mit der Mitarbeiterin bzw. dem
Mitarbeiter eine andere schriftliche Vereinbarung getroffen worden. Abweichend von Satz 4 verfallen die
gesetzlichen und die lber die gesetzlichen hinausgehenden Urlaubsanspriiche, die wegen fortdauernder
Arbeitsunfahigkeit nicht spatestens bis zum Ende des Ubertragungszeitraums angetreten werden konn-
ten, 15 Monate nach Ende des Urlaubsjahres.

(6) Ist der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter wegen eines vorsatzlichen schuldhaften Verhaltens
auBerordentlich gekiindigt worden oder hat die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter das Dienstverhaltnis
unberechtigterweise geldst, wird lediglich derjenige Urlaubsanspruch abgegolten, der der Mitarbeiterin
bzw. dem Mitarbeiter nach gesetzlichen Vorschriften noch zustehen wiirde.

(7) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ohne vorherige schriftliche Erlaubnis der Dienstgeberin bzw.
des Dienstgebers wahrend des Urlaubs eine dem Urlaubszweck widersprechende Erwerbstatigkeit aus-
tiben, verlieren hierdurch den Anspruch auf die Urlaubsvergiitung fiir die Tage der Erwerbstatigkeit.

(8) Erkrankt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter wihrend des Urlaubs und zeigt sie bzw. er dies
unverziiglich an, so werden die durch &rztliches Zeugnis nachgewiesenen Krankheitstage, an denen die
Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter arbeitsunfahig war, auf den Urlaub nicht angerechnet. Die Mitarbei-
terin bzw. der Mitarbeiter hat sich nach planmaBigem Ablauf seines Urlaubs oder, falls die Krankheit
langer dauert, nach Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit zur Arbeitsleistung zur Verfiigung zu stellen.
Der Antritt des restlichen Urlaubs ist neu zu beantragen.

(9) Endet das Dienstverhaltnis bei fortdauernder krankheitsbedingter Arbeitsunfihigkeit und konnte
weder im Vorjahr noch im darauf folgenden Ausgleichzeitraum der nach § 32 Absatz 1 zu gewdhrende
Erholungsurlaub aus krankheitsbedingten Griinden nicht genommen werden, ist neben dem aus § 33
bestehenden Anspruch auf Zusatzurlaub, nur der Teil eines bestehenden Urlaubes abzugelten, der sich
aus den gesetzlichen Vorschriften ergibt. Diese Regelung gilt nicht fiir Arbeitsunfahigkeit in Folge
eines Arbeitsunfalls oder einer arbeitsbedingten Erkrankung.
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(10) Die Urlaubsvergiitung bemisst sich nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst, den die Mitarbei-
terin bzw. der Mitarbeiter in den letzten 13 Wochen vor dem Beginn des Urlaubs erhalten hat.

§32aSonderurlaub

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die im Einvernehmen mit der Dienstgeberin bzw. dem Dienst-
geber an fachlichen Fort- oder Weiterbildungsveranstaltungen oder an berufsstandischen Tagungen
teilnehmen, kann hierfiir in angemessenem Umfange Sonderurlaub gewahrt werden.

(2) Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die im Einvernehmen mit der Dienstgeberin bzw. dem Dienstge-
ber an einer MaBnahme zur Gesundheitsvorsorge teilnehmen, kann hierfiir in angemessenem Umfange
Sonderurlaub gewahrt werden.

(3) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Fortfall ihrer
bzw. seiner Beziige Sonderurlaub erhalten, soweit es die dienstlichen oder betrieblichen Verhaltnisse
gestatten.

(4) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter erwirbt mit Erreichen des 55. Lebensjahres oder mit Erreichen
der Flexistufe einen Anspruch auf 5 Tage Sonderurlaub unter Fortfall der Vergiitung. Eine Addition
beider Anspriiche ist ausgeschlossen.

Die 5 Tage Sonderurlaub miissen bis zum 30.09. eines Jahres beantragt und im Folgejahr genommen
werden. Der Anspruch kann erstmals in dem Jahr geltend gemacht werden, in dem die Voraussetzungen
nach Satz 1 erfiillt sind.

Der beanspruchte Sonderurlaub ist vorrangig vor dem Erholungsurlaub nach § 32 AVR DWBO Anlage
Johanniter und einem etwaigen Zusatzurlaub nach § 208 SGB IX zu gewihren. Eine Ubertragung des
Urlaubs gemaB § 32 Absatz 5 Satz 3 AVR DWBO Anlage Johanniter ist nicht mdglich.

§32b Beurlaubung und Teilzeitbeschiftigung in besonderen Fillen

(1) Eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter ist auf Antrag unter Fortfall ihrer bzw. seiner Beziige zu
beurlauben, wenn sie bzw. er ein Kind unter 18 Jahren tatsdchlich betreut und dringende dienstliche
oder betriebliche Verhadltnisse dem nicht entgegenstehen.

(2) Die Beurlaubung erfolgt in den Fillen des Absatz 1 fiir mindestens ein Jahr. Sie kann einmalig
langstens um weitere 3 Jahre verlangert werden. Die Verldngerung ist spatestens 3 Monate vor Ablauf
des Beurlaubungszeitraumes zu beantragen.

(3) Entgeltliche Beschaftigungen wihrend des Sonderurlaubs bediirfen der schriftlichen Zustimmung
der Dienstgeberin bzw. des Dienstgebers. Die Zustimmung soll erteilt werden, wenn die Beschaftigung
dem Zweck der Beurlaubung nicht widerspricht.
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(4) Die Beurlaubung kann vorzeitig nur beendet werden, wenn der Beurlaubungsgrund entféllt oder
andere wichtige Griinde vorliegen und dienstliche oder betriebliche Verhiltnisse dem nicht entgegen-
stehen, insbesondere erst nach Beendigung des Dienstverhaltnisses einer fiir den Beurlaubten einge-
stellten Ersatzkraft.

(5) Eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter soll nach achtjahriger Betriebszugehérigkeit auf Antrag auch
ohne Vorliegen der Voraussetzungen des Absatz 1 fiir die Dauer von hdchstens einem Jahr beurlaubt
werden, sofern es die dienstlichen und betrieblichen Verhaltnisse gestatten.

(6) Zeiten einer Beurlaubung gelten nicht als Beschaftigungszeit nach § 14, es sei denn, dass die
Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber vor Antritt der Beurlaubung ein dienstliches Interesse an der
Beurlaubung vorher schriftlich anerkannt hat.

(7) Dem Antrag einer Mitarbeiterin bzw. eines Mitarbeiters, anstelle einer Beurlaubung ihre bzw.
seine regelmaBige wochentliche Arbeitszeit zu reduzieren, soll entsprochen werden.

§ 33 Zusatzurlaub fiir Nachtarbeit

(1) Der nach §22 Absatz 1 Buchst. d), e) und f) errechnete Ausgleich fiir Nachtarbeit wird zu 30
Prozent in einen Urlaubsanspruch umgewandelt. Zusatzurlaub fiir Nachtarbeit wird nach den
Regelungen in § 32 ausgeglichen, soweit dieser Paragraph keine abweichenden Regelungen trifft.

(2) Der Anspruch auf jeweils einen vollen Tag Zusatzurlaub kann erst geltend gemacht werden, wenn
die Summe des umgewandelten Zusatzurlaubs jeweils ein Flinftel der regelmdBigen wdchentlichen
Arbeitszeit der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters erreicht. § 32 Absatz 3 kommt nicht zur Anwen-
dung.

(3) Der Zusatzurlaub nach Absatz 1 darf insgesamt 4 Arbeitstage fiir das Kalenderjahr nicht tiber-
schreiten. Kommt es zur Uberschreitung genannter Grenze, erfolgt der Ausgleich nur in Geld in
Form der Zuschl4ge nach § 22 Absatz 1 Buchst. d), e) und f).

(4) Fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die spatestens mit Ablauf des Urlaubsjahres, in dem sie
mindestens einen Anspruch von einem Tag Zusatzurlaub erworben haben, das 50. Lebensjahr vollen-
det haben, erhdht sich der Anspruch um einen zusatzlichen Urlaubstag, ohne zusétzliche Umwand-
lung nach Absatz 1 und abweichend von Absatz 3 Satz 1.

(5) Bei der Berechnung der Nachtarbeitsstunden nach den Absédtzen 1 und 2 wird nur die Arbeits-
zeit in der Zeit zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr beriicksichtigt. Innerhalb einer Rufbereitschaft
werden bei der Berechnung der Nachtarbeitsstunden nur die Zeiten der Heranziehung zur Arbeits-
leistung beriicksichtigt. Absatz 1 und 2 gelten auch fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren
regelméBige Arbeitszeit nach § 11 Absatz 4 verldngert ist.

(6) Kann der Zusatzurlaub nicht innerhalb des laufenden Kalenderjahrs gewihrt und genommen
werden, ist er in bestehender Hohe abzugelten. Hierbei ist der ganze zum Jahresende nach Absatz 1
Satz 1 bestehende Anspruch abzugelten. Aus diesen umgewandelten Zuschldgen entsteht kein erneu-
tes Anrecht auf Zeitzuschlége.
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H. Beendigung des Dienstverhaltnisses

§34 Beendigung des Dienstverhiltnisses durch Kiindigung
(1) Die Beendigung des Dienstverhiltnisses kann durch Kiindigung mit einer Frist von 4 Wochen
zum15. oder zum Ende eines Kalendermonats erfolgen.

(2) Fiir eine Kiindigung durch die Dienstgeberin bzw. durch den Dienstgeber betrégt die Kiindigungs-
frist, wenn das Dienstverhaltnis in der Einrichtung oder dem Unternehmen

1. 2 Jahre bestanden hat, 1 Monat zum Ende des Kalendermonats,

2. 5 Jahre bestanden hat, 2 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
3. 8 Jahre bestanden hat, 3 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
4. 10 Jahre bestanden hat, 4 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
5. 12 Jahre bestanden hat, 5 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
6. 15 Jahre bestanden hat, 6 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
7. 20 Jahre bestanden hat, 7 Monate zum Ende eines Kalendermonats.

(3) Wahrend einer vereinbarten Probezeit kann das Dienstverhaltnis mit einer Frist von 2 Wochen zum
Ende eines Kalendertages gekiindigt werden.

(4) Kiindigt die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber das Dienstverhiltnis wegen dringender betrieblicher
Erfordernisse und versieht sie ihre schriftliche Kiindigungserklarung nach MaBgabe des § 1a des Kiindi-
gungsschutzgesetzes (KSchG) mit dem Hinweis, dass die Kiindigung auf dringende betriebliche Erfor-
dernisse gestiitzt ist und die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter nach Verstreichenlassen der Klagefrist
die gesetzliche Abfindung beanspruchen kann, hat die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter mit dem
Ablauf der Kiindigungsfrist Anspruch auf eine Abfindung, wenn sie bzw. er bis zum Ablauf der Frist
des §4 Satz 1 des KSchG keine Klage auf Feststellung erhebt, dass das Dienstverhéltnis durch die
Kiindigung nicht aufgeldst ist.

(5) Das Recht zur auBerordentlichen Kiindigung bleibt unberihrt.

(6) Der Kirchenaustritt gilt, sofern nicht ein Wechsel zu einer anderen Kirche vorliegt, als wichtiger
Grund fiir eine fristlose auBerordentliche Kiindigung i.S.d. § 626 des Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB).

(7) Nach einer Beschiftigungszeit von 20 Jahren, friihestens jedoch nach Vollendung des 50. Lebens-
jahres, und wenn eine Leistungsminderung

1. durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit im Sinne der §§ 8,9 SGB VII herbeigefiihrt worden
ist, ohne dass die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter vorsatzlich oder grob fahrldssig gehandelt hat,
oder

2. aufeiner durch die langjahrige Beschaftigung verursachte Abnahme der kdrperlichen oder geistigen
Krafte und Fahigkeiten beruht,

ist eine ordentliche personenbedingte Kiindigung ausgeschlossen.
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(8) Ist eine Weiterbeschiftigung einer Mitarbeiterin bzw. eines Mitarbeiters aus dem von Absatz 7 er-
fassten Personenkreis auf demselben Arbeitsplatz aufgrund einer Leistungsminderung nach Absatz 7
Nr. 1 oder Nr. 2 nicht méglich, kann das Dienstverhéltnis von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber
gekiindigt werden, wenn folgende Voraussetzungen eingehalten werden:

1. Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber ist gegeniiber der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter zur
Arbeitsplatzsicherung verpflichtet. Die Sicherung setzt erforderlichenfalls eine Fortbildung oder
Umschulung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters voraus.

2. Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber ist verpflichtet, der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter
einen mindestens gleichwertigen Arbeitsplatz zu sichern. Ein Arbeitsplatz ist gleichwertig, wenn
sich durch die neue Tatigkeit die bisherige Eingruppierung nicht @ndert und die Mitarbeiterin bzw.
der Mitarbeiter in der neuen Tatigkeit vollbeschdftigt bzw. im bisherigen Umfang nicht vollbe-
schéftigt bleibt. Bei der Sicherung eines gleichwertigen Arbeitsplatzes bei derselben Dienstgeberin
bzw. bei demselben Dienstgeber gilt folgende Reihenfolge:

a. Arbeitsplatz in derselben Einrichtung an demselben Ort,

b. Arbeitsplatz in einer Einrichtung mit demselben Aufgabengebiet (z.B. Jugendhilfe) an einem
anderen Ort oder in einer Einrichtung mit einem anderen Aufgabengebiet (z.B. anstatt bisher
Jugendhilfe nunmehr Behindertenhilfe) an demselben Ort,

c. Arbeitsplatz in einer Einrichtung mit einem anderen Aufgabengebiet an einem anderen Ort.

Von der vorstehenden Reihenfolge kann im Einvernehmen mit der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter
abgewichen werden.

Steht ein gleichwertiger Arbeitsplatz nach MaBgabe des Absatz 8 Nr. 2 nicht zur Verfligung, soll die
Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter entsprechend fortgebildet oder umgeschult werden, wenn ihr
bzw. ihm dadurch ein gleichwertiger Arbeitsplatz bei derselben Dienstgeberin bzw. demselben
Dienstgeber zur Verfligung gestellt werden kann.

3. Kann der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter kein gleichwertiger Arbeitsplatz im Sinne des Absatz 8
Nr. 2 zur Verfligung gestellt werden, ist die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber verpflichtet, der
Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter einen anderen Arbeitsplatz mit der Herabgruppierung um eine
Entgeltgruppe anzubieten. Absatz 8 Nr. 2 Sdtze 3 und 4 gelten entsprechend.

Die spatere Bewerbung um einen gleichwertigen Arbeitsplatz ist im Rahmen der Auswahl unter
gleichgeeigneten Bewerberinnen und Bewerbern bevorzugt zu beriicksichtigen.

4. Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ist verpflichtet, einen ihr bzw. ihm angebotenen Arbeitsplatz im
Sinne der Absatz 8 Nr. 2 Unterabsatz b) und c) anzunehmen, es sei denn, dass ihr bzw. ihm die Annah-
me nach ihren bzw. seinen Kenntnissen und Fahigkeiten billigerweise nicht zugemutet werden kann.

5. Ist nach Absatz 8 Nr. 2 Unterabsatz a) - c) eine Fortbildung oder Umschulung erforderlich, hat sie die
Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber rechtzeitig zu veranlassen oder selbst durchzufiihren. Soweit kei-
ne Anspriiche gegen andere Kostentrdger bestehen, trigt die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber die
Kosten. Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter darf ihre bzw. seine Zustimmung zu einer Fortbil-
dungs- oder UmschulungsmaBnahme nicht willkiirlich verweigern. 47



Fiir die Fortbildungs- und UmschulungsmaBnahmen nach dieser Vorschrift gilt im Ubrigen § 10
entsprechend.

(9) Die Kiindigungsfrist betrdgt 7 Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres. Lehnt die Mitarbei-
terin bzw. der Mitarbeiter die Fortsetzung des Dienstverhaltnisses zu den ihr bzw. ihm angebotenen
gednderten Vertragsbedingungen ab, so gilt der Dienstvertrag mit Ablauf der Kiindigungsfrist als ord-
nungsgemaB aufgeldst.

§35 Beendigung des Dienstverhdltnisses wegen verminderter Erwerbsfahigkeit

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter hat die Dienstgeberin bzw. den Dienstgeber unverziiglich
von der Zustellung des Rentenbescheides zu unterrichten.

Das Dienstverhaltnis endet, wenn der Rentenbescheid eines Rentenversicherungstragers die volle
Erwerbsminderung feststellt.

Setzt der Rentenbescheid eine befristete Rente fest, ruht das Dienstverhaltnis solange wie die Mitar-
beiterin bzw. der Mitarbeiter die befristete Rente bezieht, langstens jedoch bis zum Ablauf des Tages,
an dem das Dienstverhdltnis endet.

(2) Das Dienstverhiltnis endet bzw. ruht nicht, wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter nur teilweise
erwerbsgemindert ist und nach ihrem bzw. seinem vom Rentenversicherungstrdger festgestellten Leis-
tungsvermdgen auf ihrem bzw. seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und freien Arbeits-
platz weiterbeschaftigt werden kdnnte. Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter muss einen Anspruch
auf Weiterbeschéaftigung innerhalb von 6 Wochen nach Zugang des Rentenbescheides in Textform bei
der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber geltend machen. Der Anspruch auf Weiterbeschaftigung
kann nur abgelehnt werden, wenn die Voraussetzungen von Satz 1 nicht gegeben sind.

(3) Das Dienstverhaltnis endet mit Ablauf des Monats, in dem der Rentenbescheid an die Mitarbeiterin
bzw. den Mitarbeiter zugestellt wird. Beginnt die Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit erst
nach der Zustellung des Rentenbescheids an die Mitarbeiterin bzw. den Mitarbeiter, endet das Dienst-
verhaltnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Tages.

Bei Gewahrung einer Rente auf Zeit ruht das Dienstverhdltnis von dem Tage an, der auf den nach
Unterabsatz 1 maBgeblichen Zeitpunkt folgt. Beginnt die Rente auf Zeit erst nach der Zustellung des
Rentenbescheids an die Mitarbeiterin bzw. den Mitarbeiter, ruht das Dienstverhaltnis von dem Tag des
Rentenbeginns an.

(4) An die Stelle des Rentenbescheides tritt das Gutachten des Vertrauensarztes bzw. der Vertrauens-
arztin oder des Gesundheitsamtes, wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter

a) den Rentenantrag schuldhaft verzogert,
b) eine Altersrente nach § 236 oder § 236a SGB VI bezieht oder

¢) nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert ist.
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In diesem Fall endet bzw. ruht das Dienstverhaltnis mit Ablauf des Monats, in dem der Mitarbeiterin
bzw. dem Mitarbeiter das Gutachten bekannt gegeben worden ist.

(5) Liegt bei einer Mitarbeiterin bzw. einem Mitarbeiter, die bzw. der schwerbehindert im Sinne des
SGB IXist, in dem Zeitpunkt, in dem nach Absatz 3 das Dienstverhaltnis wegen verminderter Erwerbs-
fahigkeit endet, die nach § 168 SGB IX erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht
vor, endet das Dienstverhaltnis mit Ablauf des Tages, an dem der Zustimmungsbescheid des Integra-
tionsamtes zugestellt wird.

(6) Nach Wiederherstellung der Erwerbsfihigkeit soll die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter, die bzw.
der bei Beendigung des Dienstverhdltnisses nach Absatz 1 und 3 bereits unkiindbar war, auf Antrag
bei ihrer bzw. seiner friiheren Dienststelle wieder eingestellt werden, wenn dort ein fiir sie bzw. ihn
geeigneter Arbeitsplatz frei ist.

§36 Beendigung des Dienstverhiltnisses durch Erreichen der Altersgrenze oder bei
Inanspruchnahme der abschlagsfreien Altersrente fiir besonders langjdhrig Versicherte,
Weiterbeschaftigung

(1) Das Dienstverhiltnis endet, ohne dass es einer Kiindigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem die
Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter das nach §35 SGB VI in Verbindung mit § 235 SGB VI gesetzlich oder
durch Satzung eines Versorgungswerkes festgelegte Lebensalter zum Anspruch auf die abschlagsfreie
Regelaltersrente erreicht hat oder die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter die abschlagsfreie Altersrente fiir
besonders langjahrig Versicherte nach § 38 SGB VI in Verbindung mit § 236 b SGB VI in Anspruch nimmt.

(2) Soll die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ausnahmsweise weiterbeschiftigt werden, so ist durch
schriftliche Vereinbarung wiahrend des Dienstverhaltnisses der Beendigungszeitpunkt, gegebenenfalls
auch mehrfach, hinauszuschieben.

(3) Wird mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die ein Ruhegehalt oder eine sonstige Versorgung
wegen des Alters beziehen, ein Dienstvertrag geschlossen, kann das Dienstverhéltnis abweichend von
§ 34 Absatz 1 und Absatz 2 jederzeit mit einer Frist von 4 Wochen zum Monatsende gekiindigt werden,
wenn im Dienstvertrag nichts anderes vereinbart ist. In dieser Vereinbarung kdnnen die Bedingungen
der 8§30 und 31 AVR DWBO Anlage Johanniter abbedungen werden.

§37 Zeugnisse

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben gemaB § 630 des Biirgerlichen Gesetzbuches gegeniiber
der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber einen Anspruch auf Erteilung eines schriftlichen Zeugnisses.

(2) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ist berechtigt, aus triftigen Griinden auch wahrend des
Dienstverhéltnisses ein Zeugnis zu verlangen.
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I. Sonstige Regelungen

§38 Schutzkleidung und Dienstkleidung

Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder von der Dienstgeberin bzw.
dem Dienstgeber angeordnet ist, wird sie unentgeltlich zur Verfligung gestellt, instand gehalten und
gereinigt und bleibt Eigentum der Dienstgeberin bzw. des Dienstgebers. Die Schutzkleidung muss
geeignet und ausreichend sein. Im Ubrigen sind die gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten.

Soweit das Tragen von Dienstkleidung von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber angeordnet ist, wird
sie unentgeltlich zur Verfligung gestellt und bleibt Eigentum der Dienstgeberin bzw. des Dienstgebers.

§39 Forderungsiibergang bei Dritthaftung

(1) Kann die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter aufgrund gesetzlicher Vorschriften von einem Dritten
Schadensersatz wegen des Verdienstausfalls beanspruchen, der ihr bzw. ihm durch die Arbeitsunfa-
higkeit entstanden ist, geht dieser Anspruch insoweit auf die Dienstgeberin bzw. den Dienstgeber
liber, als dieser der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter Krankenbeziige und sonstige Beziige gezahlt
und darauf entfallende, von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber zu tragende Beitrdge zur Bundes-
anstalt flir Arbeit, Arbeitgeberanteile an Beitrdgen zur Sozialversicherung und zur Pflegeversicherung
sowie Umlagen (einschlieBlich der Pauschalsteuer) zu Einrichtungen der zusétzlichen Alters- und Hin-
terbliebenenversorgung abgefiihrt hat.

(2) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter hat der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber unverziiglich
die zur Geltendmachung des Schadensersatzanspruchs erforderlichen Angaben zu machen.

(3) Der Forderungsiibergang nach Absatz 1 kann nicht zum Nachteil der Mitarbeiterin bzw. des Mit-
arbeiters geltend gemacht werden.

(4) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber ist berechtigt, die Zahlung der Krankenbezilige und sonstiger
Beziige zu verweigern, soweit die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter den Ubergang eines Schadens-
ersatzanspruchs gegen einen Dritten auf die Dienstgeberin bzw. auf den Dienstgeber verhindert, es sei
denn, dass die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter die Verletzung dieser ihr bzw. ihm obliegenden
Verpflichtungen nicht zu vertreten hat.
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§ 40 Geltendmachung von Anspriichen aus dem Dienstverhiltnis

(1) Anspriiche aus dem Dienstverhltnis, die nicht aufgrund gesetzlicher Vorschriften unabdingbar sind,
insbesondere der Mindestlohn nach MiLoG und der Pflegemindestlohn, miissen innerhalb einer Aus-
schlussfrist von 9 Monaten in Textform geltend gemacht werden.

(2) Fiir den gleichen Tatbestand reicht die einmalige Geltendmachung der Anspriiche aus, um die Aus-
schlussfrist auch fiir spater fallig werdende Anspriiche unwirksam zu machen.

(3) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter hat die anrechnungsfahigen Zeiten gemaB § 18 Absatz 4
innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten nach Aufforderung durch die Dienstgeberin bzw.
den Dienstgeber nachzuweisen. Zeiten, fiir die der Nachweis nicht fristgemaB erbracht wird, werden
nicht angerechnet. Kann der Nachweis aus einem von der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter nicht
zu vertretenden Grund innerhalb der Ausschlussfrist nicht erbracht werden, so ist die Frist auf Antrag
zu verlangern.
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Anlage 1 Eingruppierungskatalog

Vorbemerkung:

Die Anlage 1 gilt nicht fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die als Lehrkréfte an allgemein bildenden
und beruflichen Schulen beschéftigt werden.

Die Eingruppierung und die librigen Bestandteile der Beziige dieser Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter richten sich nach den jeweils geltenden Bestimmungen fiir die im Dienst der Lander im
Angestelltenverhaltnis beschaftigten Lehrerinnen und Lehrer.

Entgeltgruppe 1 (Anm. 1)

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die nach einer Einiibung ausgefiihrt werden
kdnnen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einfachsten Tatigkeiten (Anm. 1) in den Tatigkeits-
bereichen

1. Hauswirtschaft [ Handwerk [ Technik;
2. Hol- und Bringdienst.

Richtbeispiele: Reinigungskraft, Mitarbeiterin in der Wascherei und im Waischedienst, Kiichenhilfe,
Hilfskraft im Meniiservice, Botin.

Entgeltgruppe 2 (Anm. 2)

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die nach einer fachlichen Einarbeitung
ausgefiihrt werden kdnnen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit sehr einfachen Tétigkeiten (Anm. 2) in den Tétig-
keitsbereichen

1. Hauswirtschaft /[ Handwerk [ Technik;
2. Hol- und Bringdienst;
3. Verwaltung.

Richtbeispiele: Reinigungs- und Servicekraft in Wohn-, Betreuungs- und Behandlungsrdumen, Stati-
onshilfe, Mitarbeiterin in der Post- oder einer anderen Annahmestelle, Fahrerin von leichteren
LKW [ Lastziigen, Technische Hilfskraft im HNR-Bereich, Verwaltungshilfskraft.
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Entgeltgruppe 3 (Anm. 2, 3, 12, 13)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die Fertigkeiten und einfache Kenntnisse
voraussetzen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
1. mit einfachen Tatigkeiten (Anm. 3) in den Tatigkeitsbereichen
a. Pflege/Betreuung/Erziehung,
b. Nichtédrztlicher medizinischer Dienst,
¢. Hauswirtschaft/Handwerk/Technik,
d. Verwaltung,
e. Breitenausbildung;

2. mit sehr einfachen Tatigkeiten (Anm. 2) in der Hauswirtschaft und zusétzlich einfachen Tatigkeiten
(Anm. 3) in der Grundpflege oder Betreuung.

Richtbeispiele: Hauswirtschaftskraft, Mitarbeiterin im Empfang, in der Registratur [ Archiv und in der
Telefonzentrale, Sanitatshelferin, Pflegehelferin, Kindergartenhelferin, Betreuungsassistentin nach
§87 b SGB XI, Fahrerin mit Personenbeférderung iiber 9 Personen oder schwerer LKW [ Lastzug, Mit-
arbeiterin im HNR-Einsatzdienst mit Betreuungsaufgaben, Erste-Hilfe-Trainerin.

B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 2 (Anm. 2), denen zusitzlich
1. die Koordination (Anm. 12) von Mitarbeitenden oder

2. die Verantwortung fiir Sach- oder Haushaltsmittel (Anm. 13) fiir einen gesamten Arbeitsbereich
ausdriicklich libertragen ist.

Entgeltgruppe 4 (Anm. 3, 4, 12, 13)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die Fertigkeiten und Kenntnisse
voraussetzen

Hierzu gehoren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten unter fachlicher Anleitung (Anm. 4)
in den Tatigkeitsbereichen

1. Pflege/Betreuung/Erziehung;
2. Nichtéarztlicher medizinischer Dienst;

3. Hauswirtschaft/Handwerk [ Technik;
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4. Verwaltung mit verschiedenen oder umfangreichen Tatigkeiten.

Richtbeispiele: Gesundheits- und Pflegeassistentin, Altenpflegehelferin, Krankenpflegehelferin, Heil-
erziehungspflegehelferin, Rettungshelferin, Beikdchin, Kundenbetreuerin in HNR-Zentrale bzw. Ser-
vicecenter.

B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 3 (Anm. 3), denen zusétzlich
1. die Koordination von Mitarbeitenden (Anm. 12) oder

2. die Verantwortung fiir Sach- oder Haushaltsmittel (Anm. 13) fiir einen gesamten Arbeitsbereich
ausdriicklich lbertragen ist oder

3. erweiterte Aufgaben oder behandlungspflegerische Aufgaben iibertragen sind. Richtbeispiel: Vor-
arbeiterin im Reinigungsdienst.

Entgeltgruppe 5 (Anm. 4, 12, 13, 15)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die spezielle Fertigkeiten und erweiterte
Kenntnisse voraussetzen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit komplexen Aufgaben (Anm. 15) unter fachlicher
Anleitung (Anm. 4) mit unterschiedlichen Anforderungen in den Titigkeitsbereichen

1. Pflege/Betreuung/Erziehung;

2. Ausbildung;

3. Nichtéarztlicher medizinischer Dienst;
4. Hauswirtschaft/Handwerk/Technik;
5. Verwaltung.

Richtbeispiele: Stationsassistentin, Heilerziehungshelferin mit speziellen Aufgaben, Rettungssanitaterin,
Kinderpflegerin [ Sozialpddagogische Assistentin, Mitarbeiterin im begleitenden Sozialen Dienst, Dispo-
nentin im Fahrdienst, Hausmeisterin, Fachdozentin, Kundenbetreuerin in der HNR-Zentrale bzw. im
Servicecenter mit Anforderungen als Rettungssanitaterin.

B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 4 (Anm. 4), denen zusitzlich
1. die Koordination von Mitarbeitenden (Anm. 12) oder

2. die Verantwortung fiir Sach- oder Haushaltsmittel (Anm. 13) fiir einen gesamten Arbeitsbereich
ausdriicklich lbertragen ist oder
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3. behandlungspflegerische Aufgaben und besondere Verantwortung lbertragen sind oder

4. in der HNR-Zentrale bzw. im Servicecenter komplexe Aufgaben (Anm. 15) libertragen sind.

Entgeltgruppe 6 (Anm. 5, 12, 13)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die erweiterte und vertiefte Kenntnisse
und entsprechende Fahigkeiten voraussetzen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit eigenstandiger Wahrnehmung von Aufgaben
(Anm. 5) in den Titigkeitsbereichen

1. Nichtéarztlicher medizinischer Dienst;
2. Hauswirtschaft/Handwerk [ Technik;
3. Verwaltung.

Richtbeispiele: Mitarbeiterin im nichtarztlichen medizinischen Dienst mit Standardtétigkeiten, Hauswirt-
schafterin, Didtassistentin in der GroBkiiche, Facharbeiterin, Kundenbetreuerin in der HNR- Zentrale bzw.
im Servicecenter mit Anforderungen als Rettungsassistentin, Apothekenhelferin, Rettungsassistentin.

B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5 (Anm. 4; Anm. 15), denen zusétzlich
1. die Koordination von Mitarbeitenden (Anm. 12) oder

2. die Verantwortung fiir Sach- oder Haushaltsmittel (Anm. 13) fiir einen gesamten Arbeitsbereich
ausdriicklich libertragen ist.

Entgeltgruppe 7 (Anm. 5, 6, 11, 15)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die Fachwissen und entsprechende
Fahigkeiten voraussetzen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

1. mit eigenstiandiger Wahrnehmung von Aufgaben (Anm. 6) in den Tatigkeitsbereichen
a. Pflege/Betreuung/Erziehung,
b. Lehre/Bildung/Ausbildung,
c. Handwerklicher Erziehungsdienst,

d. Nichtéarztlicher medizinischer Dienst;

55



2. mit eigenstidndiger Wahrnehmung (Anm. 5) von komplexen (Anm. 15) Aufgaben oder Leitungs-
aufgaben (Anm. 11) in den Tatigkeitsbereichen

a. Hauswirtschaft/Handwerk/Technik,
b. Verwaltung,
¢. Nichtérztlicher medizinischer Dienst.

Richtbeispiele: Alten-, Gesundheits- und Krankenpflegerin, Erzieherin, Heilerziehungspflegerin, Pharma-
zeutisch technische Assistentin, Gruppenleiterin in einer Werkstatt fiir behinderte Menschen, Med.-
technische Radiologieassistentin, Physiotherapeutin, Ergotherapeutin, Bewegungs- [ Mototherapeutin,
Med.-technische Assistentin, Lehrbeauftragte, Notfallsanitéterin, Leiterin Mendiservice, Leiterin Hausnot-
ruf, Leiterin Ausbildung, Leiterin Fahrdienste, Leiterin Rettungswache.

B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6 (Anm. 5) mit Leitungsaufgaben (Anm.
11) im Tatigkeitsbereich Hauswirtschaft/Handwerk/Technik.

Richtbeispiele: Kiichenleiterin, Leiterin von Handwerksbetrieben.

Entgeltgruppe 8 (Anm. 6, 7, 10, 11, 14)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die vertieftes oder erweitertes Fachwissen
und entsprechende Fahigkeiten voraussetzen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit

1. eigenstindiger Wahrnehmung (Anm. 6) von schwierigen (Anm. 14) Aufgaben in den Tatigkeits-
bereichen

a. Pflege/Betreuung/Erziehung,
b. Nichtédrztlicher medizinischer Dienst;

2. verantwortlich wahrzunehmenden Aufgaben (Anm. 7) oder Leitungsaufgaben (Anm. 11) in den
Tatigkeitsbereichen

a. Verwaltung,
b. Lehre/Bildung/Ausbildung.

Richtbeispiele: Fachgesundheits- und -krankenpflegerin in OP-Dienst/Intensivpflege / Andsthesie-
pflege [ Psychiatrie [ Onkologie [ Palliativmedizin oder Nephrologie sowie die Gesundheits- und Kran-
kenpflegerin in diesen Bereichen mit vergleichbaren Aufgaben; Mitarbeiterin im Sozialdienst,
Unterrichtsschwester, Leiterin Menliservice, Leiterin Hausnotruf, Leiterin HNR-Zentrale, Leiterin Ser-
vicecenter, Leiterin Ausbildung, Leiterin Fahrdienste, Leiterin Rettungswache, Leiterin einer Kindertages-
statte, Heilerziehungspflegerin [ Erzieherin mit speziellen Aufgaben und entsprechenden Kenntnissen.
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B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7

1. mit eigenstdndiger Wahrnehmung von Aufgaben (Anm. 6) und Leitungsaufgaben (Anm. 11) in den
Tatigkeitsbereichen

a. Pflege/Betreuung/Erziehung,
b. Nichtédrztlicher medizinischer Dienst;
2. in der Leitung (Anm. 10) im Tétigkeitsbereich Hauswirtschaft/Handwerk [ Technik.

Richtbeispiele: Stationsleiterin, Wohnbereichsleiterin, Leitende med.-technische Assistentin, Leitende
Physiotherapeutin, Leitende Diitassistentin, Hauswirtschaftsleiterin [ hauswirtschaftliche Betriebslei-
terin, Leiterin einer Kindertagesstatte.

Entgeltgruppe 9 (Anm. 6, 7, 8, 10, 11, 14, 15, 16)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die anwendungsbezogene wissenschaftliche
Kenntnisse voraussetzen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit

1. verantwortlich wahrzunehmenden Aufgaben (Anm. 8) in den Titigkeitsbereichen
a. Pflege/Betreuung/Erziehung,
b. Beratung/Therapie/Seelsorge;

2. schwierigen (Anm. 14) verantwortlich wahrzunehmenden (Anm. 8) Aufgaben oder Leitungsaufgaben
(Anm. 10) im Tatigkeitsbereich Verwaltung.

Richtbeispiele: Sozialpddagogin/Sozialarbeiterin, Heilpddagogin, Leiterin Sozialer Dienst, Leiterin
Meniiservice, Leiterin Hausnotruf, Leiterin HNR-Zentrale, Leiterin Servicecenter, Leiterin Ausbildung,
Leiterin Fahrdienste, Leiterin Rettungswache, Leiterin einer Kindertagesstatte, Pflegedienstleiterin.

B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppe 8

1. mit verantwortlich wahrzunehmenden Aufgaben (Anm. 7) und Leitungsaufgaben (Anm. 11) in den
Tatigkeitsbereichen

a. Lehre/Bildung/Ausbildung,
b. Verwaltung;

2. mit eigenstandiger Wahrnehmung (Anm. 6) von schwierigen (Anm. 14) oder komplexen (Anm. 15)
Aufgaben und Leitungsaufgaben (Anm. 11) in den Tatigkeitsbereichen Pflege /Betreuung/Erziehung
und nichtarztlicher medizinischer Dienst;
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3. in der Leitung (Anm. 10) eines groBen Wohnbereiches oder einer kleinen Einrichtung oder eines
kleineren Dienstes oder eines mittelgroBen Pflegebereiches einer stationéren Einrichtung (Anm.16)
im Tatigkeitsbereich Pflege [ Betreuung/Erziehung.

Richtbeispiele: Leiterin eines kleineren Verwaltungsbereichs, Leiterin einer kleineren Schule fiir Alten-,
Kranken- oder Entbindungspflege, Pflegerische Leiterin mehrerer Stationen eines Krankenhauses, Stati-
onsleiterin Intensivpflege [ Psychiatrie [ Onkologie [ Anésthesie [ Nephrologie [ Palliativ- oder OP-Dienst.

Entgeltgruppe 10 (Anm. 8, 10, 11, 14, 16)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die vertiefte anwendungsbezogene
wissenschaftliche Kenntnisse voraussetzen

Hierzu gehéren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit schwierigen (Anm. 14) verantwortlich wahrzuneh-
menden (Anm. 8) Aufgaben in den Titigkeitsbereichen

a. Pflege/Betreuung/Erziehung,
b. Beratung/Therapie/Seelsorge,
c. Verwaltung.

Richtbeispiele: Sozialpddagogin [ Sozialarbeiterin mit fachlich schwierigen Aufgaben, Heilpddagogin
mit fachlich schwierigen Aufgaben, Leiterin einer Kindertagesstatte, Pflegedienstleiterin.

B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

1. mit verantwortlich wahrzunehmenden Aufgaben (Anm. 8) und Leitungsaufgaben (Anm. 11) in den
Tatigkeitsbereichen Pflege / Betreuung/Erziehung und Beratung/Therapie [ Seelsorge;

2. mit schwierigen (Anm. 14) verantwortlich wahrzunehmenden (Anm. 8) Aufgaben und Leitungsauf-
gaben (Anm. 11) im Tatigkeitsbereich Verwaltung;

3. in der Leitung (Anm. 10) einer mittelgroBen Einrichtung oder eines mittelgroBen Dienstes oder eines
sehr groBen Wohnbereiches oder eines groBen Pflegebereiches oder einer stationdren Einrichtung
(Anm. 16);

4. in der Leitung (Anm. 10) eines mittelgroBen (Anm. 16) Verwaltungsbereiches;

5. inder Leitung (Anm. 10) einer mittelgroBen (Anm. 16) Schule fiir Alten-, Kranken- oder Entbindungs-
pflege.

Richtbeispiele: Leitende Sozialpddagogin [ Sozialarbeiterin mit nachgeordneten Sozialpddagoginnen |
Sozialarbeiterinnen, Leiterin Sozialer Dienst.
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Entgeltgruppe 11 (Anm. 8, 10, 11, 14, 15, 16)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die vertiefte und erweiterte
anwendungsbezogene wissenschaftliche Kenntnisse voraussetzen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit komplexen (Anm. 15) und schwierigen (Anm. 14)
verantwortlich wahrzunehmenden (Anm. 8) Aufgaben und mit Leitungsaufgaben (Anm. 11) fiir mehrere
Bereiche oder Einrichtungen.

Richtbeispiele: Leiterin einer Kindertagesstatte, Pflegedienstleiterin.

. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

. in der Leitung (Anm. 10) einer groBen Einrichtung oder eines groBen Dienstes oder mehrerer

sehr groBer Wohnbereiche (Anm. 16) in den Titigkeitsbereichen Pflege /Betreuung/Erziehung
und Beratung /Therapie [ Seelsorge;

. in der Leitung (Anm. 10) mehrerer groBer Pflegebereiche einer groBen stationéren Einrichtung

(Anm. 16) im Tatigkeitsbereich Pflege [ Betreuung/Erziehung;

. in der Leitung (Anm. 10) eines groBen (Anm. 16) Bereichs im Tatigkeitsbereich Verwaltung;

. in der Leitung (Anm. 10) einer groBen (Anm. 16) Schule fiir Alten-, Kranken- oder Entbindungs-

pflege im Tatigkeitsbereich Lehre /Bildung [ Ausbildung.

Entgeltgruppe 12 (Anm. 9, 10, 11, 14, 15, 16)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die wissenschaftliche Kenntnisse und
Methodenkompetenz voraussetzen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

1.

mit schwierigen (Anm. 14) und komplexen (Anm. 15) verantwortlich wahrzunehmenden (Anm. 9)
Aufgaben und Leitungsaufgaben (Anm. 11), die in der Regel ein wissenschaftliches Hochschul-
studium voraussetzen;

mit verantwortlich wahrzunehmenden Aufgaben (Anm. 9), die ein wissenschaftliches Hochschul-
studium zwingend voraussetzen.

Richtbeispiele: Psychologin.

B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Leitung (Anm. 10) einer sehr groBen Einrichtung oder

eines sehr groBen Dienstes oder eines entsprechend groBen Teils einer Einrichtung (Anm. 16).

Richtbeispiele: Pflegedienstleiterin, Pidagogische Leiterin.
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Entgeltgruppe 13 (Anm. 9, 10, 11, 14, 15, 16)

A. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten, die vertiefte oder erweiterte
wissenschaftliche Kenntnisse und Methodenkompetenz voraussetzen

Hierzu gehdren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

1. mit schwierigen (Anm. 14) und komplexen (Anm. 15) verantwortlich wahrzunehmenden (Anm. 9)
Aufgaben und Leitungsaufgaben (Anm. 11), die ein wissenschaftliches Hochschulstudium und in
der Regel eine zusitzliche Qualifikation voraussetzen;

2. mit schwierigen (Anm. 14) verantwortlich wahrzunehmenden (Anm. 9) Aufgaben, die ein wissen-
schaftliches Hochschulstudium und eine zusatzliche Qualifikation zwingend voraussetzen.

Richtbeispiele: Pflegedirektorin.

B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Leitung (Anm. 10) besonders groBer und
verschiedenartiger Komplexeinrichtungen mit ausgepréagten fachlichen Besonderheiten.

Anmerkungen:

(1) Einfachste Tatigkeiten erfordern keine Kenntnisse und Fertigkeiten aus Berufs- oder Schulausbil-
dung. Sie kdnnen nach einer kurzen Einiibung ausgefiihrt werden. Die Einlibung beinhaltet eine bis zu
2-monatige Anleitung und Einweisung in die Arbeit.

(2) Sehr einfache Tatigkeiten setzen eine fachliche Einarbeitung jedoch keine Berufsausbildung vor-
aus. In der fachlichen Einarbeitung wird das fiir die Téatigkeiten erforderliche Wissen (z.B. Umgang mit
arbeitsspezifischen Hilfsmitteln oder mit Klienten, organisatorischen Zusammenhiangen, Regelungen
und Arbeitsabliufen) erworben.

(3) Einfache Titigkeiten setzen Fertigkeiten und einfache Kenntnisse voraus. Fertigkeiten und einfache
Kenntnisse werden in erweiterter fachlicher Einarbeitung iber einen ldngeren Zeitraum, in Schulungen
oder durch einschlagige Tatigkeitserfahrungen erlangt. Durch das so erlangte Wissen kann auf unter-
schiedliche Arbeitssituationen und -anforderungen angemessen reagiert werden.

(4) Tatigkeiten unter fachlicher Anleitung setzen Fertigkeiten und Kenntnisse voraus, die i.d.R. durch
eine einjahrige Ausbildung, aber auch anderweitig erworben werden kdnnen. Fachliche Anleitung
bedeutet eine enge Anbindung an fachlich hoher qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

(5) Die eigenstidndig wahrgenommenen Aufgaben der Entgeltgruppe 6 und der Entgeltgruppe 7 Teil A
Nr. 2 setzen mindestens erweiterte und vertiefte Kenntnisse und entsprechende Fahigkeiten voraus,
10 die i.d.R. durch eine mindestens zweieinhalbjahrige Berufsausbildung, aber auch anderweitig er-
worben werden konnen. Eigenstandig wahrgenommen bedeutet, dass fiir die Erledigung der libertra-
genen Aufgaben Entscheidungen iiber Mittel und Wege zur Erreichung von Arbeitsergebnissen selbst
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getroffen werden. Die Aufgaben beinhalten Tatigkeiten, die in verschiedenen Arbeitssituationen in
unterschiedlichem MaBe anfallen und wechselnde Anforderungen stellen.

(6) Die eigenstindig wahrgenommenen Aufgaben der Entgeltgruppe 7 und 8 setzen Fachwissen und
entsprechende Fahigkeiten voraus, die i.d.R. durch eine dreijahrige Fachschulausbildung, aber auch
anderweitig erworben werden kénnen. Eigenstdndig wahrgenommen bedeutet, dass fiir die Erledigung
der libertragenen Aufgaben Entscheidungen Gber Mittel und Wege zur Erreichung von Arbeitsergeb-
nissen selbst getroffen werden. Die Aufgaben, die im Klientenbezug weitergehende emotionale und
soziale Kompetenz erfordern, beinhalten Tatigkeiten, die in verschiedenen Arbeitssituationen in
unterschiedlichem MaBe anfallen und wechselnde Anforderungen stellen.

(7) Die verantwortlich wahrzunehmenden Aufgaben der Entgeltgruppe 8 setzen vertieftes oder erweiter-
tes Fachwissen und entsprechende Fahigkeiten voraus, die i.d.R. durch eine dreijahrige Fachschulaus-
bildung oder eine mindestens zweieinhalbjdhrige Berufsausbildung mit Weiterqualifikationen aber
auch anderweitig erworben werden kdnnen. Verantwortlich wahrgenommen bedeutet, dass Ziele und
die dazu bendtigten Losungswege selbststandig erarbeitet werden.

(8) Die verantwortlich wahrzunehmenden Aufgaben der Entgeltgruppen 9 bis 11 setzen anwendungs-
bezogene wissenschaftliche Kenntnisse voraus, die i.d.R. durch eine Fach-Hochschulausbildung oder
durch einen Bachelorabschluss, aber auch anderweitig erworben werden konnen. Verantwortlich
wahrgenommen bedeutet, dass Ziele und die dazu bendtigten Losungswege z.B. durch Konzeptent-
wicklung selbststindig erarbeitet und entschieden werden.

(9) Verantwortlich wahrzunehmende Aufgaben der Entgeltgruppe 12 und 13 setzen wissenschaftliche
Kenntnisse und Methodenkompetenz voraus, die i.d.R. durch ein wissenschaftliches Hochschulstudi-
um, aber auch anderweitig erworben werden konnen. Verantwortlich wahrgenommen bedeutet, dass
tiber die Art der Aufgabenerledigung selbst entschieden wird und bei den zu entwickelnden Losungen
das fachliche Wissen und Kdnnen in entsprechender Breite und Tiefe erforderlich ist, um der hohen
Verantwortung gerecht zu werden.

(10) Leitung umfasst die fachliche, personelle, organisatorische und wirtschaftliche Verantwortung
fiir eine Organisationseinheit.

(11) Leitungsaufgaben werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern neben ihrer Tatigkeit ausdriicklich
libertragen und umfassen nicht alle der in der Anmerkung 10 beschriebenen Aspekte der Leitung.

(12) Die Koordination beinhaltet die Anleitung, den Einsatz und die Kontrolle von Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern und erfordert nicht die disziplinarische Verantwortung.

(13) Die Verantwortung fiir Sach- oder Haushaltsmittel setzt die ausdriickliche Ubertragung dieser
Aufgabe voraus und bedeutet die Verwaltung bzw. Steuerung von Bar- bzw. Bankguthaben und/oder
Verbrauchs- und Sachgegenstanden innerhalb eines Budgets.

(14) Schwierige Aufgaben weisen fachliche, organisatorische, rechtliche oder technische Besonder-
heiten auf, die vertiefte Uberlegung und besondere Sorgfalt erfordern.

61



(15) Komplexe Aufgaben beinhalten vielschichtige und verschiedene Titigkeiten, in denen Wissen
und Féahigkeiten aus unterschiedlichen Bereichen miteinander verkniipft werden miissen.

(16) Die GroBenverhaltnisse klein, mittelgroB, groB stellen keine absoluten Zahlenverhiltnisse dar,
sondern sind jeweils nach den Arbeitsfeldern und der tragerspezifischen Organisation zu differenzieren
und sind ein MaBstab fiir das Ausmal3 von Verantwortung.

Erlduterungen zu den am 02.07.2014 beschlossenen Anderungen:

Die Anlage 1 Eingruppierungskatalog wurde umfangreich Gberarbeitet. Es wurden insbesondere aktuelle
Berufsbezeichnungen aufgenommen und die Richtbeispiele in den einzelnen Entgeltgruppen an die
Bediirfnisse und Besonderheiten der Dienstleistungen der Johanniter angepasst. Beispielsweise wurde
der Tatigkeitsbereich ,Ausbildung” neu in den Eingruppierungskatalog aufgenommen. Andere Richtbei-
spiele wurden entfernt, da diese Tatigkeiten im Johanniterverbund nicht ausgelibt werden.

1. Bei den Leitungsfunktionen (Leiterin Rettungswache, Leiterin einer Kindertagesstitte etc.) wurden
einzelne Richtbeispiele in mehrere Entgeltgruppen aufgenommen. Dies wurde als notwendig erachtet,
da die Einrichtungen der Johanniter unterschiedliche GroBen, Aufgabenbereiche, Mitarbeiterzahlen
und Organisationsstrukturen aufweisen. Damit sind fiir Leitungskrafte unterschiedliche Verantwor-
tungen und Komplexitdten in ihren Tatigkeiten verbunden. Die Eingruppierung erfolgt damit aus-
schlieBlich anhand der Ober- und Untersatze unter Zugrundelegung der Stellenbeschreibung. Die
jeweils genann- te niedrigste Entgeltgruppe stellt damit auch eine Mindesteingruppierung dar.

2. Richtbeispiele im Bereich der Verwaltung, wie beispielsweise ,Controllerin” oder ,Personalsachbear-
beiterin”, werden grundsatzlich nicht mehr abgebildet. Die Anforderungsprofile der Mitarbeitenden
im Tatigkeitsbereich Verwaltung sind in den Einrichtungen der Johanniter sehr unterschiedlich. Die
Festlegung von pauschalen Richtbeispielen wird daher den Tatigkeiten und Verantwortungen einzel-
ner Mitarbeiter nicht gerecht. Auch hier wird die Eingruppierung zukiinftig ausschlieBlich anhand
der konkreten Stellenbeschreibung unter Zugrundelegung der Ober- und Untersdtze erfolgen.

3. In den Tatigkeitsbereich der EG 10 A wurde die ,Verwaltung" aufgenommen. Bisher war die Eingrup-
pierung von Mitarbeitenden im Tatigkeitsbereich Verwaltung in die EG 10 A, die keine Leitungs-
aufgaben (Anm. 11) wahrgenommen haben, nicht méglich. Verwaltungsmitarbeitende nehmen in
den Einrichtungen aber zunehmend schwierige und verantwortliche Aufgaben wahr, die eine Aus-
weitung des Anwendungsbereiches der EG 10 A notwendig machte.

4. Die Richtbeispiele beziiglich des Krankenhausbereiches wurden aktualisiert und an die Berufsbe-
zeichnungen der Bundesagentur fiir Arbeit angepasst. Insbesondere wurde ein neu formuliertes
Richtbeispiel fiir Fachgesundheits- und Krankenpfleger in speziellen Funktionsbereichen eingefiigt
sowie die Gleichstellung der Gesundheits- und Krankenpfleger in diesen Bereichen mit vergleich-
baren Aufgaben vorgenommen. Die Verdnderung des Richtbeispiels tragt der Rechtsprechung des
Bundesarbeitsgerichts Rechnung (Urteil des BAG v. 20.06.2012, Az.: 4 AZR 438/ 10) und entspricht
der in den Krankenhdusern der Johanniter gelebten Praxis.
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Anlage 2 Entgelttabelle

giiltig ab 1. Januar 2019

Entgelt- Entgelttabelle (monatlich in EUR)

gruppe
Flexistufe

1 1.762,15 24 1.850,26 204 1.938,37
2 2.025,65 48 2.126,93 180 2.228,22
3 2.164,02 6 2.27792 48 2.391,82 180 2.505,71
4 2.333,03 12 2.455,82 48 2.578,61 180 2.701,40

5 2.478,58 24 2.609,03 60 2.739,48 84 2.869,93 108  3.000,38

6 2.574,80 24 2.710,32 60 2.845,84 84 2.981,35 108 3.116,87

6+  2.706,99 24 2.849,46 60 2.991,93 84 3.134,41 108 3.276,88

7 2.839,15 24 2.988,58 60 3.138,01 84 3.287,44 108 3.436,87

8 3.132,82 24 3.297,70 60 3.462,59 84 3.627,47 108 3.792,36

9 3.426,49 24 3.606,83 60 3.787,17 84 3.967,51 108 4.147,85

10 3.899,06 24 4.104,27 60 4.309,48 84 4.514,70 108 4.719.91

N 4.432,09 24 4.665,36 60 4.898,63 84 5.131,90 108 5.365,16

12 4.671,46 24 491733 60 5.163,20 84 5.409,06 108  5.654,93

13 5.283,46 24 5.561,54 60 5.839,62 84 6.117,69 108 6.395,77

*EG 61.V.m. §17 Absatz 2d) (Tatigkeit Rettungsassistentin)
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giiltig ab 1. Januar 2020

Entgelt- Entgelttabelle (monatlich in EUR)

gruppe
Flexistufe

1 1.820,30 24 1.911,32 204 2.002,33

2 2.092,50 48 2.197,13 180 2.301,75
3 2.235,44 6 2.353,09 48 2.470,74 180 2.588,40
4 2.410,02 12 2.536,86 48 2.663,70 180 2.790,55
5 2.560,37 24 2.695,13 60 2.829,89 84 2.964,64 108 3.099,40
6 2.659,77 24 2.799,76 60 2.939,75 84 3.079,74 108 3.219,72

6+°  2.796,32 24 2.943,49 60 3.090,66 84 3.237,84 108 3.385,01

7 2.932,84 24 3.087,20 60 3.241,56 84 339592 108  3.550,28

8 3.236,19 24 3.406,52 60 3.576,85 84 3.747,17 108 3.917,50

9 3.5639,57 24 3.725,86 60 3.912,15 84 4.098,45 108 4.284,74

10 4.027,72 24 4.239,71 60 4.451,70 84 4.663,68 108 4.875,67

N 4.578,35 24 4.819,32 60 5.060,29 84 530125 108 5.542,22

12 4.825,62 24 5.079,60 60 5.333,58 84 5.587,56 108 5.841,54

13 5.457,82 24 5.745,07 60 6.032,32 84 6.319,58 108 6.606,83

*EG 6i.V.m. § 17 Absatz 2d) (Tatigkeit Rettungsassistentin)
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giiltig ab 1. Januar 2021

Entgelt- Entgelttabelle (monatlich in EUR)

gruppe
Flexistufe

1 1.876,73 24 1.970,57 204 2.064,40
2 2.157,37 48 2.265,24 180 23731
3 2.304,74 6 2.426,04 48 2.547,34 180 2.668,64
4 2.484,73 12 2.615,50 48 2.746,28 180 2.877,05

2.639,75 24 2.778,68 60 2.917,61 84 3.056,55 108  3.19548

6 2.742,22 24 2.886,55 60 3.030,88 84 3.175,21 108  3.319,53

6+*  2.883,00 24 3.034,74 60 3.186,48 84 3.338,21 108  3.489,95

7 3.023,76 24 3.182,90 60 3.342,05 84 3.501,19 108  3.660,34

8 3.336,51 24 3.512,12 60 3.687,73 84 3.863,33 108  4.038,94

S 3.649,29 24 3.841,36 60 4.033,43 84 422550 108  4.417,56

10 4.152,58 24 437114 60 4.589,70 84 4.808,25 108 5.026,81

n 4.720,28 24 4.968,72 60 5.217,16 84 5.465,59 108 5.714,03

12 4.975,22 24 5.237,07 60 5.498,92 84 5760,78 108  6.022,63

13 5.627,01 24 5.923,17 60 6.219,33 84 6.515,49 108 6.811,65

*EG 6i.V.m. § 17 Absatz 2d) (Tatigkeit Rettungsassistentin)
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Anlage 3 Entgelttabelle 2015

- weggefallen -

Anlage 4

- weggefallen -

Anlage 5

- weggefallen -
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Anlage 6 Zuschlagsberechtigte Arbeiten

§1

Schmutz-, Gefahren- und Erschwerniszuschlige

(1) Fiir auBergewdhnliche Arbeiten wird ein Zuschlag gezahlt, wenn die Arbeit

a) die Mitarbeiterin bzw. den Mitarbeiter einer auBergewdhnlichen Beschmutzung des Kérpers oder

der eigenen Arbeitskleidung aussetzt,

b) auBergewdhnlich geféhrlich, gesundheitsschadigend oder ekelerregend ist oder

¢) unter besonders erschwerenden Umstanden ausgefiihrt werden muss.

(2) Ob eine Arbeit als zuschlagsberechtigt anzusehen ist, soll vor ihrer Inangriffnahme festgestellt werden.

(3) Zuschldge nach Absatz 1 Buchst. a) werden nicht gewahrt, soweit das Verrichten auBergewdhnlicher
Arbeiten durch Gew&hrung von Schutzkleidung ausreichend abgegolten ist.

§2 Zahlung der Zuschlige

Schmutz-, Gefahren- und Erschwerniszuschlage gemaB § 1 werden fiir folgende zuschlagsberechtigte
Arbeiten gezahlt:

1.

8.
9.

Beseitigen von Verstopfungen in Kanalisations- oder Toilettenanlagen, Reinigen oder Reparieren der
Grundleitungen, der Kanal- oder Fallstrange oder Abflussleitungen von Toilettenanlagen, Reinigen
von Sinkkasten

Reinigen von GefdBen, Gerdten oder Tischen, die mit Blut, Stuhl, Urin oder infektiosem Material
beschmutzt sind, in Laboratorien, in Behandlungs- oder Untersuchungsrdumen (das gleiche gilt fiir
das Reparieren von GeféBen, Gerdten oder Tischen in ungereinigtem Zustand)

Sonstige besonders schmutzige Arbeiten

Arbeiten, bei denen die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter der Einwirkung dtzender, gesundheits-
schadigender oder giftiger Stoffe oder starker Staubeinwirkung ausgesetzt ist

SchweiBarbeiten mit Autogen- oder ElektroschweiBgerdten

Arbeiten in im Betrieb befindlichen Kiihlhdusern, KiihIrdumen oder Kiihlwagen, wenn die Mitarbei-
terin bzw. der Mitarbeiter mindestens 2 Stunden in ihnen arbeitet

Arbeiten, bei denen nach den erlassenen Anordnungen Atemschutzgerdte oder Horschutzgerate
getragen werden miissen

Arbeiten mit Glas- oder Steinwolle

Arbeiten mit Motorkettensagen

10.Bedienen von handgefiihrten Schneerdummaschinen

11. Desinfektionsarbeiten.
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§3 Hohe des Zuschlages

Fiir die zuschlagsberechtigten Arbeiten wird je Stunde ein Zuschlag in Héhe von 1,29 EUR gezahlt.
Dieser Betrag dndert sich in demselben Zeitpunkt und in demselben AusmaB wie die allgemeinen
Entgelterhdhungen.

Daher betrdgt der Zuschlag:

EG1-4 EG5-13

ab dem 01.01.2018 1,40 Euro 1,36 Euro
ab dem 01.01.2019 1,45 Euro 1,41 Euro
ab dem 01.01.2020 1,50 Euro 1,46 Euro
ab dem 01.01.2021 1,54 Euro 1,50 Euro

§4 Berechnung der Zuschldage

(1) Die Zuschlidge werden fiir die Arbeitszeit gezahlt, in der zuschlagsberechtigende Arbeiten verrichtet
werden.

(2) Arbeitszeiten nach Absatz 1 werden fiir jeden Arbeitstag zusammengerechnet. Ergeben sich nach der
Zusammenrechnung Bruchteile einer Stunde, so werden Zeiten unter 15 Minuten nicht beriicksichtigt,
Zeiten von mindestens 15 Minuten als eine Stunde gewertet. Liegen fiir eine Arbeit die Voraussetzungen
fiir mehrere Zuschlage vor, wird nur ein Zuschlag gezahit.

§5 Pauschalierung

Die Zuschlage kdnnen durch Nebenabrede im Dienstvertrag oder durch Dienstvereinbarung pauschaliert
werden.

§6 Ausschluss

Die Zuschlage werden nicht gewéhrt fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Tatigkeiten im Rettungs-
dienst, Pflege, Betreuung und Erziehung.
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Anlage 7

giiltig vom 1. Januar 2019
Anlage 7a (alle Angaben in EUR)

Entgelt- | Mittelwert | Stunden- | Zeitzu- Zeitzu- Zeitzu- | Uberstun- | Zeitzu- Zeitzu- Zeitzu-
gruppe |aus Stufen| entgelt |schldge fiir| schlag fiir | schlag fiir | schlag fiir | denentgelt | schlag fiir | schlag fiir | schlag
2,3 nach Uber- Nacht- Bereit- | nach §11g | Arbeiten |Arbeiten an| Arbeit an
und 4 §22 stunden arbeit schafts- AVR-J | an Sonn- | Wochen- | Wochen-
Absatz 1| 30/25/ 25% dienst tagen | feiertagen, | feiertagen

AVR-J | 20/15% wihrend 30/25% | die auf sowie
der Nacht- einen Oster-
arbeit Sonntag |sonntag &
10% fallen, 50% | Pfingst-
W sonntag

35%

1 1.806,20 1039 3,12 2,60 3,12 1,04 13,50 3,12 519 3,63

2 207629 1194 3,58 2,98 3,58 1,19 15,52 3,58 597 4,18

3 233487 1342 4,03 3,36 4,03 134 17,45 4,03 6,71 4,70

4 2.517,22 14,47 3,62 3,62 434 1,45 18,09 3,62 7,24 5,07

5 2.73948 1575 394 3,94 4,73 1,58 19,69 3,94 7,88 5,51

6 2.84584 16,36 4,09 4,09 491 1,64 20,45 4,09 8,18 573

6+* 299193 17,20 4,30 4,30 5,16 1,72 21,50 4,30 8,60 6,02

7 3.138,01 18,04 4,51 4,51 541 1,80 22,55 4,51 9,02 6,31

8 3.462,59 1991 3,98 4,98 597 1,99 23,89 4,98 9,95 6,97

9 3.78717 21,78 3,27 544 6,53 2,18 25,04 544 10,89 7,62

10 430948 2478 3,72 6,19 7,43 2,48 28,50 6,19 12,39 8,67

" 4.898,63 28,17 4,22 7,04 8,45 2,82 32,39 7,04 14,08 9,86

12 5.163,20 29,69 4,45 7,42 8,91 2,97 34,14 7,42 14,84 10,39

13 5.839,62 33,58 5,04 839 10,07 3,36 38,61 839 16,79 11,75
* EG 6i.V.m. §17 Absatz 2 Buchst. d) (T4tigkeit Rettungsassistentin)

** Bitte beachten Sie, dass von den Zuschldgen nach § 22 Absatz 1 Buchst. d)-f) ein entsprechender Teil nach den Regelun-
gen des §33 AVR-J in Urlaubstage umgewandelt wird.
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giiltig vom 1. Januar 2020
Anlage 7a (alle Angaben in EUR)

Entgelt- |Mittelwert|Stunden-| Zeitzu- | Zeitzu- Zeitzu- Uber- Zeitzu- Zeitzu- Zeitzu-
gruppe |aus Stufen| entgelt | schldge |schlag fiir | schlag fiir | schlag fiir | stunden- | schlag fiir | schlag fiir | schlag
nach | fiir Uber- | Nacht- Bereit- entgelt | Arbeiten |Arbeiten an| Arbeit an
§22 stunden arbeit schafts- nach an Sonn- | Wochen- | Wochen-
Absatz 1| 30/25/ | 25% * dienst §11g tagen |feiertagen, | feiertagen

AVR-J | 20/15% wihrend | AVR-J | 30/25% | die auf sowie
der einen Oster-
Nacht- Sonntag |sonntag &
arbeit fallen, Pfingst-
10% ** 50 % sonntag
35%

1 1.865,81 10,73 3,22 2,68 3,22 1,07 13,95 3,22 5,36 3,75

2 2.144,81 12,33 3,70 3,08 3,70 1,23 16,03 3,70 6,17 4,32

3 241192 1387 4,16 3,47 4,16 1,39 18,03 4,16 6,93 4,85

4 2.600,28 14,95 3,74 3,74 4,49 1,50 18,69 3,74 7,48 5,23

5 2.829,89 16,27 4,07 4,07 4,88 1,63 20,34 4,07 8,14 5,69

6 293975 1690 423 4,23 5,07 1,69 21,13 4,23 8,45 592

6+* 3.090,66 17,77 4,44 4,44 52 1,78 22,21 4,44 8,89 6,22

7 3.241,56 18,64 4,66 4,66 550 1,86 23,30 4,66 9,32 6,52

8 3.576,85 20,57 4.1 514 6,17 2,06 24,68 514 10,28 7,20

9 391215 2249 337 5,62 6,75 2,25 25,87 5,62 11,25 7,87

10 445170 2560 3,84 6,40 7,68 2,56 29,44 6,40 12,80 8,96

1 5.060,29 29,10 4,36 7,27 8,73 291 33,46 7,27 14,55 10,18

12 5.333,58 30,67 4,60 7,67 9,20 3,07 35,27 7,67 15,33 10,73

13 6.032,32 3468 520 8,67 10,41 3,47 39,89 8,67 17,34 12,14

* EG6i.V.m. §17 Absatz 2 Buchst. d) (T4tigkeit Rettungsassistentin)
** Bitte beachten Sie, dass von den Zuschligen nach § 22 Absatz 1 Buchst. d)-f) ein entsprechender Teil nach den Regelun-
gen des §33 AVR-J in Urlaubstage umgewandelt wird.
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giiltig vom 1. Januar 2021
Anlage 7a (alle Angaben in EUR)

Entgelt- | Mittelwert | Stunden- | Zeitzu- Zeitzu- Zeitzu- | Uberstun- | Zeitzu- Zeitzu- Zeitzu-
gruppe |aus Stufen| entgelt |schldge fiir| schlag fiir | schlag fiir | schlag fiir | denentgelt| schlag fiir | schlag fiir | schlag
2,3 nach Uber- Nacht- Bereit- nach Arbeiten |Arbeiten an| Arbeit an
und 4 §22 stunden arbeit schafts- §11g an Sonn- | Wochenfei-| Wochen-
Absatz 1| 30/25/ | 25%* dienst AVR-J tagen |ertagen, die | feiertagen

AVR-J | 20/15% wihrend 30/25% | auf einen sowie
der Nacht-

arbeit fallen, 509% | tag &

10% ** Pfingst-

sonntag

35%

1 1.923,65 11,06 3,32 2,77 3,32 1 14,38 3,32 5/53 3,87

2 2.211,30 12,71 3,81 3,18 3,81 1,27 16,53 3,81 6,36 4,45

3 2.486,69 1430 429 3,57 4,29 1,43 18,59 4,29 7,15 5,00

4 2.680,89 1541 3,85 3,85 4,62 1,54 19,27 3,85 7,71 5,40

5 2917,61 16,78 4,19 4,19 5,03 1,68 20,97 4,19 8,39 587

6 3.030,88 17,43 436 4,36 523 1,74 21,78 4,36 8,71 6,10

6+ 3.18648 1832 4,58 4,58 5,50 1,83 22,90 4,58 9,16 6,41

7 3.342,05 19,22 4,80 4,80 5,76 1,92 24,02 4,80 9,61 6,73

8 3.687,73 2120 424 5,30 6,36 2,12 25,44 5,30 10,60 7,42

9 403343 2319 348 5,80 6,96 232 26,67 5,80 11,60 8,12

10 4589,70 2639 396 6,60 792 2,64 30,35 6,60 13,19 9,24

N 5.217,16 30,00 4,50 7,50 9,00 3,00 34,50 7,50 15,00 10,50

12 5.498,92 31,62 4,74 7,90 9,49 3,16 36,36 7,90 15,81 11,07

13 6.219,33 3576 536 8,94 10,73 3,58 41,12 8,94 17,88 12,52

* EG6i.V.m. §17 Absatz 2 Buchst. d) (T4tigkeit Rettungsassistentin)
* Bitte beachten Sie, dass von den Zuschldgen nach § 22 Absatz 1 Buchst. d)-f) ein entsprechender Teil nach den Regelun-
gen des §33 AVR-J in Urlaubstage umgewandelt wird.
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giiltig vom 1. Januar 2019
Anlage 7b (alle Angaben in EUR)

Zeitzu-
schlag fiir
Bereit-
schaft-
dienst
wahrend
der
Nachtar-
beit 10% *

Zeit-
zuschlag
fiir Nacht-
arbeit
259% *

Zeitzu-
schlag fir
Dauer-
nacht-
arbeit
30% *

Stunden-
entgelt

Grund-
entgelt

Entgelt-
gruppe

F 1.691,00 9,72 2,43 292 097

Uber-
stunden-
entgelt

Zeitzu-
schldge an
Sonntagen

30%

12,64 2,92

Zeitzu-
schlag
fiir Arbei-
ten an
Wochen-
feiertagen,
die auf
einen
Sonntag
fallen,
50%

4,86

Zeitzu-
SIED]
Arbeit an
Wochen-
feiertagen
sowie
Ostersonn-
tag und
Pfingst-
sonntag
35%

3,40

* Bitte beachten Sie, dass von den Zuschldgen nach § 22 Absatz 1 Buchst. d) bis f) ein entsprechender Teil nach den Rege-

lungen des § 33 AVR-J in Urlaubstage umgewandelt wird.

giiltig vom 1. Januar 2020

Zeitzu-
schlag fiir
Bereit-
schaft-
dienst
wéhrend
der
Nachtar-
beit 10% *

Zeit-
zuschlag
fiir Nacht-
arbeit
2500 *

Zeitzu-
schlag fiir
Dauer-
nacht-
arbeit

Grund-
entgelt

Stunden-
entgelt

Entgelt-
gruppe

30% *

F 1.721,00 990 2,47 2,97 0,99

Uber-
stunden-
entgelt

Zeitzu-
schldge an
Sonntagen

30%

12,86 2,97

Zeitzu-
schlag

flir Arbei-

ten an
Wochen-

feiertagen,

die auf
einen

Sonntag
fallen,
50%

4,95

Zeitzu-
schlag
Arbeit an
Wochen-
feiertagen
sowie
Ostersonn-
tag und
Pfingst-
sonntag
35%

3,46

* Bitte beachten Sie, dass von den Zuschldgen nach § 22 Absatz 1 Buchst. d) bis f) ein entsprechender Teil nach den Rege-

lungen des § 33 AVR-J in Urlaubstage umgewandelt wird.
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Anlage 8a Arztinnen und Arzte

§1 Geltungsbereich

Fiir Arztinnen und Arzte, die als solche eingesetzt sind, gelten die AVR DWBO Anlage Johanniter mit
den in dieser Anlage festgehaltenen Abweichungen.

§2 Arbeitszeit, besondere Rechte und Pflichten

(1) Die regelmiBige wochentliche Arbeitszeit kann im gegenseitigen Einvernehmen mit der Arztin
oder dem Arzt auf bis zu 48 Stunden erhdht oder auch geringer vereinbart werden, dabei wird das
Entgelt entsprechend erhdht oder verringert.

(2) Die tigliche Arbeitszeit kann im Schichtdienst auf bis zu 12 Stunden ausschlieBlich der Pausen
ausgedehnt werden. In unmittelbarer Folge diirfen nicht mehr als 4 12-Stunden-Schichten und inner-
halb von 2 Kalenderwochen nicht mehr als 8 12-Stunden-Schichten geleistet werden. Solche Schich-
ten kdnnen nicht mit Bereitschaftsdienst kombiniert werden.

(3) Zu den Arztinnen und Arzten obliegenden &rztlichen Pflichten gehort es auch, drztliche Bescheini-
gungen auszustellen. Die Arztinnen und Arzte kénnen von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber
auch verpflichtet werden, im Rahmen einer zugelassenen Nebentitigkeit von leitenden Arztinnen und
Arzten oder von Belegarztinnen und Belegirzten innerhalb der Einrichtung drztlich titig zu werden.

(4) Die Erstellung von Gutachten, gutachterlichen AuBerungen und wissenschaftlichen Ausarbeitungen,
die nicht von einem Dritten angefordert und vergiitet werden, gehort zu den Arztinnen und Arzten
obliegenden Pflichten aus der Haupttatigkeit.

(5) Die Arztin bzw. der Arzt kann von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber verpflichtet werden, als
Nebentatigkeit Unterricht zu erteilen, soweit dies arbeitsvertraglich nicht schon als Teil ihrer bzw. seiner
Haupttatigkeit vereinbart ist, sowie Gutachten, gutachterliche AuBerungen und wissenschaftliche Aus-
arbeitungen, die von einem Dritten angefordert und vergiitet werden, zu erstellen, und zwar auch im
Rahmen einer zugelassenen Nebentitigkeit der leitenden Arztin bzw. des leitenden Arztes. Steht die
Vergiitung fiir das Gutachten, die gutachterliche AuBerung oder wissenschaftliche Ausarbeitung aus-
schlieBlich der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber zu, hat die Arztin bzw. der Arzt nach MaBgabe
ihrer bzw. seiner Beteiligung einen Anspruch auf einen Teil dieser Vergiitung. In allen anderen Fallen
ist die Arztin bzw. der Arzt berechtigt, fiir die Nebentatigkeit einen Anteil der von dem Dritten zu
zahlenden Vergiitung anzunehmen. Die Arztin bzw. der Arzt kann die Ubernahme der Nebentitigkeit
verweigern, wenn die angebotene Vergiitung offenbar nicht dem MaB ihrer bzw. seiner Beteiligung
entspricht. Im Ubrigen kann die Ubernahme der Nebentitigkeit nur in besonders begriindeten Aus-
nahmefallen verweigert werden.

(6) Die Arbeitszeiten der Arztinnen und Arzte sind per Zeiterfassung zu dokumentieren.

(7) Die Dienstgeberein bzw. der Dienstgeber hat Arztinnen und Arzte von etwaigen im Zusammenhang
mit dem Dienstverhdltnis entstandenen Schadensersatzanspriichen Dritter freizustellen, sofern der Ein-
tritt des Schadens nicht durch die Arztin bzw. den Arzt vorsitzlich oder grob fahrlissig herbeigefiinrt
worden ist. Im Ubrigen bleiben die allgemeinen Grundsitze zur Arbeitnehmerhaftung unberiihrt.
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(8) Zur Teilnahme an Arztkongressen, Fachtagungen und vergleichbaren Veranstaltungen ist Arztinnen
und Arzten Dienstbefreiung (§ 13 AVR DWBO Anlage Johanniter) bis zu 3 Arbeitstagen im Kalenderjahr
zu gewdhren. Die Dienstbefreiung wird auf einen Anspruch nach den Weiterbildungsgesetzen der Linder
angerechnet. Bei Personalkostenerstattung durch Dritte erfolgt eine Freistellung fiir bis zu 5 Tage.

§3 Zuweisung zu Dritten und Personalgestellung

Arztinnen und Arzten kann im dienstlichen oder betrieblichen Interesse mit ihrer Zustimmung unter
Fortsetzung des bestehenden Dienstverhaltnisses bis zur Dauer von 3 Monaten eine mindestens gleich
vergiitete Tatigkeit bei den Werken und Einrichtungen des Johanniterordens zugewiesen werden. Die
Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert werden. Die Zuweisung einer Beschaftigung bei
einem Dritten oder liber den Zeitraum von 3 Monaten hinaus bedarf der gesonderten Vereinbarung mit
dem Arzt/der Arztin. Die Rechtsstellung der Arztinnen und Arzte bleibt unberiihrt. Beziige aus der Ver-
wendung werden auf das Entgelt angerechnet.

§4 Tatigkeit im Rettungsdienst

(1) Zu den der Arztin bzw. dem Arzt aus ihrer bzw. seiner Haupttitigkeit obliegenden Pflichten gehort
es, am Rettungsdienst in Notarztwagen und Hubschraubern teilzunehmen und sich gegebenenfalls
dafiir auf Anordnung und Kosten der Dienstgeberin bzw. des Dienstgebers zu qualifizieren.

(2) Eine Arztin bzw. ein Arzt, die bzw. der nach der Approbation noch nicht mindestens ein Jahr klinisch
tatig war, ist grundsitzlich nicht zum Einsatz im Rettungsdienst heranzuziehen. Eine Arztin, der bzw. ein
Arzt, dem aus personlichen oder fachlichen Griinden (z.B. Vorliegen einer anerkannten Minderung der
Erwerbsfahigkeit, die dem Einsatz im Rettungsdienst entgegensteht, Flugunvertraglichkeit, langjdhrige
Tatigkeit als Bakteriologin bzw. Bakteriologe) die Teilnahme am Rettungsdienst nicht zumutbar ist, darf
grundsatzlich nicht zum Einsatz im Rettungsdienst herangezogen werden.

(3) Fiir jeden Einsatz in diesem Rettungsdienst erhilt die Arztin bzw. der Arzt einen Einsatzzuschlag
in Hohe des Stundenentgelts nach A2 Stufe 1.

Der Einsatzzuschlag steht nicht zu, wenn der Arztin bzw. dem Arzt wegen der Teilnahme am Rettungs-
dienst auBer den Beziigen sonstige Leistungen von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber oder von
einem Dritten (z.B. private Unfallversicherung, fiir die die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber oder eine
Tragerin bzw. ein Trager des Rettungsdienstes die Beitrdge ganz oder teilweise tragt, Liquidations-
anspriiche usw.) zustehen.

§5 Grundentgelt fiir Arztinnen und Arzte

(1) Das Grundentgelt der Arztinnen und Arzte bemisst sich gemaB der Entgelttabelle in §6 nach
Stufen (1 bis maximal 5).
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(2) Arztinnen und Arzte, Fachdrztinnen und -irzte, Qberdrztinnen und -drzte, denen eine Tatigkeit erstmals
libertragen wird, erhalten das Grundentgelt nach der Stufe 1 ihrer Entgeltgruppe. Die Verweildauer in der
Stufe 1 der jeweiligen Entgeltgruppe richtet sich nach den in der Entgelttabelle angegebenen Jahren.

(3) Die Arztinnen und Arzte erreichen die jeweils nichste Stufe nach den Zeiten arztlicher (A1),
facharztlicher (A2), oberdrztlicher (A3) Tatigkeit, die in der Entgelttabelle in § 6 AVR DWBO Anlage
Johanniter angegeben sind.

(4) Die Arztinnen und Arzte, Fachirztinnen und -irzte, Oberdrztinnen und -irzte, erhalten von Beginn
des Monats an, in dem die nédchste Stufe erreicht wird, das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe.

(5) Nachgewiesene forderliche Zeiten beruflicher Tatigkeit der letzten 5 Jahre vor der Einstellung oder
Hohergruppierung werden auf die Zeiten des Erreichens der jeweiligen Stufen angerechnet. Die an-
zurechnenden Berufszeiten werden am Beginn des Dienstverhaltnisses bzw. zum Zeitpunkt der H6-
hergruppierung festgestellt.

Nachgewiesene forderliche Zeiten beruflicher Tatigkeiten innerhalb des Johanniter-Verbundes wer-
den auf die Zeiten des Erreichens der jeweils hoheren Stufen ohne Begrenzung angerechnet.

(6) Die Arztinnen und Arzte, Fachirztinnen und -irzte, Oberdrztinnen und -drzte haben die anrech-
nungs- fahigen Zeiten innerhalb einer Ausschlussfrist von 3 Monaten nach Aufforderung durch die
Dienstgeberin bzw. den Dienstgeber nachzuweisen. Zeiten, fiir die der Nachweis nicht fristgemaB
erbracht wird, werden nicht angerechnet. Kann der Nachweis aus einem von den Arztinnen und Arz-
ten, Facharztinnen und -drzten, Oberarztinnen und -arzten nicht zu vertretenden Grunde innerhalb
der Ausschlussfrist nicht erbracht werden, so ist die Frist auf Antrag zu verldngern.

§6 Eingruppierung und Vergiitung

(1) Die Arzte sind wie folgt eingruppiert:
a) Entgeltgruppe A1

Approbierte [ r Arzt/ Arztin mit Aufgaben, die keine abgeschlossene Facharztweiterbildung vorausset-
zen.

b) Entgeltgruppe A2
Fachérztin [ Facharzt mit entsprechender Tatigkeit

Arzte, denen ausdriicklich durch die Dienstgeberin bzw. den Dienstgeber durch Ernennung zur Funk-
tionsoberarztin /[zum Funktionsoberarzt medizinische Verantwortung fiir einen Funktionsbereich
tibertragen worden ist, erhalten iiber das Stufenentgelt der Entgeltgruppe A2 hinaus eine Zulage von
500 EUR.

¢) Entgeltgruppe A3

Arzt [ Arztin entsprechend Entgeltgruppe A2, dem [ der ausdriicklich durch die Dienstgeberin bzw. dem
Dienstgeber durch Ernennung zum/zur Oberarzt/-4rztin Gber die Aufgaben dieser Entgeltgruppe
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hinaus die medizinische Verantwortung fiir selbststdndige Teil- oder Funktionsbereiche der Klinik
bzw. Abteilung einschlieBlich der fachlichen Aufsicht Gber andere Fachérzte von der Dienstgeberin
bzw. dem Dienstgeber libertragen worden ist.

Der durch Ernennung zum leitenden Oberarzt [ Chefarztstellvertreter bestellte Arzt erhilt eine Zulage ab
dem 01.01.2015 von 1116,45 EUR, wenn ihm mehr als 5 Arzte unterstellt sind. Bei weniger als 5 unter-
stellten Arzten betrdgt die Zulage 558,23 EUR. Diese Zulage nimmt an tariflichen Steigerungen teil.

Demnach betragen die Zulagen:

Durch Ernennung zum Durch Ernennung zum
leitenden Oberarzt [ Chefarztstellvertreter leitenden Oberarzt/ Chefarztstellvertreter

bestellter Arzt, bestellter Arzt,
wenn ihm mehr als 5 Arzte unterstellt sind wenn ihm weniger als 5 Arzte unterstellt sind

ab dem 01.01.2016 1.161,11 EUR 580,56 EUR
ab dem 01.01.2017 1.190,14 EUR 595,07 EUR
ab dem 01.01.2018 1.219,89 EUR 609,95 EUR

Die folgende Entgelttabelle gilt vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2019 (alle Angaben in EUR):

Entgelt- Stufe 1 N Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
gruppe
A1 4.455,15 4.707,66 4.888,03 5.200,67 5.573,42
im 1. Jahr im 2. Jahr im 3. Jahr im 4. Jahr ab dem 5. Jahr
A2 5.880,07 6.373,06 6.805,95 7.058,48 7.304,99
abdem 1.Jahr  ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr abdem 9. Jahr  ab dem 11. Jahr
A3 7.365,10 7.797,98 8.417,26

ab dem 1. Jahr ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr

Die folgende Entgelttabelle gilt vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 (alle Angaben in EUR):

Entgelt- Stufe 1 N Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
gruppe
A1 4.602,17 4.863,01 5.049,33 5.372,29 5.757,34
im 1. Jahr im 2. Jahr im 3. Jahr im 4. Jahr ab dem 5. Jahr
A2 6.074,11 6.583,37 7.030,55 7.291,41 7.546,05
ab dem 1. Jahr ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr abdem 9. Jahr  ab dem 11. Jahr
A3 7.608,15 8.055,31 8.695,03

ab dem 1. Jahr ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr

§22a AVR DWBO Anlage Johanniter findet keine Anwendung.
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Die folgende Entgelttabelle gilt vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 (alle Angaben in EUR):

Entgelt- Stufe 1 N Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
gruppe
A1 4.744,84 5.013,76 5.205,86 5.538,83 5.935,82
im 1. Jahr im 2. Jahr im 3. Jahr im 4. Jahr ab dem 5. Jahr
A2 6.262,41 6.787,45 7.248,50 7.517,44 7.779,98
abdem 1.Jahr  ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr abdem 9. Jahr  ab dem 11. Jahr
A3 7.844,00 8.305,02 8.964,58

ab dem 1. Jahr ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr

§7 Abweichende Regelungen zum Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft

(1) Die wihrend des Bereitschaftsdienstes erfahrungsgemaB durchschnittlich anfallende Arbeits-
leistung wird wie folgt als Arbeitszeit faktorisiert:

Arbeitsleistung innerhalb des Bereitschaftsdienstes Bewertung als Arbeitszeit
l. bis zu 25 v.H. 60 v.H.
I. mehr als 25 v.H. bis 40 v.H. 75 v.H.
1. mehr als 40 v.H. bis 49 v.H. 90 v.H.

(2) Fir die als Arbeitszeit gewertete Zeit des Bereitschaftsdienstes wird das nachstehende Entgelt je
Stunde gezahlt:

Vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2019 (alle Angaben in EUR):

Entgelt- Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
gruppe
A1 25,62 EUR 27,07 EUR 28,11 EUR 29,90 EUR 32,05 EUR
im 1. Jahr im 2. Jahr im 3. Jahr im 4. Jahr ab dem 5. Jahr
A2 33,81 EUR 36,64 EUR 39,13 EUR 40,58 EUR 42,00 EUR
ab dem 1. Jahr ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr abdem 9. Jahr  ab dem 11. Jahr
A3 42,35 EUR 44,84 EUR 48,40 EUR

ab dem 1. Jahr ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr
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Vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 (alle Angaben in EUR):

Entgelt- Stufe 1 N Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
gruppe
A1 26,46 EUR 27,96 EUR 29,03 EUR 30,89 EUR 33,10 EUR
im 1. Jahr im 2. Jahr im 3. Jahr im 4. Jahr ab dem 5. Jahr
A2 34,92 EUR 37,85 EUR 40,42 EUR 41,92 EUR 43,39 EUR
ab dem 1. Jahr ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr abdem 9. Jahr  ab dem 11. Jahr
A3 43,75 EUR 46,32 EUR 49,99 EUR

ab dem 1. Jahr ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr

Vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 (alle Angaben in EUR):

Entgelt- Stufe 1 N Stufe 3 N Stufe 5
gruppe
A1 27,28 EUR 28,83 EUR 29,93 EUR 31,85 EUR 34,13 EUR
im 1. Jahr im 2. Jahr im 3. Jahr im 4. Jahr ab dem 5. Jahr
A2 36,01 EUR 39,03 EUR 41,68 EUR 43,22 EUR 44,73 EUR
ab dem 1. Jahr ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr abdem 9. Jahr  ab dem 11. Jahr
A3 45,10 EUR 47,75 EUR 51,54 EUR

ab dem 1. Jahr ab dem 4. Jahr ab dem 7. Jahr

(3) Die nach Absatz 1 errechnete Arbeitszeit kann in Freizeit abgegolten werden (Freizeitausgleich). Fiir
die Zeit des Freizeitausgleichs werden das Entgelt und die in Monatsbetrdgen festgelegten Zulagen
fortgezahlt.

(4) Pro Monat diirfen 16 Rufbereitschaften angeordnet werden. Die Dienste sollen gleichmaBig verteilt
werden. Dabei ist ab der 13. Rufbereitschaft die Arbeitszeit mit 25 % zu bewerten.

§8 Zeitzuschlige und Uberstundenentgelt

Die Arztin und der Arzt erhalten neben ihrem Entgelt Zeitzuschliage gemaB § 22 wie sie fiir die EG 13
anzuwenden sind. Fiir Arztinnen und Arzte im Sinne dieser Anlage kann per Dienstvereinbarung eine
abweichende Regelung zu Zeitzuschldgen und Uberstundenentgelt getroffen werden.



Anlage 8b Mitarbeitende im Fahrdienst

§1 Geltungsbereich

Fiir Mitarbeitende im Fahrdienst, die gemaB § 2 dieser Regelung eingesetzt sind, gelten die AVR DWBO
Anlage Johanniter mit den nachfolgend festgehaltenen Abweichungen.

§2 Eingruppierung

(1) Mitarbeitende, die als Fahrerin bzw. Fahrer im
Meniiservice

Fahrdienst fiir Menschen mit Mobilitatseinschrankungen
Patientenfahrdienst

Schiilerbeforderung

Materialtransport

Blut-/Organtransport

Kassenarztlichen Notfalldienst

Hausnotrufdienst

tétig sind, sowie Mitarbeitende, die Fahrerinnen und Fahrer als Beifahrer/in oder Begleitperson unter-
stiitzen, sind in die Entgeltgruppe F eingruppiert.

(2) Absatz 1 gilt nicht fiir Fahrerinnen und Fahrer, die einen Fiihrerschein der Klassen C1/C/D1/D/BE/
C1E/CE/D1E oder DE benétigen oder Mitarbeitende, fiir deren Tatigkeit eine bestimmte Qualifikation
vorausgesetzt wird (z.B. als Rettungshelfer, Einsatzkraft im Hausnotrufdienst).

§3 Grundentgelt

Das monatliche Grundentgelt gemaB § 18 AVR DWBO Anlage Johanniter betrdgt fiir die Entgelt-
gruppe F ab dem 01.01.2017 1.537,46 Euro, ab dem 01.01.2019 1.691,00 Euro und ab dem
01.01.2020 1.721,00 Euro.

Die sich aus §22a AVR DWBO Anlage Johanniter ergebende Jahressonderzahlung ist anteilig zu
einem Zwolftel im monatlichen Entgelt enthalten.

§4 Einschrinkende Anwendung des § 24 AVR DWBO Anlage Johanniter

(1) Abweichend von § 24 Absatz 2 Nr. 1 AVR DWBO Anlage Johanniter (Verdnderung der Arbeitszeit)
ist bei einer Erhohung der regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit das Entgelt entsprechend zu
erhéhen, wenn andernfalls der jeweils geltende gesetzliche Mindestlohn unterschritten wiirde.

(2) Eine Absenkung nach §24 Absatz 3 AVR DWBO Anlage Johanniter darf insgesamt 5 % nicht
liberschreiten. Die Anwendung von § 24 Absatz 3 Unterabsatz 2 wird davon nicht beriihrt, soweit
der jeweils geltende gesetzliche Mindestlohn eingehalten wird.
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§5 Anwendungsvoraussetzung

(1) Von den Regelungen dieser Anlage kann eine im Tarifregister gelistete Einrichtung im Sinne von § 22
Absatz 3 ARRO DWBO nur Gebrauch machen, wenn sie mit allen Mitarbeitenden die AVR DWBO Anlage
Johanniter oder eine gleichwertige Arbeitsvertragsgrundlage ohne Einschrankung oder Abweichung
vereinbart hat. Die Vereinbarung besserer Arbeitsbedingungen ist unschadlich.

(2) Von den Regelungen dieser Anlage kann nur Gebrauch gemacht werden, wenn alle nach § 1 tétigen
Mitarbeitenden des anwendenden Rechtstrdgers und der von ihnen beherrschten Unternehmen auf der
Grundlage der AVR DWBO Anlage Johanniter oder einer gleichwertigen Regelung beschaftigt werden.
Gleichwertig ist eine Regelung, wenn sie nicht zu einer Schlechterstellung im Sinne von §4 Absatz 1
TzBfG fiihrt.

(3) Die Absitze 1 und 2 gelten nicht fiir Mitarbeitende gemB § 3 und § 36 Absatz 2 und 3 AVR DWBO
Anlage Johanniter.

§6 Nichtanwendbare Regelungen

Der § 18 AVR DWBO Anlage Johanniter sowie die Anlagen 1 bis 4 AVR DWBO Anlage Johanniter finden
fiir Mitarbeitende gemaB §2 Absatz 1 und 2 keine Anwendung.

§7 Inkrafttreten und Laufzeit
Diese Regelung tritt am 01.01.2012 in Kraft und endet am 31.12.2020. Sie verlangert sich jeweils um

4 Jahre, wenn nicht eine Seite des AK Ausschuss Johanniter in der zweiten Halfte der Laufzeit eine
Neuverhandlung verlangt.

§8 Ubergangsregelung
Mitarbeitende, die bei Inkrafttreten dieser Regelung schon tatig sind und deren Vergiitung iiber dem

Grundentgelt gemaB §3 dieser Regelung liegt, erhalten neben diesem Grundentgelt eine Besitz-
standszulage in Hohe der Differenz zu ihrer bisherigen Vergiitung.
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Anlage 9 Vermdgenswirksame Leistungen (VWL)

Voll- und teilzeitbeschaftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und zu ihrer Ausbildung Beschiftigte
(Anlage 10 AVR DWBO Anlage Johanniter) erhalten nach MaBgabe der nachstehenden Bestimmungen
vermdgenswirksame Leistungen. Eine Vollbeschaftigung im Sinne dieser Vorschrift ist nur gegeben,
wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter die in § 11 Absatz 1 Unterabsatz 1 AVR DWBO Anlage
Johanniter fiir ihre bzw. seine Tatigkeit jeweils festgelegte Arbeitszeit erfiillt. Unterschreitet sie bzw.
er diese, ist sie bzw. er im Sinne dieser Vorschrift teilzeitbeschaftigt.

§1 Voraussetzungen und Hohe der vermdgenswirksamen Leistungen

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die zu ihrer Ausbildung Beschiftigten erhalten monatlich
eine vermodgenswirksame Leistung im Sinne des Vermdgensbildungsgesetzes (VermBG) oder zum
Zwecke der Entgeltumwandlung nach §31 AVR DWBO Anlage Johanniter.

(2) Die Mitarbeiterin, die bzw. der Mitarbeiter, der im Voraus nur auf eine kalendermiBig bestimmte
Zeit oder fiir eine Aufgabe von begrenzter Dauer bzw. zur Vertretung oder Aushilfe eingestellt ist oder
wird, hat Anspruch auf die vermdgenswirksame Leistung nach Absatz 1 nur, wenn das Dienstverhaltnis
voraussichtlich mindestens 6 Monate dauert.

(3) Die vermdgenswirksame Leistung betrdgt monatlich
a) fiir die vollbeschiftigte Mitarbeiterin bzw. den vollbeschaftigten Mitarbeiter 6,65 EUR,
b) fiir die zu ihrer Ausbildung Beschiftigte bzw. den zu seiner Ausbildung Beschiftigten 13,29 EUR,

c) fiir die Auszubildende bzw. den Auszubildenden, deren bzw. dessen Ausbildungsverglitung ggf.
zuziiglich des Kinderzuschlages monatlich mindestens 971,45 EUR betrdgt, 6,65 EUR.

Die nicht vollbeschiftigte Mitarbeiterin bzw. der nicht vollbeschiftigte Mitarbeiter erhdlt von dem
Betrag nach Unterabsatz 1, der ihr bzw. ihm zustehen wiirde, wenn sie bzw. er vollbeschaftigt ware,
den Teil, der dem MaB der mit ihr bzw. ihm vereinbarten regelmiBigen wochentlichen Arbeitszeit
entspricht.

Die Hohe der vermdgenswirksamen Leistung richtet sich ausschlieBlich nach der am Ersten des jeweili-
gen Kalendermonats vertraglich vereinbarten Arbeitszeit. Wird das Dienstverhaltnis nach dem Ersten
eines Kalendermonats begriindet, so ist fiir diesen Monat die fiir den Beginn des Dienstverhaltnisses
vertraglich vereinbarte Arbeitszeit maBgebend.

(4) Die vermdgenswirksame Leistung wird nur fiir die Kalendermonate gewahrt, fiir die der Mitarbeiterin
bzw. dem Mitarbeiter Dienstbeziige, Urlaubsvergiitung oder Krankenbezilige bzw. Krankengeldzuschuss
zustehen. Fiir die zu ihrer bzw. den zu seiner Ausbildung Beschéftigten tritt an die Stelle der Dienstbe-
ziige die Ausbildungsvergiitung.

(5) Die vermogenswirksame Leistung ist nicht zusatzversorgungspflichtig.
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§2 Mitteilung der Anlageart

Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter und die zu ihrer bzw. der zu seiner Ausbildung Beschéftigte
teilen der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber in Textform die Art der gewédhlten Anlage mit und
geben hierbei, soweit dies nach der Art der Anlage erforderlich ist, das Unternehmen oder Institut mit
der Nummer des Kontos an, auf das die Leistungen eingezahlt werden sollen.

§3 Entstehung und Félligkeit des Anspruchs

(1) Der Anspruch auf die vermdgenswirksame Leistung entsteht friihestens fiir den Kalendermonat, in
dem die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter oder die zu ihrer bzw. der zu seiner Ausbildung Beschaftigte
ihrer bzw. seiner Dienstgeberin oder ihrem bzw. seinem Dienstgeber die nach § 2 erforderlichen Angaben
mitteilt, und fiir die beiden vorangegangenen Kalendermonate desselben Kalenderjahres. Die Anspriiche
auf die vermdgenswirksamen Leistungen werden erstmals am Letzten des zweiten auf die Mitteilung
folgenden Kalendermonats fallig.

(2) Der Anspruch entsteht nicht fiir einen Kalendermonat, fiir den der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter
oder der zu ihrer bzw. dem zu seiner Ausbildung Beschéftigten von ihrer bzw. seiner Dienstgeberin oder
ihrem bzw. seinem Dienstgeber oder einer anderen Arbeitgeberin bzw. einem anderen Arbeitgeber eine
vermdgenswirksame Leistung aus diesem oder einem friiher begriindeten Dienst- oder Rechtsverhaltnis
erbracht wird. Das gilt nicht, wenn der Anspruch mit einem gegen eine andere Dienstgeberin bzw. einen
anderen Dienstgeber bestehenden Anspruch auf eine vermdgenswirksame Leistung von weniger als
6,65 EUR - in den Fillen des § 1 Absatz 3 Buchst. b) von weniger als 13,29 EUR - zusammentrifft.

§4 Anderungen der vermogenswirksamen Anlage

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter bzw. die zu ihrer bzw. der zu seiner Ausbildung Beschéftigte
kann wahrend des Kalenderjahres die Art der vermdgenswirksamen Anlage nach der Anlage 9 AVR DWBO
Anlage Johanniter und das Unternehmen oder Institut, bei dem sie erfolgen soll, nur mit Zustimmung der
Dienstgeberin bzw. des Dienstgebers wechseln.

(2) Fur die vermogenswirksame Leistung gemaB Anlage 9 AVR DWBO Anlage Johanniter und die vermo-
genswirksame Anlage von Teilen der Dienstbeziige nach § 11 Absatz 1 des VermBG soll die Mitarbeiterin
bzw. der Mitarbeiter bzw. die zu ihrer bzw. der zu seiner Ausbildung Beschaftigte moglichst dieselbe
Anlageart und dasselbe Unternehmen oder Institut wéhlen.

(3) Die Anderung einer schon bestehenden Vereinbarung nach § 11 Absatz 1 des VermBG bedarf nicht
der Zustimmung der Dienstgeberin bzw. des Dienstgebers, wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter
bzw. die zu ihrer bzw. der zu seiner Ausbildung Beschiftigte die Anderung aus Anlass der erstmaligen
Gewdhrung der vermdgenswirksamen Leistung nach dieser Anlage 9 AVR DWBO Anlage Johanniter
verlangt.

(4) In den Fllen der Absitze 1 und 3 gilt §3 Absatz 1 Satz 2 entsprechend.
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§5 Nachweis bei Anlage nach §2 Absatz 1 Nr. 5 des Vermdgensbildungsgesetzes

Bei einer vermdgenswirksamen Anlage nach §2 Absatz 1 Nr. 5 des Vermdgensbildungsgesetzes hat
die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter und die bzw. der Auszubildende nach Anlage 10 AVR DWBO
Anlage Johanniter der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber zweckentsprechende Verwendung der
vermdgenswirksamen Leistungen auf Verlangen nachzuweisen; das Auslaufen der Entschuldung hat
sie bzw. er unverziiglich anzuzeigen.

Anmerkung zu §5

Die Vorschrift betrifft die Aufwendungen der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters zum Wohnungsbau.
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Anlage 10/l

Regelung der Ausbildungs- und Praktikantenverhiltnisse

§1 Geltungsbereich

(1) Diese Regelung gilt fiir Praktikantinnen und Praktikanten, die vor, wihrend und nach abgelegtem
Examen bzw. Diplom ein Praktikum absolvieren missen, um die staatliche Anerkennung zu erlangen,
sowie flir Auszubildende in einem staatlich anerkannten oder als staatlich anerkannt geltenden
Ausbildungsberuf. Alle werden im Folgenden Auszubildende genannt, soweit sie nicht gesondert
aufgefiihrt sind.

(2) Es gelten die AVR DWBO Anlage Johanniter, soweit in dieser Anlage nichts Abweichendes ge-
regelt ist.

§2 Ausbildungsvertrag

(1) Zwischen dem Trager der Ausbildung und der Auszubildenden bzw. dem Auszubildenden ist vor
Beginn des Ausbildungsverhaltnisses ein schriftlicher Ausbildungsvertrag abzuschlieBen.

(2) Mit Auszubildenden nach dem BBiG ist ein Ausbildungsvertrag nach MaBgabe der jeweils zustandigen
Kammer zu schlieBen. In diesem Vertrag ist die Geltung der AVR DWBO Anlage Johanniter zu vereinbaren.

§3 Durchfiihrung der Ausbildung

(1) Der Trager der Ausbildung hat die Ausbildung in einer durch ihren Zweck gebotenen Form planmiBig,
zeitlich und sachlich gegliedert so durchzufiihren, dass die Auszubildende bzw. der Auszubildende das
Ausbildungsziel in der vorgesehenen Ausbildungszeit erreichen kann.

(2) Mit der Auszubildenden bzw. dem Auszubildenden erstellt der Ausbildungstréger unter Beteiligung
der Auszubildenden einen Ausbildungsplan iiber die zeitliche und inhaltliche Gliederung der Ausbildung,
unter Beachtung der mit der Fachschule abgestimmten Festlegung der Schul-, Ausbildungs- und Ferien-
zeiten.

(3) Die Auszubildende bzw. der Auszubildende hat sich zu bemiihen, die Kenntnisse, Fahigkeiten und
Fertigkeiten zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbildungsziel in der vorgesehenen Ausbildungs-
zeit zu erreichen.

§4 Probezeit

Fiir die Auszubildenden betragt die Probezeit 3 Monate, soweit keine gesetzliche Regelung etwas anderes
bestimmt.

84



§5 Arztliche Untersuchung

Auszubildende kann der Trager der Ausbildung nach Beendigung des Ausbildungsverhaltnisses medizi-
nisch untersuchen lassen. Auf Verlangen der Auszubildenden ist er hierzu verpflichtet. Die Kosten der
Untersuchung tragt der Trager der Ausbildung. Das Ergebnis der drztlichen Untersuchung ist den Auszu-
bildenden auf ihren Antrag hin bekannt zu geben.

§6 Ausbildungszeit

(1) Die durchschnittliche regelmaBige tagliche und wochentliche Ausbildungszeit der Auszubildenden,
die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, richtet sich nach den Bestimmungen, die fiir die
Arbeitszeit der beim Trager der Ausbildung beschéaftigten Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter gelten.

(2) Auszubildende diirfen an Sonn- und Feiertagen und in der Nacht nur ausgebildet werden, wenn
dies nach dem Ausbildungszweck erforderlich ist.

(3) Eine tiber die durchschnittliche regelmiBige wochentliche Ausbildungszeit hinausgehende Beschaf-
tigung ist nur ausnahmsweise zulassig.

(4) Auszubildende erhalten fiir das Fiihren von Berichtsheften (Ausbildungsnachweise) hierzu wihrend
der Arbeitszeit Gelegenheit.

(5) Auszubildende diirfen an Tagen, an denen sie an einem theoretischen betrieblichen Unterricht von
mindestens 270 Unterrichtsminuten teilnehmen, nicht zur praktischen Ausbildung herangezogen werden.

§7 Ausbildungsentgelt

(1) Die Hohe des Ausbildungsentgeltes richtet sich nach Anlage 11 AVR DWBO Anlage Johanniter.

(2) Anspriiche auf Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung nach dem SGB 1l oder auf Ubergangs-
geld nach den fiir die berufliche Rehabilitation geltenden Vorschriften oder andere vergleichbare Geld-
leistungen, die aus o6ffentlichen Haushalten gewdhrt werden, ersetzen die in diesem Paragraphen und
der Anlage 11 AVR DWBO Anlage Johanniter geregelten Anspriiche.

(3) Fiir die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen und Feiertagen, fiir den Bereitschaftsdienst und die
Rufbereitschaft, fiir die Uberstunden und fiir die Zeitzuschlige gelten die Regelungen sinngemaB, die
jeweils fiir die beim Trager der Ausbildung in dem kiinftigen Beruf der Auszubildenden beschaftigten
Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter maBgebend sind. Dabei gilt als Stundenentgelt der auf die Stunde
entfallende Anteil des Ausbildungsentgelts. Zur Ermittlung dieses Anteils ist das jeweilige Ausbil-
dungsentgelt durch das 4,348fache der durchschnittlichen regelmdBigen wochentlichen Ausbil-
dungszeit zu teilen.

(4) Wird die Ausbildungszeit wegen anzurechnender Vorzeiten verkiirzt, gilt fir die Héhe des Ausbil-
dungsentgelts gemaB Anlage 11 AVR DWBO Anlage Johanniter die Zeit der Verkiirzung als zuriickgelegte
Ausbildungszeit.
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§8 Ausbildungsverlangerung

(1) Wird die Ausbildungszeit aus Griinden, die die Auszubildende bzw. der Auszubildende nicht zu vertre-
ten hat, verldngert oder besteht sie die Priifung nicht oder kann die Auszubildende bzw. der Auszubilden-
de ohne ihr bzw. sein Verschulden die Abschlusspriifung erst nach Beenden der Ausbildungszeit ablegen,
verldangert sich das Ausbildungsverhaltnis auf ihren bzw. seinen in Textform gestellten Antrag hin bis zur
nachstmdglichen Priifung, hdchstens jedoch um ein Jahr.

(2) Wihrend dieser Zeit erhdlt die Auszubildende bzw. der Auszubildende das zuletzt maBgebliche
Ausbildungsentgelt.

(3) Im Falle des § 8 Absatz 1, 3. Fall, erhdlt die Auszubildende bzw. der Auszubildende bis zur Ablegung
der Abschlusspriifung die zuletzt fiir sie bzw. ihn maBgebende Ausbildungsvergiitung nach Anlage 11
AVR DWBO Anlage Johanniter.

§9 Priifung
(1) Fiir die Vorbereitung auf die staatliche Priifung ist die Auszubildende bzw. der Auszubildende fiir
eine Woche unter Fortzahlung des Ausbildungsentgelts von der Arbeit freizustellen.

(2) Der Triger der Ausbildung hat der Auszubildenden bzw. dem Auszubildenden die Ausbildungsmittel,
Instrumente und Apparate kostenlos zur Verfligung zu stellen, die zur Ausbildung und zum Ablegen
der staatlichen Priifung erforderlich sind.

§10 Beendigung des Ausbildungsverhiltnisses

(1) Das Ausbildungsverhiltnis endet mit dem Ablauf der Ausbildungszeit.

(2) Bestehen Auszubildende die Priifung vor Ablauf der Ausbildungszeit, so endet das Ausbildungsver-
héltnis mit dem Bestehen dieser Priifung, soweit keine anderweitige gesetzliche Regelung gilt.

(3) Wihrend der Probezeit kann das Ausbildungsverhiltnis mit einer Frist von 2 Wochen gekiindigt
werden.

Auszubildende konnen das Ausbildungsverhaltnis wahrend der Probezeit ohne Einhaltung einer Kiindi-
gungsfrist kiindigen.

(4) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhiltnis nur gekiindigt werden:
1. ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist
a) aus einem wichtigen Grund oder

b) wenn die Voraussetzungen zur Ausbildung nicht mehr vorliegen;
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2. von den Auszubildenden mit einer Kiindigungsfrist von 4 Wochen, wenn sie die Ausbildung auf-
geben wollen.

(5) Die Kiindigung muss schriftlich erfolgen.

§11 Mitteilungspflicht und Weiterarbeit

(1) Beabsichtigt der Ausbildende die Auszubildende bzw. den Auszubildenden nach Abschluss der
Ausbildung in ein Arbeitsverhdltnis zu lbernehmen, hat er dies der Auszubildenden bzw. dem Auszu-
bildenden 3 Monate vor dem Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen. In der Mitteilung kann
der Ausbildende die Ubernahme vom Ergebnis der staatlichen Priifung abhingig machen. Innerhalb
von 4 Wochen nach Zugang der Mitteilung hat die Auszubildende bzw. der Auszubildende schriftlich
zu erkldren, ob sie bzw. er beabsichtigt, in ein Arbeitsverhaltnis zu dem Ausbildungstrager zu treten.
Beabsichtigt der Ausbildungstrager, die Auszubildenden nicht in ein Arbeitsverhaltnis zu libernehmen,
hat er ihnen dies 3 Monate vor dem Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen.

(2) Wird die Auszubildende bzw. der Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhiltnis beschaf-
tigt, ohne dass hieriiber ausdriicklich etwas vereinbart worden ist, gilt ein Arbeitsverhaltnis als auf
unbestimmte Zeit begriindet.

§12 Zeugnis

(1) Der Ausbildungstriger hat der Auszubildenden bzw. dem Auszubildenden bei Beendigung des Aus-
bildungsverhéltnisses ein Zeugnis nach MaBgabe der jeweiligen Ausbildungsordnung auszustellen.

(2) Das Zeugnis muss Angaben enthalten tiber Art, Dauer und Ziel der Berufsausbildung sowie tiber die
erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der Auszubildenden. Auf Verlangen der Auszubildenden sind
auch Angaben (ber Fiihrung, Leistung und besondere fachliche Fahigkeiten aufzunehmen.

§13 Sonstige Bestimmungen

Die Ausbildungszeit wird auf die Beschaftigungszeit nicht angerechnet.
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Anlage 10/Il

Regelung der Ausbildungsverhaltnisse der Auszubildenden, die nach MaBgabe
des Pflegeberufegesetzes (PfIBG) ausgebildet werden

§1 Geltungsbereich
(1) Diese Regelung gilt fiir Auszubildende, die nach MaBgabe des Pflegeberufegesetzes (PfIBG) vom
17. Juli 2017 in Einrichtungen gemaB § 7 PfIBG ausgebildet werden.

(2) Es gelten die AVR DWBO Anlage Johanniter, soweit in dieser Anlage nichts Abweichendes geregelt ist.

§2 Ausbildungsvertrag

(1) Zwischen der Trigerin bzw. dem Tréager der Ausbildung und der Auszubildenden bzw. dem Auszu-
bildenden ist vor Beginn des Ausbildungsverhaltnisses ein schriftlicher Ausbildungsvertrag zu schlie-
Ben, der mindestens nachfolgende Angaben enthalten muss:

a) die Bezeichnung des Berufes, zu dem nach den Vorschriften des PfIBG ausgebildet wird, sowie den
gewdhlten Vertiefungseinsatz einschlieBlich einer Ausrichtung nach § 7 Absatz 4 Satz 2 PfIBG,

b) den Beginn und die Dauer der Ausbildung,
c) Angaben tiber die der Ausbildung zugrundeliegende Ausbildungs- und Priifungsverordnung,

d) eine Darstellung der inhaltlichen und zeitlichen Gliederung der praktischen Ausbildung (Aus-
bildungsplan),

e) die Einwilligung beider Vertragspartner zum Einsatz bei anderen Ausbildungstrigern, soweit die
Trégerin bzw. der Trager der Ausbildung mit anderen Ausbildungstragern in der Durchfiihrung der
Ausbildung kooperiert,

f) die Verpflichtung der Auszubildenden bzw. des Auszubildenden zum Besuch der Ausbildungs-
veranstaltungen der Pflegeschule,

—

die Dauer der durchschnittlichen regelmdBigen tiglichen oder wochentlichen praktischen Aus-
bildungszeit,

g

h

=

die Dauer der Probezeit,

i) Angaben (iber die Zahlung und die Hohe des Ausbildungsentgeltes einschlieBlich des Umfangs
etwaiger Sachbeziige nach § 19 Absatz 2 PfIBG,

j) die Dauer des Urlaubs,
k) die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekiindigt werden kann,

[) einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die dem Ausbildungsvertrag zugrundeliegenden
AVR DWBO Anlage Johanniter und Dienstvereinbarungen, sowie auf die Rechte aus dem geltenden
Mitarbeitervertretungsgesetz,
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m) die schriftliche Bestatigung der bzw. des Auszubildenden, dass sie bzw. er Giber die Anwendung des
Pflegeberufegesetzes aufgeklart wurde.

(2) Anderungen des Ausbildungsvertrages bediirfen der Schriftform. Es gilt § 16 Absatz 5 PfIBG.

(3) Eine Ausfertigung des unterzeichneten Ausbildungsvertrages ist der Auszubildenden bzw. dem
Auszubildenden und deren gesetzlichen Vertretern auszuhandigen.

§3 Pflichten der Auszubildenden/Pflichten des Trigers der praktischen Ausbildung

Die Pflichten der Auszubildenden und die Pflichten der Trdgerin bzw. des Trdgers der praktischen
Ausbildung ergeben sich aus §§ 17, 18 PfIBG.

§4 Probezeit

Das Ausbildungsverhdltnis beginnt mit der Probezeit. Die Probezeit betrdgt sechs Monate.

§5 Arztliche Untersuchung

(1) Die Auszubildende bzw. der Auszubildende hat auf Verlangen der Tragerin bzw. des Trigers der
Ausbildung vor der Einstellung ihre bzw. seine korperliche Eignung (Gesundheits- und Entwicklungs-
stand, korperliche Beschaffenheit und Arbeitsfihigkeit) durch das Zeugnis einer bzw. eines von der
Trigerin bzw. vom Trager der Ausbildung bestimmten Arztin bzw. Arztes (i.d.R. Betriebsérztin bzw.
Betriebsarzt) nachzuweisen.

(2) Bei einer bzw. einem unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallenden Auszubildenden ist die Unter-
suchung, sofern die Auszubildende bzw. der Auszubildende nicht bereits eine von einer anderen Arztin
bzw. einem anderen Arzt ausgestellte Bescheinigung nach § 32 Absatz 1 des Jugendarbeitsschutzge-
setzes vorgelegt hat, so durchzufiihren, dass sie zugleich den Anforderungen der Untersuchung nach
§ 32 Absatz 1 des Jugendarbeitsschutzgesetzes entspricht.

(3) Die Tragerin bzw. der Trager der Ausbildung kann die Auszubildende bzw. den Auszubildenden bei
begriindeter Veranlassung &rztlich untersuchen lassen. Von der Befugnis darf nicht willkiirlich Gebrauch
gemacht werden. Bei der beauftragten Arztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsérztin/
einen Betriebsarzt oder eine Amtsérztin/einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Vertragsparteien nicht
auf eine andere Arztin/einen anderen Arzt geeinigt haben.

(4) Auszubildende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefdhrdenden Tétig-
keiten beschéaftigt oder mit der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, sind in regelmaBigen Zeitab-
stdnden oder auf ihren Antrag bei Beendigung des Ausbildungsverhaltnisses drztlich zu untersuchen.

(5) Die Tragerin bzw. der Trager der Ausbildung kann die Auszubildende bzw. den Auszubildenden auch
bei Beendigung des Ausbildungsverhaltnisses untersuchen lassen. Auf Verlangen der Auszubildenden
bzw. des Auszubildenden ist sie bzw. er hierzu verpflichtet.
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(6) Die Kosten der Untersuchung tragt die Trigerin bzw. der Triger der Ausbildung. Das Ergebnis der
arztlichen Untersuchung ist der Auszubildenden bzw. dem Auszubildenden bekannt zu geben. Die Kosten
der verlangten Untersuchung tragt die Tragerin bzw. der Trager der Ausbildung. Das Ergebnis der jewei-
ligen drztlichen Untersuchung ist der Auszubildenden bzw. dem Auszubildenden bekannt zu geben.

§6 Wachentliche Ausbildungszeit

(1) Die durchschnittliche regelmiBige wdchentliche Ausbildungszeit betrdgt 40 Stunden. Schultage
werden mit 1/5 der regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit angerechnet. An Schultagen, an denen
Unterricht stattfindet, kann die Auszubildende bzw. der Auszubildende nur im Notfall zur praktischen
Ausbildung herangezogen werden.

(2) Fihrt die Auszubildende bzw. der Auszubildende die Ausbildung in Teilzeitform durch, wird die regel-
maBige wochentliche Ausbildungszeit entsprechend dem Verhéltnis der mit ihr bzw. ihm vereinbarten
Ausbildungszeit zur regelméBigen Ausbildungszeit einer vollbeschaftigten Auszubildenden bzw. eines
vollbeschiftigten Auszubildenden festgelegt (x% von 40 Stunden). Mit der Auszubildenden bzw. dem
Auszubildenden ist eine Vereinbarung zu treffen, wie ihre bzw. seine regelmédBige wochentliche Ausbil-
dungszeit im Rahmen der allgemeinen Ausbildung erfolgt.

(3) Im Rahmen des Ausbildungszweckes darf die Auszubildende bzw. der Auszubildende unter Beach-
tung des Jugendarbeitsschutzgesetzes auch an Sonntagen und Wochenfeiertagen und in der Nacht
ausgebildet werden.

(4) Die Lage der Arbeitszeit am praktischen Ausbildungsort soll sich an den dort tiblichen Arbeitszeiten
orientieren.

(5) Soweit der Auszubildende bzw. die Auszubildende einen Pflicht-, Vertiefungs- oder weiteren Einsatz
nicht bei dem Trdger der Ausbildung selbst, sondern in einer weiteren an der praktischen Ausbildung
beteiligten Einrichtung absolviert, sind die im Rahmen dieses Einsatzes {iber die durchschnittliche regel-
maBige wochentliche Ausbildungszeit hinaus geleisteten Stunden in dieser Einrichtung bis zum Ende
des Einsatzes auszugleichen. Aus diesem Einsatz entstandene, nicht ausgeglichene Minusstunden ver-
fallen an dessen Ende. Die gesetzlichen Vorgaben des PfIBG und der Pflegeberufe-Ausbildungs- und
Priifungsverordnung bleiben unberiihrt.

§7 Ausbildungsentgelt

(1) Die Auszubildende bzw. der Auszubildende erh3lt ein monatliches Ausbildungsentgelt nach der An-
lage 11 AVR DWBO Anlage Johanniter.

(2) Fiihrt die Auszubildende bzw. der Auszubildende die Ausbildung in Teilzeitform durch, wird die Héhe
des Ausbildungsentgeltes anteilig entsprechend der Regelung in § 6 Absatz 2 dieser Anlage festgelegt.
Der Beginn des jeweiligen Ausbildungsjahres in der Teilzeitausbildung wird zum Zwecke der Festsetzung
der entsprechenden Hohe des Ausbildungsentgeltes nach den Ausbildungsjahren durch Drittelung der
vereinbarten Gesamtdauer der Teilzeitausbildung bestimmt.
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(3) Wird eine andere Ausbildung oder werden Teile einer Ausbildung gem&B § 12 PfIBG auf die Dauer
einer Ausbildung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 PfIBG angerechnet, gilt fiir die Hohe des Ausbildungsent-
gelts gem3B dem Anhang zu dieser Anlage die Zeit der Verkiirzung bzw. die angerechnete Zeit als
zurlickgelegte Ausbildungszeit.

(4) Verldngert sich die Ausbildungszeit, erhalt die Auszubildende bzw. der Auszubildende wahrend der
verlangerten Ausbildungszeit das zuletzt maBgebende Ausbildungsentgelt.

(5) Hat das Ausbildungsverhiltnis im Laufe eines Kalendermonats begonnen, erhilt die Auszubilden-
de bzw. der Auszubildende das nach dem Anhang zu dieser Anlage zustehende héhere Ausbildungs-
entgelt jeweils vom Beginn des Kalendermonats an, in dem das vorhergehende Ausbildungsjahr endet.

(6) Fiir die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen und Feiertagen, fiir den Bereitschaftsdienst und
die Rufbereitschaft, fiir die Uberstunden und fiir die Zeitzuschldge gelten die Regelungen sinngem3s,
die jeweils fiir die beim Trdger der Ausbildung in dem kiinftigen Beruf der Auszubildenden beschaf-
tigten Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter maBgebend sind. Dabei gilt als Stundenentgelt der auf die
Stunde entfallende Anteil des Ausbildungsentgelts. Zur Ermittlung dieses Anteils ist das jeweilige
Ausbildungsentgelt durch das 4,348fache der durchschnittlichen regelmédBigen wdchentlichen
Ausbildungszeit zu teilen.

(7) Die Auszubildende bzw. der Auszubildende, die bzw. der standig Schichtarbeit (§ 11e Absatz 3 AVR
DWBO Anlage Johanniter) oder Arbeit mit Arbeitsunterbrechungen (geteilter Dienst) zu leisten hat,
erhalt eine Schichtzulage in Hohe von 33,- EUR monatlich.

§8 Sachbeziige

(1) Der Wert einer gewéhrten Unterkunft wird nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung auf
das Ausbildungsentgelt angerechnet. Der Wert der Anrechnung vermindert sich in den in § 2 Absatz 3
Satz 2 Sozialversicherungsentgeltverordnung aufgefiihrten Fallen.

(2) Sachbeziige kdnnen in der Hohe der Werte, die durch Rechtsverordnung nach § 17 Absatz 1 Satz 1
Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bestimmt sind, angerechnet werden; sie diirfen jedoch
75 Prozent der Bruttovergiitung nicht iiberschreiten. Kann die Auszubildende bzw. der Auszubildende
aus berechtigtem Grund Sachbeziige nicht abnehmen, so sind diese nach den Sachbezugswerten ab-
zugelten. Eine Anrechnung von Sachbeziigen ist nur zuldssig, soweit dies im Ausbildungsvertrag ver-
einbart worden ist.

§9 Freistellung zur Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen und Priifungen

(1) Die Auszubildende bzw. der Auszubildende ist fiir die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen
der Pflegeschule und fiir die Teilnahme an Priifungen freizustellen.

(2) Die Auszubildende bzw. der Auszubildende ist vor der staatlichen Abschlusspriifung zur Vorberei-
tung auf diese an flinf Ausbildungstagen freizustellen. Der Anspruch nach Satz 1 verkiirzt sich um die
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Zeit, flr die die Auszubildenden zur Vorbereitung auf die staatliche Priifung besonders zusammenge-
fasst werden; die Auszubildende bzw. der Auszubildende erhilt jedoch mindestens zwei freie Ausbil-
dungstage.

(3) Der Auszubildenden bzw. dem Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt fiir die Zeiten der Freistel-
lung nach Absatz 1 und 2 fortzuzahlen.

§10 Ausbildungsmittel

Die Tragerin bzw. der Trdger der praktischen Ausbildung ist verpflichtet, der Auszubildenden bzw.
dem Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel einschlieBlich der Fachbiicher, Instrumente
und Apparate zur Verfiigung zu stellen, die zur praktischen Ausbildung und zum Ablegen der staat-
lichen Abschlusspriifung erforderlich sind.

§11 Beendigung des Ausbildungsverhiltnisses

(1) Das Ausbildungsverhiltnis endet unabhingig vom Zeitpunkt der staatlichen Abschlusspriifung
mit Ablauf der Ausbildungszeit (§ 21 Absatz 1 PfIBG).

(2) Besteht die Auszubildende bzw. der Auszubildende die staatliche Priifung nicht oder kann sie
oder er ohne eigenes Verschulden die staatliche Priifung nicht vor Ablauf der Ausbildung ablegen, so
verlangert sich das Ausbildungsverhdltnis auf schriftliches Verlangen gegeniiber dem Trdger der
praktischen Ausbildung bis zur nachstmdglichen Wiederholungsprifung, héchstens jedoch um ein
Jahr. Ausnahmen kann die zustandige Behdrde in begriindeten Fillen zulassen (§ 21 Absatz 2 PfIBG).

(3) Wahrend der Probezeit (§ 4 Anlage 10/l AVR DWBO Anlage Johanniter) kann das Ausbildungs-
verhaltnis von der Auszubildenden bzw. dem Auszubildenden gemaB § 22 Absatz 1 PfIBG jederzeit
ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist gekiindigt werden, von der Trdgerin bzw. vom Tréger der
praktischen Ausbildung mit einer Frist von zwei Wochen zum Ende eines Kalendertages (§ 34 Absatz
3 AVR DWBO Anlage Johanniter).

(4) Nach der Probezeit kann gemaB § 22 Absatz 2 PfIBG das Ausbildungsverhltnis nur gekiindigt werden
1. von jedem Vertragspartner ohne Einhalten einer Kiindigungsfrist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes
2. von der Auszubildenden bzw. dem Auszubildenden mit einer Kiindigungsfrist von vier Wochen.

(5) Die Kiindigung muss schriftlich erfolgen. Bei einer Kiindigung durch den Triger der praktischen
Ausbildung ist das Benehmen mit der Pflegeschule herzustellen. In den Faillen des Absatzes 4 Nr. 1 sind
die Kiindigungsgriinde anzugeben.

(6) Eine Kiindigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrundeliegenden
Tatsachen der kiindigungsberechtigten Person ldnger als 14 Tage bekannt sind. Ist ein vorgesehenes
Giteverfahren vor einer auBergerichtlichen Stelle eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der
Lauf dieser Frist gehemmt.
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§ 12 Mitteilungspflicht und Weiterarbeit

(1) Beabsichtigt der Ausbildende die Auszubildende bzw. den Auszubildenden nach Abschluss der
Ausbildung in ein Arbeitsverhaltnis zu libernehmen, hat er dies der Auszubildenden bzw. dem
Auszubildenden 3 Monate vor dem Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen. In der Mit-
teilung kann der Ausbildende die Ubernahme vom Ergebnis der staatlichen Priifung abhingig
machen. Innerhalb von 4 Wochen nach Zugang der Mitteilung hat die Auszubildende bzw. der
Auszubildende schriftlich zu erkldren, ob sie bzw. er beabsichtigt, in ein Arbeitsverhaltnis zu dem
Ausbildungstrdger zu treten. Beabsichtigt der Ausbildungstrdger, die Auszubildenden nicht in ein
Arbeitsverhaltnis zu ibernehmen, hat er ihnen dies 3 Monate vor dem Ende der Ausbildungszeit
schriftlich mitzuteilen.

(2) Werden die Auszubildende bzw. der Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhiltnis
beschiftigt, ohne dass hieriiber ausdriicklich etwas vereinbart worden ist, gilt ein Arbeitsverhaltnis
als auf unbestimmte Zeit begriindet.

§13 Sonstige Bestimmungen

Bei Ubernahme in ein Dienstverhiltnis nach einer Ausbildung innerhalb des Johanniter-Verbundes
wird die Ausbildung als forderliche Zeit dergestalt angerechnet, dass sofort der Beginn der Stufe 2
der jeweiligen Entgeltgruppe erreicht wird, wenn diese nicht bereits durch eine Anerkennung
forderlicher Zeiten im Sinne des § 18 Absatz 4 AVR DWBO Anlage Johanniter erreicht wurde.

93



Anlage 11 Ausbildungs- und Praktikumsentgelt

1. Praktikantinnen und Praktikanten gem&B § 1 Anlage 10/l AVR DWBO Anlage Johanniter erhalten
das nachstehende monatliche Praktikumsentgelt fiir

a) Berufe, die nach einem abgeschlossenen FH-Studium /Studium ein praktisches Jahr erfordern

z.B. der Sozialarbeiterin, des Sozialarbeiters, 1.816,88 EUR ab dem 01.01.2020 67,60 EUR
der Sozialpddagogin, des Sozialpddagogen, der 1.873,21 EUR ab dem 01.01.2021  Kinderzuschlag
Heilpddagogin, des Heilpddagogen

b) Berufe, die nach einer staatlich anerkannten mindestens 3-jahrigen Ausbildung ein Praktikum erfordern

z.B. der pharm.techn. Assistentin, des pharm.techn.  1.557,28 EUR ab dem 01.01.2020 64,42 EUR
Assistenten, der Erzieherin, des Erziehers, der Hei-  1.605,56 EUR ab dem 01.01.2021  Kinderzuschlag
lerziehungspflegerin, des Heilerziehungspflegers

¢) Berufe, die nach einer staatlich anerkannten 2-jahrigen Ausbildung ein Praktikum erfordern

z.B. der Kinderpflegerin, des Kinderpflegers, 1.491,66 EUR ab dem 01.01.2020 _64'42 EUR
der Dorfhelferin, des Dorfhelfers, der Haus- und ~ 1.537,90 EUR ab dem 01.01.2021 Kinderzuschlag
Familienpflegerin, des Haus- und Familienpfle-

gers, der Rettungsassistentin, des Rettungsassis-

tenten, der Masseurin und med. Bademeisterin,

des Masseurs und med. Bademeisters

2. Auszubildende gem&B § 1 Anlage 10/l AVR DWBO Anlage Johanniter erhalten das nachstehende
monatliche Ausbildungsentgelt:

Ab dem Ab dem Ab dem
01.01.2020 01.01.2021 01.01.2019
im 1. Ausbildungsjahr 841,45 EUR 867,53 EUR 64,42 EUR
) ; ) Kinderzuschlag
im 2. Ausbildungsjahr 901,98 EUR 929,94 EUR
im 3. Ausbildungsjahr 958,89 EUR 988,61 EUR
im 4. Ausbildungsjahr 1.036,37 EUR 1.068,50 EUR
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3. Schiilerinnen und Schiiler im Pflegedienst, in der Altenpflege, Krankenpflege, Kinderkrankenpflege
und Entbindungspflege sowie Schiilerinnen und Schiiler in der Ausbildung zur Notfallsanitaterin bzw.
zum Notfallsanitater erhalten das nachstehende monatliche Ausbildungsentgelt:

Ab dem Ab dem Ab dem
01.01.2020 01.01.2021 01.01.2019
im 1. Ausbildungsjahr 980,68 EUR 1.011,08 EUR 64,42 EUR
) ; i Kinderzuschlag
im 2. Ausbildungsjahr 1.054,53 EUR 1.087,22 EUR
im 3. Ausbildungsjahr 1.174,39 EUR 1.210,80 EUR
Schiilerinnen und 898,35 EUR 926,20 EUR

Schiiler in der
Krankenpflegehilfe

4. Auszubildende gem&B Anlage 10/Il AVR DWBO Anlage Johanniter, die nach MaBgabe des Pflegebe-
rufegesetzes (PfIBG) ausgebildet werden, erhalten das nachstehende monatliche Ausbildungsentgelt:

Ab dem Ab dem
01.01.2020 01.01.2021
im 1. Ausbildungsjahr 1.175,00 EUR 1.211.43 EUR 64,42 EUR
. ) : Kinderzuschlag
im 2. Ausbildungsjahr 1.250,00 EUR 1.288,75 EUR
im 3. Ausbildungsjahr 1.350,00 EUR 1.391,85 EUR

5. Studierende, die im Rahmen einer dualen Ausbildung in einer Einrichtung tétig sind, erhalten eine
Verglitung gemaB Ziffer 3 der Anlage 11 AVR DWBO Anlage Johanniter.

6. Praktikantinnen und Praktikanten, die mindestens 6 Monate in einer Einrichtung tétig sind, er-
halten ein monatliches Praktikumsentgelt in Hohe von 325,00 EUR.

7. Durch Dienstvereinbarung kann abweichend von Nr. 1, 2, 3 und 4 der Anlage 11 AVR DWBO Anlage
Johanniter von den Betrdgen der Ausbildungsvergiitungen innerhalb eines Vergiitungskorridors um
bis zu 20% und abweichend von Nr. 6 um bis zu 40% nach oben abgewichen werden. Die Offnungs-
klausel gilt fiir wirtschaftlich selbststdndig arbeitende Teile einer Einrichtung. Unter einem wirt-
schaftlich selbststéandigen Teil einer Einrichtung ist die kleinste organisatorische Einheit zu verstehen,
fiir die ein vollstdndig in sich abgeschlossenes Rechnungswesen abgebildet werden kann. Ein abge-
schlossenes Rechnungswesen beinhaltet eine entsprechende Erfassung aller Geschéftsvorfalle und
die mogliche Erstellung aller Nachweise fiir einen gesetzlichen Einzelabschluss im Sinne von § 242
HGB. Die Erhohung gilt fiir alle bestehenden Ausbildungsverhéltnisse, fiir die eine Erhdhung des Aus-
bildungsentgelts beschlossen wurde, auch dann bis zum Ende der Ausbildung fort, wenn die Dienstver-
einbarung zwischenzeitlich auslauft oder gekiindigt wird. Die Dienstvereinbarung ist dem AK Ausschuss

Johanniter zur Information zu libersenden.
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Anlage 12

Ordnung zur Sicherung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei
RationalisierungsmaBBnahmen und Einschrinkungen von Einrichtungen

Vorbemerkung:

Bei der Durchfiihrung von RationalisierungsmaBnahmen und anderen Einschrankungen - insbesondere
der Aufgabe von Tatigkeitsfeldern - sind die sich aus dem Arbeitsverhiltnis ergebenden Belange der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu beriicksichtigen und soziale Harten méglichst zu vermeiden. Dabei
sind die wirtschaftlichen Mdglichkeiten der Dienstgeberinnen und Dienstgeber zu beachten. Diesen
Zielen dienen die nachstehenden Vorschriften.

§1 Geltungsbereich
(1) Diese Ordnung gilt fiir alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unter den Geltungsbereich der
§2 AVR DWBO Anlage Johanniter fallen.

(2) Diese Ordnung gilt nur fiir Dienstgeberinnen und Dienstgeber, die mehr als 5 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter i. S. des § 23 Kiindigungsschutzgesetz beschéaftigen.

(3) Wurden Dienststellenteile nach §3 Absatz 2 MVG.EKD gebildet, sind diese Dienststellenteile die
fiir diese Ordnung maBgebliche BezugsgroBe.

(4) Diese Ordnung gilt nicht fiir Falle des Betriebsiiberganges im Sinne des § 613a BGB.

§2 Begriffsbestimmungen

(1) MaBnahmen im Sinne dieser Ordnung sind:

a) von der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber veranlasste erhebliche Anderungen von Arbeitstechniken
oder wesentliche Anderungen der Arbeitsorganisation mit dem Ziel einer rationelleren Arbeitsweise
oder

b) Einschrinkung oder Aufgabe von Tatigkeitsfeldern, wenn dies zu einem Wechsel der Beschiftigung
oder zur Beendigung des Dienstverhaltnisses fiihrt.

(2) Als MaBnahme kommen insbesondere in Betracht:

a) Stilllegung oder Auflésung von Einrichtungen bzw. Teilen von diesen,

b) Verlegung oder Ausgliederung von Einrichtungen bzw. Teilen von diesen,
¢) Zusammenlegung von Einrichtungen bzw. Teilen von diesen,

d) Verlagerung von Aufgaben zwischen Einrichtungen,

e) Einflihrung anderer Arbeitsmethoden und Verfahren, auch soweit sie durch Nutzung technischer
Verdnderungen bedingt sind.
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(3) MaBnahmen, deren Ziel der Abbau von Arbeitsbelastungen ist (durch die z.B. die Lage der Arbeitszeit
gedndert oder die Dienstplangestaltung oder duBere Umsténde der Arbeit verbessert werden), sind keine
MaBnahmen im Sinne des Absatz 1. Fiir das Vorliegen von MaBnahmen ist es jedoch unerheblich, wenn
dadurch auch zugleich Arbeitsbelastungen abgebaut werden.

Anmerkungen zu Absatz 1:

1. MaBnahmen im Sinne des Absatz 1 sind insbesondere solche, die unmittelbar durch

e voraussichtlich nicht nur kurzfristigen Riickgang der Inanspruchnahme,

e eine von Dritten (insbesondere durch gesetzgeberische MaBnahmen) verursachte Aufgabenein-
schrankung,

e Wegfall zweckgebundener Drittmittel veranlasst sind.

MaBnahmen im Sinne des Absatz 1 sind daher z.B.

RationalisierungsmaBnahmen im Verwaltungsbereich durch den Einsatz neuer Technik,
SchlieBung einer Schule oder Teilen davon wegen Riickgangs der Schiilerzahlen,
GruppenschlieBung in einem Kindergarten wegen Riickgangs der Kinderzahlen,
SchlieBung von Beratungseinrichtungen wegen des Wegfalls von Mitteln,

SchlieBung einer Verlagseinrichtung wegen nicht nur kurzfristigen Nachfrageriickgangs,
SchlieBung einer Einrichtung aufgrund (kirchen-)gesetzgeberischer MaBnahme.

2. 0b bei einer RationalisierungsmaBnahme nach Absatz 1 Buchstabe a) eine Anderung in erheblichem
bzw. in wesentlichem Umfang vorliegt, ist von der Auswirkung der MaBnahme her zu beurteilen.

Eine RationalisierungsmaBnahme liegt auch dann vor, wenn sich aus der begrenzten Anwendung
einzelner Anderungen zunschst zwar keine erheblichen bzw. wesentlichen Auswirkungen ergeben,
aber eine Fortsetzung der Anderungen beabsichtigt ist, die erhebliche bzw. wesentliche Auswir-
kungen haben wird.

Ist eine Anderung erheblich bzw. wesentlich, ist es nicht erforderlich, dass sie fiir mehrere Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zu einem Wechsel der Beschaftigung oder zur Beendigung des Dienst-
verhaltnisses fiihrt.

3. Eine wesentliche Anderung der Arbeitsorganisation kann auch vorliegen, wenn aufgrund von Dienst-
vertragen geleistete Arbeit kiinftig aufgrund von Werkvertragen durchgefiihrt werden soll (z.B. bei
Ausgliederung von Reinigungsdiensten).

§3 Einbeziehung der Mitarbeitervertretung

(1) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber hat die zustindige Mitarbeitervertretung rechtzeitig und
umfassend Uiber die vorgesehene MaBnahme zu unterrichten. Sie bzw. er hat die personellen und sozialen
Auswirkungen mit der Mitarbeitervertretung zu beraten. Darliber hinaus hat die Dienstgeberin bzw. der
Dienstgeber die Mitarbeitervertretung nach MaBgabe des geltenden Mitarbeitervertretungsrechtes zu
beteiligen.
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(2) Unbeschadet des Absatz 1 soll die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, deren Arbeitspldtze von der vorgesehenen MaBnahme voraussichtlich betroffen werden,
rechtzeitig vor deren Durchfiihrung unterrichten.

§3a Sozialplan

(1) Vor der Anwendung von Regelungen der §§ 4 bis 10 sind zwischen Dienststellenleitung und Mit-
arbeitervertretung Verhandlungen iber einen Sozialplan aufzunehmen, dessen Inhalt von Regelungen
der §§ 4 ff. abweichen und ergdnzende oder andere Regelungen enthalten kann. Bei Abschluss eines
Sozialplanes finden die §§ 4 ff. keine Anwendung.

(2) In einem Sozialplan sind MaBnahmen vorzusehen, um die sozialen Folgen einer wesentlichen Betrieb-
sanderung zu mildern. Der Sozialplan ist in Form einer Dienstvereinbarung abzuschlieBen. Dienststellen-
leitung und Mitarbeitervertretung sollen insbesondere folgende Grundsétze beriicksichtigen:

a) Sie sollen beim Ausgleich oder bei der Milderung wirtschaftlicher Nachteile, insbesondere durch
Einkommensminderung, Wegfall oder Minderung von Sonderleistungen oder Minderung von Anwart-
schaften auf betriebliche Altersversorgung, Umzugskosten oder erhohte Fahrtkosten, Leistungen vor-
sehen, die in der Regel den Gegebenheiten des Einzelfalles Rechnung tragen.

b) Sie haben die Aussichten der betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf dem Arbeitsmarkt
zu beriicksichtigen.

¢) Sie sollen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Leistungen ausschlieBen, die in einem zumutbaren
Arbeitsverhdltnis in derselben Einrichtung oder in einer anderen Einrichtung des Dienstgebers
weiterbeschiftigt werden kdnnen und die Weiterbeschaftigung ablehnen; die mogliche Weiterbe-
schéftigung an einem anderen Ort begriindet fiir sich allein nicht die Unzumutbarkeit.

d) Sie sollen insbesondere die im Dritten Buch des Sozialgesetzbuches vorgesehenen Férderungsmag-
lichkeiten zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit beriicksichtigen.

e) Sie haben bei der Bemessung des Gesamtbetrages der Sozialplanleistungen darauf zu achten, dass
der Fortbestand der Einrichtung (Dienststelle oder Dienststellenteil) oder die nach Durchfiihrung
der Betriebsdnderung verbleibenden Arbeitsplatze nicht gefdhrdet werden.

§4 Arbeitsplatzsicherung

(1) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber ist gegeniiber der bzw. dem von einer MaBnahme im Sinne
des §2 Absatz 1 betroffenen Mitarbeiterin bzw. betroffenen Mitarbeiter nach den Absatzen 2 bis 4
zur Arbeitsplatzsicherung verpflichtet.

Die Sicherung setzt erforderlichenfalls eine Fortbildung oder Umschulung der Mitarbeiterin bzw. des
Mitarbeiters voraus (8 5).

(2) Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber ist verpflichtet, der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter
einen mindestens gleichwertigen Arbeitsplatz zu sichern. Ein Arbeitsplatz ist gleichwertig, wenn sich
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durch die neue Tatigkeit die bisherige Eingruppierung nicht dndert und die Mitarbeiterin bzw. der
Mitarbeiter in der neuen Tatigkeit vollbeschaftigt bzw. im bisherigen Umfang nicht vollbeschaftigt
bleibt. Bei der Sicherung eines gleichwertigen Arbeitsplatzes bei derselben Dienstgeberin bzw. dem-
selben Dienstgeber gilt folgende Reihenfolge:

a) Arbeitsplatz in derselben Einrichtung an demselben Ort,

b) Arbeitsplatz in einer Einrichtung mit demselben Aufgabengebiet (z. B. Jugendhilfe) an einem anderen
Ort oder in einer Einrichtung mit einem anderen Aufgabengebiet (z.B. anstatt bisher Jugendhilfe,
nunmehr Behindertenhilfe) an demselben Ort,

) Arbeitsplatz in einer Einrichtung mit einem anderen Aufgabengebiet an einem anderen Ort.

Von der vorstehenden Reihenfolge kann im Einvernehmen mit der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter
abgewichen werden.

Steht ein gleichwertiger Arbeitsplatz nach MaBgabe des Unterabsatz 1 nicht zur Verfiigung, soll die
Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter entsprechend fortgebildet oder umgeschult werden, wenn ihr bzw.
ihm dadurch ein gleichwertiger Arbeitsplatz bei derselben Dienstgeberin bzw. demselben Dienstgeber
zur Verfligung gestellt werden kann.

(3) Kann der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter kein gleichwertiger Arbeitsplatz im Sinne des Absatz 2
zur Verfligung gestellt werden, ist die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber verpflichtet, der Mitarbeiterin
bzw. dem Mitarbeiter einen anderen Arbeitsplatz anzubieten.

Absatz 2 Unterabsatz 2 und 3 gelten entsprechend.

Die spatere Bewerbung um einen gleichwertigen Arbeitsplatz ist im Rahmen der Auswahl unter
gleichgeeigneten Bewerberinnen und gleichgeeigneten Bewerbern bevorzugt zu beriicksichtigen.

(4) Kann der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter kein Arbeitsplatz im Sinne der Absatz 2 und 3 zur Ver-
fligung gestellt werden, ist die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber verpflichtet, sich um einen Arbeits-
platz bei einer anderen Dienstgeberin bzw. einem anderen Dienstgeber im Johanniterverbund bemihen.

(5) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ist verpflichtet, einen ihr bzw. ihm angebotenen Arbeits-
platz im Sinne der Absatz 2 bis 4 anzunehmen, es sei denn, das Angebot ist mit einer Herabgruppie-
rung um mehr als 2 Entgeltgruppen verbunden oder dass ihr bzw. ihm die Annahme nach ihren bzw.
seinen Kenntnissen und Fahigkeiten billigerweise nicht zugemutet werden kann.

§5 Fortbildung, Umschulung

(1) Ist nach §4 eine Fortbildung oder Umschulung erforderlich, hat sie die Dienstgeberin bzw. der
Dienstgeber rechtzeitig zu veranlassen oder selbst durchzufiihren. Soweit keine Anspriiche gegen
andere Kostentrdger bestehen, tragt die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber die Kosten. In den Féllen
des §2 Absatz 1 Buchst. b) tragt die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber die Kosten nur insoweit, als
ihr bzw. ihm dies wirtschaftlich zumutbar ist. Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter darf ihre bzw.
seine Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder UmschulungsmaBnahme nicht willkiirlich verweigern.
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(2) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ist fiir die zur Fortbildung oder Umschulung erforderliche
Zeit, langstens fiir 12 Monate, von der Arbeit freizustellen. Fiir ganze Arbeitstage der Freistellung ist
das Urlaubsentgelt zu zahlen, im Ubrigen sind die Beziige fortzuzahlen. Wird durch die Fortbildung
oder Umschulung die durchschnittliche regelméBige wochentliche Arbeitszeit Gberschritten, ist der
Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter ein entsprechender Freizeitausgleich bis zur Dauer der vereinbarten
regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit zu gewéhren.

(3) Setzt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter nach der Fortbildung oder Umschulung aus einem von ihr
bzw. ihm zu vertretenden Grunde das Dienstverhaltnis nicht fiir mindestens einen der Dauer der Fortbildung
oder Umschulung entsprechenden Zeitraum fort, ist die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber berechtigt, das
nach Absatz 2 Satz 2 gezahlte Entgelt und die Kosten der Fortbildung oder Umschulung zuriickzufordern.

§6 Besonderer Kiindigungsschutz

(1) Ist der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter eine andere Tatigkeit libertragen worden, darf das
Dienstverhaltnis wihrend der ersten 9 Monate dieser Tatigkeit weder aus betriebsbedingten Griinden
noch wegen mangelnder Einarbeitung gekiindigt werden. Wird die andere Tatigkeit bereits wahrend
der Fortbildung oder Umschulung ausgeiibt, verlangert sich die Frist auf 12 Monate.

(2) Eine Kiindigung mit dem Ziel der Beendigung des Dienstverhiltnisses darf nur dann ausgesprochen
werden, wenn der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter ein Arbeitsplatz nach § 4 Absatz 2 bis 4 nicht
angeboten werden kann oder die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter einen Arbeitsplatz entgegen § 4
Absatz 5 nicht annimmt. Die Kiindigungsfrist betrdgt 3 Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres,
soweit sich nicht aus § 34 Absatz 2 AVR DWBO Anlage Johanniter eine langere Kiindigungsfrist ergibt.

(3) Fuir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, fiir die eine ordentliche personenbedingte Kiindigung aus-
geschlossen ist, gilt §34 Absatz 7 bis 9 AVR DWBO Anlage Johanniter.

(4) Die Mitarbeiterin, die bzw. der Mitarbeiter, der auf Veranlassung der Dienstgeberin bzw. des Dienst-
gebers im gegenseitigen Einvernehmen oder aufgrund einer Kiindigung durch die Dienstgeberin bzw.
den Dienstgeber aus dem Dienstverhaltnis ausgeschieden ist, soll auf Antrag bevorzugt wieder einge-
stellt werden, wenn ein fiir sie bzw. ihn geeigneter Arbeitsplatz zur Verfiigung steht.

§7 Entgeltsicherung

(1) Ergibt sich in den Féllen des § 4 Absatz 3 eine Minderung des Entgeltes, ist die Dienstgeberin bzw.
der Dienstgeber verpflichtet, der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter das Entgelt auf der Grundlage
des Sicherungsbetrages zu wahren. Der Sicherungsbetrag entspricht der Hohe des Entgeltes (§ 17
Absatz 1) und den Zulagen mit Ausnahme der Zulage nach § 17 Absatz 2 Buchst. d), die in Monatsbe-
tragen festgelegt sind, vermindert um den Kinderzuschlag. Der Anteil des Entgeltes, der nicht in Mo-
natsbetrdgen festgelegt ist, wird bei der Berechnung des Sicherungsbetrages nicht beriicksichtigt. Der
Sicherungsbetrag ist fiir den letzten Kalendermonat vor Aufnahme der neuen Tatigkeit zu berechnen.
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(2) Ab dem Tag, an dem die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter nach Anordnung der Dienstgeberin
bzw. des Dienstgebers die neue Tatigkeit aufzunehmen hat, erhilt sie bzw. er eine persénliche Zulage
fiir die Dauer von 12 Monaten in Hohe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Sicherungsbetrag und
den um den Kinderzuschlag sowie um die Zeitzuschldge und um die Vergiitung fiir Uberstunden,
Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft verminderten Beziigen aus der neuen Tatigkeit. Die personliche
Zulage nimmt an den allgemeinen Entgelterh6hungen nicht teil.

(3) Wird mit der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter fiir die neue Tétigkeit eine geringere durchschnitt-
liche regelmaBige wochentliche Arbeitszeit als die bisherige vereinbart, ist der Sicherungsbetrag in
demselben Verhaltnis zu kiirzen, wie die Arbeitszeit herabgesetzt worden ist.

(4) Die personliche Zulage wird neben dem Entgelt aus der neuen Tatigkeit gezahlt. Sie ist eine in
Monatsbetrdgen festgelegte Zulage. § 23 Absatz 1 und Absatz 2 AVR DWBO Anlage Johanniter gilt
entsprechend. Die personliche Zulage wird bei der Bemessung des Sterbegeldes (§29 AVR DWBO
Anlage Johanniter) beriicksichtigt.

(5) Die Absatz 2 bis 4 gelten nicht, wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ihre bzw. seine Zustim-
mung zu einer Fortbildungs- oder UmschulungsmaBnahme entgegen § 5 verweigert oder die Fortbildung
bzw. Umschulung aus einem von ihr bzw. ihm zu vertretenden Grund abgebrochen wird. Die personliche
Zulage entfillt, wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter die Ubernahme einer héherwertigen Tatig-
keit ohne triftige Griinde ablehnt. Die persdnliche Zulage entfallt ferner, wenn die Mitarbeiterin bzw.
der Mitarbeiter Anspruch auf Bezug einer ungekiirzten Altersrente nach §§ 236, 236a oder 237a SGB
VI oder einer entsprechenden Leistung einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung i.S.d. §6
Absatz 1 Nr. 1 SGB VI oder der Zusatzversorgung hat.

(6) Bei Entgeltsicherung nach den vorstehenden Absitzen finden die Vorschriften tber die Anderungs-
kiindigung keine Anwendung.

§8 Abfindung

(1) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter, die bzw. der auf Veranlassung der Dienstgeberin bzw. des
Dienstgebers im gegenseitigen Einvernehmen oder aufgrund einer Kiindigung durch die Dienstgeberin
bzw. den Dienstgeber aus dem Dienstverhaltnis ausscheidet, erhédlt nach MaBgabe folgender Tabelle
eine Abfindung:

3 Jahre
5 Jahre
7 Jahre
9 Jahre
11 Jahre
13 Jahre
15 Jahre
17 Jahre
19 Jahre

O | N o |01 | W N

—
o
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Monatsbezug ist der Betrag, der der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter aus dem Entgelt (§ 17 Ab-
satz 1 AVR DWBO Anlage Johanniter) im letzten Kalendermonat vor dem Ausscheiden zugestanden
hat oder zugestanden hatte.

(2) Der Anspruch auf Abfindung entsteht am Tag nach der Beendigung des Dienstverhiltnisses. Hat
die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber das Dienstverhaltnis gekiindigt, wird die Abfindung erst fallig,
wenn die Frist zur Erhebung der Kiindigungsschutzklage abgelaufen ist oder, falls die Mitarbeiterin
bzw. der Mitarbeiter Kiindigungsschutzklage erhoben hat, endgiiltig feststeht, dass die Mitarbeiterin
bzw. der Mitarbeiter ausgeschieden ist.

(3) Die Abfindung steht nicht zu, wenn

a) die Kiindigung aus einem von der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter zu vertretenden Grund (z.B.
Ablehnung eines angebotenen Arbeitsplatzes entgegen § 4 Absatz 5, Ablehnung der Fortbildung
bzw. Umschulung entgegen § 5) erfolgt ist oder

b) die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter im Einvernehmen mit der Dienstgeberin bzw. dem Dienstgeber
aus dem Dienstverhaltnis ausgeschieden ist, weil sie bzw. er von einer anderen Dienstgeberin bzw.
einem anderen Dienstgeber in den diakonischen, kirchlichen oder 6ffentlichen Dienst Gibernommen
wird.

(4) Die Absatze 1 bis 3 sind bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die von MaBnahmen im Sinne des
§ 2 Absatz 1 Buchst. b) betroffen sind, nur anzuwenden, wenn es sich um eine wesentliche Einschran-
kung oder Aufgabe von Tatigkeitsfeldern handelt. In diesen Fallen kdnnen durch Dienstvereinbarung
von der Tabelle in Absatz 1 abweichende Abfindungsbetrage festgesetzt werden, wenn anderenfalls
der Fortbestand der Einrichtung oder weitere Arbeitsplatze in Einrichtungen der gleichen Dienstge-
berin bzw. desgleichen Dienstgebers gefahrdet werden.

(5) Bei nicht wesentlichen Einschrinkungen oder Aufgabe von Tatigkeitsfeldern kénnen durch Dienst-
vereinbarungen an der Tabelle des Absatzes 1 orientierte Abfindungsbetrage vereinbart werden.

Anmerkung zu Absatz 4:
Eine wesentliche Einschrdnkung oder Aufgabe von Tatigkeitsfeldern liegt nur vor, wenn

a) bei Dienstgeberinnen und Dienstgebern, die in der Regel mehr als 20 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
und weniger als 60 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschéftigen, mehr als 5 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter,

b) bei Dienstgeberinnen und Dienstgebern, die in der Regel mindestens 60 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und weniger als 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschaftigen, 10 % der beschaftigten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder mehr als 25 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

c) bei Dienstgeberinnen und Dienstgebern, die in der Regel mindestens 500 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter beschaftigen, mindestens 30 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

betroffen sind.
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§9 Persdnliche Anspruchsvoraussetzungen

(1) Anspriiche aus dieser Ordnung bestehen nicht, wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter erwerbs-
gemindert im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung ist oder die Voraussetzungen fiir den Bezug
einer Rente wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer entsprechenden Leistung
einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung im Sinne des § 6 Absatz 1 Nr. 1 SGB VI oder der Zusatz-
versorgung erfiillt.

(2) Besteht ein Anspruch auf Abfindung und wird die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter das gesetzliche
Rentenalter innerhalb eines Zeitraumes erreichen, der kleiner ist als die der Abfindung zugrunde liegende
Zahl der Monatsbeziige, oder ist absehbar, dass innerhalb dieses Zeitraumes einer der Tatbestdnde des
Absatz 1 eintritt, verringert sich die Abfindung entsprechend.

(3) Tritt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter innerhalb eines Zeitraumes, der kleiner ist als die der
Abfindung zugrunde liegende Zahl der Monatsbeziige, in ein gleichwertiges Arbeitsverhaltnis ein, ver-
ringert sich die Abfindung entsprechend. Der liberzahlte Betrag ist zuriickzuzahlen.

§10 Anrechnungsvorschrift

(1) Leistungen, die der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter nach anderen Bestimmungen zu den gleichen
Zwecken gewdhrt werden, sind auf die Anspriiche nach der Ordnung anzurechnen. Dies gilt insbesondere
fiir gesetzliche oder durch Vertrag vereinbarte Abfindungsanspriiche gegen die Dienstgeberin bzw. den
Dienstgeber (z.B. 88 1a, 9, 10 KSchG).

(2) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ist verpflichtet, die ihr bzw. ihm nach anderen Bestimmungen
zu den gleichen Zwecken zustehenden Leistungen Dritter zu beantragen. Sie bzw. er hat die Dienstge-
berin bzw. den Dienstgeber von der Antragstellung und von den hierauf beruhenden Entscheidungen
sowie von allen ihr bzw. ihm gewahrten Leistungen im Sinne des Absatz 1 unverziiglich zu unterrichten.

Kommt die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter ihren bzw. seinen Verpflichtungen nach Unterabsatz 1 trotz
Belehrung nicht nach, stehen ihr bzw. ihm Anspriiche nach dieser Ordnung nicht zu.

103



Herausgegeben von der
Geschaftsstelle der AK DWBO [ AK
Ausschuss Johanniter

- AuBenstelle -

LitzowstraBe 94, 10785 Berlin
Telefon: 030 26997-305

Telefax: 030 26997-308
www.johanniter.de

DIE
JOHANNITER.

Aus Liebe zum Leben



	A.	Allgemeine Grundsätze
	§ 1	Auftrag der Johanniter, ­Dienstgemeinschaft
	§ 2	Geltungsbereich
	§ 3	Ausnahmen vom ­Geltungsbereich

	B.	Einstellung – Versetzung – Probezeit
	§ 4	Einstellung
	§ 5	Personalakten
	§ 6	Ärztliche Untersuchung nach erfolgter Einstellung
	§ 7	Umsetzung, Versetzung und Abordnung
	§ 8	Probezeit
	§ 9	Besondere Dienstpflichten
	§ 10	Fort- und Weiterbildung

	C.	Arbeitszeit
	§ 11	Arbeitszeit
	§ 11a	Pausen, Ruhezeit und Arbeitsunterbrechungen
	§ 11b	Arbeitszeitkonten
	§ 11c	Plusstunden, Überstunden und Minusstunden
	§ 11d	Arbeitszeit bei Dienstreisen
	§ 11e	Formen der Arbeit
	§ 11f	Nachtarbeitnehmerinnen und Nachtarbeitnehmer
	§ 11g	Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft
	§ 11h	Sonderregelungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemäß § 18 Absatz 1 Nr. 3 ArbZG
	§ 11i	Kurzarbeit
	§ 11j	Freizeitmaßnahmen

	§ 12	Fernbleiben vom Dienst
	§ 13	Freistellung
	§ 14	Beschäftigungszeit

	D.	Eingruppierung
	§ 15	Eingruppierung
	§ 16	Eingruppierung bei Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit

	E.	Entgelt
	§ 17	Die Bestandteile des Entgeltes
	§ 18	Grundentgelt für Mitarbei­terinnen und Mitarbeiter
	§ 18a	Übergangsregelung

	§ 19	Neufestsetzung des ­Grundentgeltes wegen geänderter ­Voraussetzungen
	§ 20	Kinderzuschlag
	§ 21	Wechselschicht- und Schichtzulage
	§ 22	Zeitzuschläge, Überstundenentgelt
	§ 22a Jahressonderzahlung

	§ 23	Vergütung nichtvollbeschäftigter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
	§ 23a Berechnung und Auszahlung der Bezüge
	Anmerkungen:

	§ 24	Öffnungsklausel
	§ 25	Reisekosten, Trennungsentschädigung, Umzugskosten

	F.	Sozialleistungen
	§ 26	Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit
	§ 27	Dienstjubiläum
	§ 28	Pauschale Zuwendung bei Geburt und Tod eines Angehörigen
	§ 29	Sterbegeld
	§ 30	Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung
	§ 31	Entgeltumwandlung

	G.	Urlaub
	§ 32	Urlaub
	§ 32a	Sonderurlaub
	§ 32b	Beurlaubung und Teilzeitbeschäftigung in besonderen Fällen

	§ 33	Zusatzurlaub für Nachtarbeit

	H.	Beendigung des Dienstverhältnisses
	§ 34	Beendigung des Dienstverhältnisses durch Kündigung
	§ 35	Beendigung des Dienstverhältnisses wegen verminderter Erwerbsfähigkeit
	§ 36	Beendigung des Dienstverhältnisses durch Erreichen der Altersgrenze oder bei Inanspruchnahme der abschlagsfreien Altersrente für besonders langjährig Versicherte, Weiterbeschäftigung
	§ 37	Zeugnisse

	I.	Sonstige Regelungen
	§ 38	Schutzkleidung und Dienstkleidung
	§ 39	Forderungsübergang bei Dritthaftung
	§ 40	Geltendmachung von Ansprüchen aus dem Dienstverhältnis

	Anlage 1 Eingruppierungskatalog
	Vorbemerkung:
	Entgeltgruppe 1 (Anm. 1)
	Entgeltgruppe 2 (Anm. 2)
	Entgeltgruppe 3 (Anm. 2, 3, 12, 13)
	Entgeltgruppe 4 (Anm. 3, 4, 12, 13)
	Entgeltgruppe 5 (Anm. 4, 12, 13, 15)
	Entgeltgruppe 6 (Anm. 5, 12, 13)
	Entgeltgruppe 7 (Anm. 5, 6, 11, 15)
	Entgeltgruppe 8 (Anm. 6, 7, 10, 11, 14)
	Entgeltgruppe 9 (Anm. 6, 7, 8, 10, 11, 14, 15, 16)
	Entgeltgruppe 10 (Anm. 8, 10, 11, 14, 16)
	Entgeltgruppe 11 (Anm. 8, 10, 11, 14, 15, 16)
	Entgeltgruppe 12 (Anm. 9, 10, 11, 14, 15, 16)
	Entgeltgruppe 13 (Anm. 9, 10, 11, 14, 15, 16)
	Anmerkungen:
	Erläuterungen zu den am 02.07.2014 beschlossenen Änderungen:


	Anlage 2 Entgelttabelle
	gültig ab 1. Januar 2019 
	gültig ab 1. Januar 2020 
	gültig ab 1. Januar 2021

	Anlage 3 Entgelttabelle 2015
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6 Zuschlagsberechtigte Arbeiten
	§ 1	Schmutz-, Gefahren- und Erschwerniszuschläge
	§ 2	Zahlung der Zuschläge
	§ 3	Höhe des Zuschlages
	§ 4	Berechnung der Zuschläge
	§ 5	Pauschalierung
	§ 6	Ausschluss

	Anlage 7
	gültig vom 1. Januar 2019
	Anlage 7a (alle Angaben in EUR) 
	gültig vom 1. Januar 2020
	Anlage 7a (alle Angaben in EUR)

	gültig vom 1. Januar 2021
	Anlage 7a (alle Angaben in EUR)

	gültig vom 1. Januar 2019
	Anlage 7b (alle Angaben in EUR) 

	gültig vom 1. Januar 2020


	Anlage 8a Ärztinnen und Ärzte
	§ 1	Geltungsbereich
	§ 2	Arbeitszeit, besondere Rechte und Pflichten
	§ 3	Zuweisung zu Dritten und Personalgestellung
	§ 4	Tätigkeit im Rettungsdienst
	§ 5	Grundentgelt für Ärztinnen und Ärzte
	§ 6	Eingruppierung und Vergütung
	§ 7	Abweichende Regelungen zum Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft 
	§ 8	Zeitzuschläge und Überstundenentgelt

	Anlage 8b Mitarbeitende im Fahrdienst
	§ 1	Geltungsbereich
	§ 2	Eingruppierung
	§ 3	Grundentgelt
	§ 4	Einschränkende Anwendung des § 24 AVR DWBO Anlage Johanniter
	§ 5	Anwendungsvoraussetzung
	§ 6	Nichtanwendbare Regelungen
	§ 7	Inkrafttreten und Laufzeit
	§ 8	Übergangsregelung

	Anlage 9 Vermögenswirksame Leistungen (VWL)
	§ 1	Voraussetzungen und Höhe der vermögenswirksamen Leistungen
	§ 2	Mitteilung der Anlageart
	§ 3	Entstehung und Fälligkeit des Anspruchs
	§ 4	Änderungen der vermögenswirksamen Anlage
	§ 5	Nachweis bei Anlage nach § 2 Absatz 1 Nr. 5 des Vermögensbildungsgesetzes
	Anmerkung zu § 5


	Anlage 10/I Regelung der Ausbildungs- und 
	Praktikantenverhältnisse
	§ 1	Geltungsbereich
	§ 2	Ausbildungsvertrag
	§ 3	Durchführung der Ausbildung
	§ 4	Probezeit
	§ 5	Ärztliche Untersuchung
	§ 6	Ausbildungszeit
	§ 7	Ausbildungsentgelt
	§ 8	Ausbildungsverlängerung
	§ 9	Prüfung
	§ 10	Beendigung des Ausbildungsverhältnisses
	§ 11	Mitteilungspflicht und Weiterarbeit
	§ 12	Zeugnis
	§ 13	Sonstige Bestimmungen

	Anlage 10/II
	§ 1	Geltungsbereich
	§ 2	Ausbildungsvertrag
	§ 3	Pflichten der Auszubildenden/Pflichten des Trägers der praktischen Ausbildung 
	§ 4	Probezeit 
	§ 5	Ärztliche Untersuchung 
	§ 6	Wöchentliche Ausbildungszeit 
	§ 7	Ausbildungsentgelt 
	§ 8	Sachbezüge 
	§ 9	Freistellung zur Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen und Prüfungen
	§ 10	Ausbildungsmittel 
	§ 11	Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 
	§ 12	Mitteilungspflicht und Weiterarbeit
	§ 13	Sonstige Bestimmungen

	Anlage 11 Ausbildungs- und Praktikumsentgelt
	Anlage 12
	Vorbemerkung:
	§ 1	Geltungsbereich
	§ 2	Begriffsbestimmungen
	Anmerkungen zu Absatz 1:

	§ 3	Einbeziehung der Mitarbeitervertretung
	§ 3a	Sozialplan

	§ 4	Arbeitsplatzsicherung
	§ 5	Fortbildung, Umschulung
	§ 6	Besonderer Kündigungsschutz
	§ 7	Entgeltsicherung
	§ 8	Abfindung
	Anmerkung zu Absatz 4:

	§ 9	Persönliche Anspruchsvoraussetzungen
	§ 10	Anrechnungsvorschrift


